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165. Sitzung 


Berlin, Mittwoch, den 16. März 2005 


Beginn: 13.00 Uhr 


Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Grüß Gott, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Sit- 
zung ist eröffnet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Befragung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat als Thema der heutigen 
Kabinettssitzung mitgeteilt: Aufbau eines Frühwarn- 
systems im Indischen Ozean. 

Das Wort für den einleitenden fünfminütigen Bericht 
hat der Parlamentarische Staatssekretär bei der Bundes- 
ministerin für Bildung und Forschung, Ulrich Kasparick. 

(Beifall des Abg. Jörg Tauss [SPD]) 

Ulrich Kasparick, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin für Bildung und Forschung: 

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle- 
gen! Die Vorbereitungen zur Hilfe beim Aufbau eines 
Frühwarnsystems im Indischen Ozean kommen in 
Deutschland sehr zügig voran. Insofern kann ich Ihnen 
heute positive Nachrichten übermitteln. 

Wir haben am 18. Januar deutsche Hilfe angeboten. 
Frau Bundesministerin Bulmahn hat den betroffenen 
Ländern deutsche Hilfe signalisiert. Schon im Februar 
haben sich deutsche und indonesische Experten getrof- 
fen, um miteinander die Chancen für eine schnelle Um- 
setzung zu beurteilen. Die Arbeitsgruppen haben ihre 
Arbeit zügig aufgenommen. Dabei arbeiten wir in enger 
Abstimmung mit der UNESCO, die die Federführung 
für das Frühwarnsystem im Indischen Ozean über- 
nommen hat, genauer gesagt: mit deren Internationalem 
Ozeanzentrum, IOC. 

Am Montag dieser Woche hat Frau Ministerin 
Bulmahn in Jakarta eine Joint Declaration unterschrie- 
ben, mit der fest verabredet ist, welches die nächsten 
Schritte sein werden. Unser Partnerland Indonesien ist 
eines von zwei Ländern, die der Bundeskanzler vorge- 
schlagen hat. Indonesien ist deswegen von so großer Be- 
deutung, weil es in der geologisch kritischsten Zone 
liegt: Der Tsunami ist dort entstanden. Deswegen wollen 
wir mit dem Frühwarnsystem in dieser Region anfangen. 


Ein zweiter Vorteil ist, dass wir seit 1979 sehr enge For- 
schungsbeziehungen mit Indonesien pflegen. Damit ha- 
ben wir eine gute Vertrauensbasis, dank deren wir zügig 
mit der gemeinsamen Arbeit beginnen können. Sie wis- 
sen alle, dass Vertrauen im internationalen Projekt- 
management eine ganz wichtige Rolle spielt. Wenn man 
sich gut kennt, kann man solche Projekte schnell ange- 
hen. 

Der nächste Schritt wird sein, dass das deutsche For- 
schungsschiff „Sonne“ im Oktober dieses Jahres die ers- 
ten Bojen aussetzt. Wir wollen in den nächsten Tagen 
mit dem federführenden Geoforschungszentrum Pots- 
dam einen Letter of Intent verabreden, sodass die Auf- (D) 
träge ausgelöst werden können. Wir pflegen bei diesem 
Projekt - das will ich an dieser Stelle auch erwähnen - 
eine schnelle und unkomplizierte Zusammenarbeit mit 
den anderen Ministerien. Die Atmosphäre war sehr 
kooperativ, sodass wir auch die deutsche finanzielle 
Hilfe sehr bald umsetzen können. 

Ich will noch zwei Punkte ansprechen, die die nächs- 
ten Schritte betreffen. Unser Zeitplan ist jetzt sehr straff: 

Der erste Schritt ist die Aussetzung der Bojen. Parallel 
dazu wird eine zweite Projektphase starten, um die In- 
formationen, die von den Bojen gesendet werden, der 
Bevölkerung möglichst schnell zukommen zu lassen. Es 
geht also darum, ein Kommunikationssystem an Land zu 
errichten. Das geht einher mit dem, was die Fachleute 
Capacity Building nennen, der Ausbildung von Fachper- 
sonal, das in der Lage ist, mit dieser Technologie umzu- 
gehen. 

Wir haben mittlerweile klare Signale aus Indien, aus 
Pakistan, von den Malediven, von Malaysia und aus 
Thailand, wo man ebenfalls Interesse an dem deutschen 
System hat. Unser Bestreben ist es dabei, die internatio- 
nale Einbindung dieses Frühwarnsystems sicherzustel- 
len; Sie wissen, dass es auf der Welt mehrere Systeme 
gibt. Wir wollen das deutsche Angebot so formulieren, 
dass wir zu guten, kooperativen Beziehungen kommen. 

Wir wollen uns sozusagen als deutscher Player aktiv am 
internationalen Gespräch und auch an den Planungen der 
EU bezüglich eines Frühwarnsystems beteiligen. Sie 
wissen, dass es nicht nur in der indonesischen Region, 
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(A) sondern auch in anderen Regionen dieser Welt, nicht zu- 
letzt in Europa, kritische Zonen gibt. Wenn wir dort mit 
unserer Technologie helfen können, dann sind wir gut 
aufgestellt. 

Insgesamt kann Deutschland mit diesem Projekt zei- 
gen, dass man durch Forschung und Innovation zu ganz 
konkreten Anwendungen kommen und helfen kann. Wir 
sind der Überzeugung - das merken wir aueh an dem in- 
ternationalen Echo -, dass wir Deutschland mit dem 
Hilfsangebot gut aufgestellt haben und dass wir dort hilf- 
reich sein können. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Vielen Dank, Herr Staatssekretär. 

Ich bitte, zunächst Fragen zu dem Themenbereieh zu 
stellen, über den soeben beriehtet wurde. - Zur ersten 
Frage hat der Kollege Jörg Tauss das Wort. 

Jörg Tauss (SPD): 

Frau Präsidentin, ganz herzliehen Dank. - Herr 
Staatssekretär, ich glaube, an dieser Stelle ist wirklieh 
einmal ein Kompliment zum einen an die deutsche For- 
schungsszene - speziell in Richtung Potsdam - und zum 
anderen an die Ministerin angebracht, die hier sehr 
schnell reagiert hat. Ich glaube, das ist ein ganz wiehti- 
ges Signal sowohl für den Wissenschaftsstandort 
Deutschland als auch für den Standort Deutschland ins- 
gesamt, nachdem hier immer wieder - leider aueh ges- 
tern wieder aus berufenem Munde - Mittelmaß beklagt 
wurde. leh glaube, wir sollten in diesem Land sehr viel 
|-ß^ mehr die Bereiche in den Mittelpunkt stellen, in denen 
wir Spitzenforsehung und Spitzenleistungen erbringen. 

Herr Staatssekretär, bei meiner Frage geht es um die 
internationale Kooperation. Unternehmen wir hier mög- 
licherweise Alleingänge? Wie sieht die Kompatibilität 
mit anderen Systemen aus, wie es sie beispielsweise im 
Pazifischen Ozean bereits gibt? Hier zeigt sieh ja eine 
gewisse Stärke unseres Systems. Ich glaube, die Kompa- 
tibilität ist ein wichtiger Punkt. Mich würde daher inte- 
ressieren, wie dieses Thema von Ihnen in den weiteren 
Gesprächen behandelt wird. 

Ulrich Kasparick, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin für Bildung und Forschung: 

Die deutsehe Öffentlichkeit hat bereits bei der ersten 
Konferenz im Januar wahrgenommen, dass es einen ge- 
wissen Wettbewerb der Anbietersysteme gab. Insbeson- 
dere aus den Vereinigten Staaten gab es klare Signale. 

Wir haben aus deutscher Sicht immer großen Wert 
darauf gelegt, dass wir ein kooperatives Angebot unter- 
breiten, das dureh das ergänzt werden kann, was andere 
Systeme leisten. Wir glauben nämlich, dass man bei der 
Herausforderung, um die es geht, nämlich die Entwick- 
lung eines schnellen, präzisen und den Menschen helfen- 
den Frühwarnsystems, die weltweit vorhandenen Mög- 
lichkeiten so verbinden muss, dass man das höchste Ziel 
erreicht. 

Wir sind allerdings der Auffassung, dass das deutsche 
System zu den besten gehört, die man derzeit auf der 
Welt kaufen kann. Deswegen erfüllt es uns mit einem 


gewissen Stolz, dass wir Deutschen den Auftrag erhalten (C) 
haben, das System aufzubauen. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Die nächste Frage hat der Kollege Helge Braun. 

Heige Braun (CDU/CSU): 

Herr Staatssekretär, wer haftet für Schadenersatz- 
ansprüche, falls das Tsunami-Frühwarnsystem ein sol- 
ches Ereignis aufgrund eines Fehlers nieht erkennt? 

Uirich Kasparick, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin für Bildung und Forsehung: 

Ich bitte Sie, mir zu erklären, welche Schadenersatz- 
ansprüche wem gegenüber Sie genau meinen. 

Heige Braun (CDU/CSU): 

Jedes technische System kann fehlerhaft sein. Für den 
Fall, dass ein von Deutschland gestelltes und, wie ich der 
Presse bisher entnommen habe, auch finanziertes Früh- 
warnsystem fehlerhaft ist und deshalb einen Tsunami 
nicht erkennt, könnte es ja zu Schadenersatzansprüchen 
kommen. Daher lautet meine Frage, wie die Vertrags- 
gestaltung aussieht. Inwieweit könnten Schadenersatz- 
ansprüche gegen die beteiligte deutsche Industrie, die 
deutsehe Bundesregierung oder andere Institutionen er- 
hoben werden? 

Uirich Kasparick, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin für Bildung und Forsehung: 

Mir ist niehts davon bekannt, dass aus einem fehler- (p)) 
haft funktionierenden Frühwarnsystem Schadenersatz- 
ansprüche gegenüber dem Industriekonsortium, das eine 
solehe Technologie zur Verfügung stellt, abgeleitet wer- 
den könnten. 

Heige Braun (CDU/CSU): 

Es gibt also keine Produkthaftung? 

Uirich Kasparick, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin für Bildung und Forsehung: 

Davon gehe ich aus. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Frau Kollegin Reiche, bitte. 

Katherina Reiche (CDU/CSU): 

Herr Staatssekretär, die Kosten dieses Frühwarnsys- 
tems werden mit 45 Millionen Euro veranschlagt. Meine 
Frage lautet: In welchem Einzelplan des Haushalts wer- 
den Sie das Ganze etatisieren und hat die Bundesregie- 
rung dies als eehten Aufwuchs des Forschungshaushalts 
geplant oder wo muss gegebenenfalls dafür gestrichen 
werden? 

Uirich Kasparick, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin für Bildung und Forsehung: 

Frau Abgeordnete Reiche, Sie wissen, dass die Bun- 
desregierung für Deutschland erklärt hat, dass wir den 
Flutopfem mit 500 Millionen Euro helfen wollen. Aus 
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(A) diesem Topf finanzieren wir den Aufbau des Frühwarn- 
systems. Das BMBF geht zurzeit mit dem Einzelplan 30 
des Haushalts in Vorlage, damit wir das zügig finanzie- 
ren können. Das Endkonzept, wie wir die 500 Millionen 
Euro finanzieren, wird etwa im April vorliegen. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Frau Kollegin Berg, bitte. 

Ute Berg (SPD): 

Herr Staatssekretär, Sie haben eben das Tsunami- 
Frühwarnsystem umschrieben, das Deutschland angebo- 
ten hat. Es gibt schon ein pazifisches Early Waming Sys- 
tem. Können Sie kurz beschreiben, welches die Unter- 
schiede zwischen dem deutschen und dem pazifischen 
System sind? 

Ulrich Kasparick, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin für Bildung und Forschung: 

Die Stärke des deutschen Systems besteht darin, dass 
es am schnellsten ist. Das System kann mehrere Ereig- 
nisse messen, zum Beispiel Seebeben und Vulkanaus- 
brüche. Es kann überall eingesetzt werden, wo Tsunamis 
entstehen können. Wir können die Bevölkerung inner- 
halb von zwei Minuten benachrichtigen. Das Tempo un- 
seres Systems ist der entscheidende Vorteil gegenüber 
anderen Systemen. Das ist bei den Überlebensfragen, 
mit denen wir es dort zu tun haben, die entscheidende 
Größe. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

(B) Frau Kollegin Pieper, bitte. 

Cornelia Pieper (FDP): 

Herr Staatssekretär, Sie wissen, dass die FDP-Bun- 
destagsfraktion die Initiative der Bundesregierung mit 
einem eigenen Antrag unterstützt hat. Wir begrüßen es 
natürlich, dass die Initiative erfolgreich war. Wir hatten 
in unserem Antrag darauf hingewiesen, dass auch die 
Bundesregierung ein Interesse daran haben müsste, das 
Tsunami-Frühwarnsystem in das 7. EU-Forschungsrah- 
menprogramm zu implementieren. Gibt es Initiativen 
der Bundesregierung in diese Richtung? Wird dies beim 
7. EU-Forschungsrahmenprogramm ein Thema sein? 

Der zweite Bereich bezieht sich auf Capacity Buil- 
ding bzw. die Fachkräfteausbildung. Es ist uns beim Be- 
such des Forschungsausschusses in Indonesien von den 
Wissenschaftlern und den politisch Verantwortlichen vor 
Ort immer wieder vorgetragen worden, wie wichtig es 
neben der Bereitstellung der Technologie ist, diejenigen 
auszubilden, die damit umgehen. Wie spielt sich das ab? 
Wer finanziert das? Wie ist Deutschland daran beteiligt? 
Läuft das über das Forschungsministerium und wie ist 
das abgestimmt? Wie ist die Größenordnung? Gibt es 
eine bestimmte Anzahl von Personen, die ausgebildet 
und mit dem Frühwarnsystem vertraut gemacht werden 
sollen? 

Ulrich Kasparick, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin für Bildung und Forschung: 

Zu Ihrer ersten Frage im Zusammenhang mit dem 
7. EU-Forschungsrahmenprogramm: Mir sind keine Be- 


mühungen bekannt, das Projekt eines Frühwarnsystems (C) 
im europäischen Rahmenprogramm zu verankern, weil 
wir uns schon in der Anwendung befinden. Es gibt im 
europäischen Rahmen Bestrebungen, ein Frühwarnsys- 
tem aufzubauen. Unser nationales Interesse ist, das, was 
wir mittlerweile sowohl in der Forschung als auch in der 
Anwendung an Know-how haben, in diese Prozesse ein- 
zubringen, weil wir glauben, hier auch technologisch ei- 
nen Beitrag leisten zu können. 

Zum Thema Capacity Building: Man muss sich den 
Prozess so vorstellen, dass sich die Anwender aus den 
Forschungszentren, die sich am besten mit dem Umgang 
mit der GPS-Technologie, der Leistung der Bojen und 
der weiteren Vermittlung über die Satelliten auskennen, 
zunächst mit einer sehr begrenzten Zahl von Fachleuten 
aus den Anwenderländem zusammentun, um schon 
beim Aufbau des Systems den Lernprozess zu organisie- 
ren. 

Sehr spannend wird die zweite Phase sein, die parallel 
läuft und in der sichergestellt wird, dass die Informatio- 
nen, die über das System ermittelt werden, die Bevölke- 
rung auch tatsächlich erreichen. Hier sind unterschiedli- 
che Modelle in der Diskussion. Eine Möglichkeit ist 
beispielsweise, die Informationen über SMS - Sie wis- 
sen, dass alle Hotels und Orte in der Region mittlerweile 
über SMS erreichbar sind - möglichst zeitnah weiterzu- 
leiten. Daran wird zurzeit gearbeitet. Wir sind sehr zu- 
versichtlich, dass wir mit dem, was die mobile Telekom- 
munikationstechnologie ermöglicht, zu guten Lösungen 
kommen. 

(D) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Herr Kollege Schirmbeck, bitte. 

Georg Schirmbeck (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Herr Staatssekretär, ich hatte vor 
14 Tagen Gelegenheit, mir südlich von Chennai, in 
Madras, Katastrophengebiete in Indien anzusehen. Ich 
habe große Zweifel, dass man das Problem angesichts 
der Lebensverhältnisse der Menschen vor Ort nur mit 
Technik in den Griff bekommt. Ich könnte mir vorstel- 
len, dass bestimmte Meldungen Panik verursachen, was 
zu erheblichen Opfern in der Bevölkerung führen wird. 

Ich bin schon dafür, dass alle technischen Möglich- 
keiten eingesetzt werden, die uns zur Verfügung stehen. 

Aber müssen wir der Bevölkerung nicht auch sagen, 
dass es bei allen technischen Entwicklungen, die es 
heute schon gibt und die noch denkbar sind, immer wie- 
der Naturkatastrophen geben wird, angesichts deren der 
Mensch machtlos ist? In Indien haben mir dazu Ge- 
sprächspartner gesagt, es gebe nun einmal so etwas wie 
Schicksal. 

Ulrich Kasparick, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin für Bildung und Forschung: 

Ich sfimme Ihnen zu, dass ein fechnisches Sysfem Ka- 
tasfrophen nichf verhindern kann. Das, was ein Früh- 
warnsystem leisten kann, ist, die Schäden, die solch eine 
gewaltige Naturkatastrophe auslöst, zu minimieren. Das 
ist das Ziel eines Frühwarnsystems. Ich glaube, es gehört 
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(A) bei aller technologischen Entwicklung zur Bescheiden- 
heit, dass man das so sagt. Wir können einen Beitrag 
dazu leisten, die Schäden zu minimieren, wir können 
aber die Katastrophe selber dadurch nicht unmöglich 
machen. 

Sie wissen, dass auch die Vorhersage geologischer Er- 
eignisse eine schwierige Sache ist, an der die geologi- 
sche Forschung schon sehr lange arbeitet. Interessant ist 
in diesem Zusammenhang, dass es im Rahmen der Aus- 
wertung der Ereignisse, die stattgefunden haben, Unter- 
suchungen in einem ganz anderen Bereich gibt. Sie wis- 
sen, dass es Eingeborenenstämme in der Region gibt, die 
schon reagiert haben, bevor das Wasser aus dem Meer 
auf sie zukam. Es gibt zurzeit Untersuchungen, um he- 
rauszufmden, wie die Menschen das wahrgenommen ha- 
ben und ob es Erfahrungen gibt, von denen wir West- 
europäer möglicherweise noch lernen können. 

Es ist wichtig, dass wir bei dem Aufbau eines solchen 
Systems nicht nur mit dem Anspruch auftreten, den 
Menschen zu zeigen, wie es geht, sondern dass wir uns 
auch auf einen Lernprozess einlassen und sehen, was an 
Erfahrung und Know-how in der Region vorhanden ist, 
wovon unsere Systeme profitieren können. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Frau Kollegin Dominke, bitte. 


(B) 


Vera Dominke (CDU/CSU): 

Herr Staatssekretär, nach dem Stufenplan des BMBF 
und des GFZ soll eine Stufe II, nämlich der von Ihnen 
angesprochene Bau und Betrieb eines Satellitensystems, 
gleichzeitig mit Stufe I gestartet werden. Gibt es bereits 
Verhandlungen mit europäischen und/oder internationa- 
len Partnern, in welchem Stadium sind diese, wenn es sie 
gibt, und welche Rolle spielt in diesem Zusammenhang 
die Förderung und auch die Entwicklung des europäi- 
schen Satellitensystems Galileo? 


Ulrich Kasparick, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin für Bildung und Forschung: 

Frau Abgeordnete, wenn Sie mit Professor Emmermann 
vom Geoforschungszentrum Potsdam sprechen und er Ih- 
nen das bestehende Forschungssystem des GFZ be- 
schreibt, dann sehen Sie, dass die Wissenschaft selber 
schon ein satellitengestütztes System nutzt. Das, worum 
es jetzt geht, ist, das System auf die Region, in der wir 
nicht stark genug vertreten sind, zu erweitern. Die Satel- 
litenkapazitäten sind vorhanden. Es geht darum, über die 
Sendestationen, nämlich über das Ausbringen von Bojen, 
zusätzliche Sendeimpulse zu bekommen. Insofern gehe 
ich davon aus, dass wir das, was an Satellitenkapazitäten 
vorhanden ist, in der ersten Phase nutzen können. Somit 
ist das keine Extraanstrengung. 

Darüber, wie sich das zu dem europäischen und dem 
globalen Sicherheitsnetz, das wir brauchen, verhält, 
muss man diskutieren. Man muss über die Erweiterung 
von Satellitenkapazitäten sprechen. In dieser Phase sind 
wir aber im Moment noch nicht. 


Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Herr Kollege Schulz, bitte. 


Swen Schulz (Spandau) (SPD): 

Herr Staatssekretär, Deutschland ist ein Land, das 
glücklicherweise keine Tsunami-Erfahrung hat. Insofern 
erscheint es erst einmal überraschend, dass gerade 
Deutschland in diesem Bereich so gut helfen kann. Kön- 
nen Sie darstellen, woher die Exzellenz Deutschlands in 
diesem Bereich stammt? 

Ulrich Kasparick, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin für Bildung und Forschung: 

Man muss sich ansehen, was die Großforschungszen- 
tren des Bundes in Deutschland leisten. Wir haben es 
hier mit dem Phänomen zu tun, dass es über Jahrzehnte 
eine exzellente Grundlagenforschung gab, die sich mit 
dem gesamten System Erde beschäftigt hat. Das wurde 
im Wesentlichen im Geoforschungszentrum Potsdam 
koordiniert. 

In Potsdam laufen jetzt schon Informationen aus der 
ganzen Welt zusammen. Wer das Institut in Potsdam be- 
sucht, der sieht dort Messgeräte, die so sensibel und 
empfindlich sind, dass man damit sogar die Brandung 
der Nordsee, die bei Hamburg anläuft, in Potsdam mes- 
sen kann. Dort stehen die sensibelsten Messgeräte der 
Welt. Man hat jetzt schon ein Informationssystem, in 
dem alle Daten aus der Welt zusammenlaufen, was aber 
in der Vergangenheit in der Öffentlichkeit nie wahrge- 
nommen worden ist. 

Jetzt ist eine große Naturkatastrophe eingetreten und 
es stellte sich die Frage, wer am schnellsten in der Lage 
ist, ein Warnsystem aufzubauen. Die Wissenschaft sagte 
uns, dass sie bereits ein Messsystem benutzt, das welt- 
weit in der Lage ist, Daten zu erfassen. Wenn das ausge- 
baut und erweitert werde, dann könne der nächste Schritt 
zur Anwendung erfolgen. 

Man kann an diesem Beispiel sehen, dass es sich 
lohnt, in eine exzellente Grundlagenforschung zu inves- 
tieren, weil man dann in der Lage ist, gesamtsystemische 
Lösungen anzubieten, wie wir es im Moment machen 
können. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Herr Kollege Braun. 

Helge Braun (CDU/CSU): 

Herr Staatssekretär, Sie haben ausgeführt, dass sich 
das System schon weitgehend in der Anwendung befin- 
det. Deshalb frage ich Sie: Wie viele von den Bojen, die 
ab Oktober im Indischen Ozean zum Einsatz gebracht 
werden sollen, befinden sich bereits im Routinebetrieb? 
Ist auch die Analyse der Daten im Hinblick auf die Ent- 
wicklung von Tsunamis bereits Routine? 

Ulrich Kasparick, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin für Bildung und Forschung: 

Nein. In der von Ihnen genannten Region werden 
neue Bojen ausgebracht. Ich habe vorhin schon erwähnt, 
dass wir unter einem enormen Zeitdruck stehen. Die Pla- 
nung sieht vor, dass das Forschungsschiff „Sonne“ die 
neuen Bojen ausbringt, wenn es in diese Region fährt; 
dies ist für den Oktober dieses Jahres geplant. Wir gera- 
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(A) ten unter einen enormen Zeitdruck, weil die Bojen noch 
produziert werden müssen. Wir können aber auf Erfah- 
rungen mit dem Bau solcher Bojen zurückgreifen, weil 
sie bereits im Rahmen des Messsystems des Geofor- 
schungszentrums benutzt werden. Insofern befinden wir 
uns in dieser Hinsicht in einem Lernprozess. Auch das 
Geoforschungszentrum Potsdam lernt in diesem Prozess 
dazu, weil wir es mit neuen Regionen zu tun haben und 
die Datenmenge zunimmt. 

Wir sind aber zuversichtlich - das bestätigen uns die 
Wissenschaftler anhand der Messbojen, die bereits im 
Einsatz sind -, dass die Bojen zuverlässig in das System 
implementiert werden können. 

(Helge Braun [CDU/CSU]: Verzögerungen wie 
beim Mautsystem erwarten Sie nicht?) 

- Nein. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Der Kollege Tauss stellt die nächste Frage. 

Jörg Tauss (SPD): 

Ich weiß nicht, warum sich der Kollege immer freut, 
wenn etwas nicht klappt, und er das dann immer so bom- 
bastisch aufbauscht. 

(Helge Braun [CDU/CSU]: Aus Sorge um die Men- 
schen, die davon betroffen sein könnten!) 

Aber das unterscheidet die Opposition vielleicht von 
uns. 

(g) 

Herr Staatssekretär Kasparick, Sie haben vorhin Indo- 
nesien angesprochen. Ich glaube, die Bedeutung dieses 
Landes bzw. dieser Region ist unbestritten. Die histori- 
sche Kooperation im Bereich Wissenschaft hat Tradition 
und ist, glaube ich, auch sinnvoll. 

Sie haben aber vorhin in einem Nebensatz auch die 
Anrainergemeinschaft erwähnt. Sie haben Indien und die 
verheerenden Auswirkungen auch auf Sri Lanka etc. an- 
gesprochen. Ich glaube, darauf müssen wir an dieser 
Stelle nicht näher eingehen. In welcher Form sind die 
Kooperation und die Einbindung der Anrainerstaaten in 
organisatorischer und politischer Hinsicht vorgesehen? 
Schließlich sollte der Eindruck vermieden werden, man 
wolle „nur“ etwas für Indonesien tun. Finden demnächst 
weitere Gespräche statt? Welche Organisationen stehen 
im Mittelpunkt? 

Ulrich Kasparick, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin für Bildung und Forschung: 

Wir haben als nationales Angebot zunächst die Kon- 
zentration auf zwei Staaten vorgesehen, nämlich Indone- 
sien und Sri Lanka. Diese Länder bilden sozusagen den 
Schwerpunkt. 

Wir beginnen mit Indonesien, weil wir seit 1979 sehr 
intensive Beziehungen zu diesem Land unterhalten - ich 
habe das bereits erwähnt - und ein sehr gutes Vertrau- 
ensverhältnis entstanden ist. In einem zweiten Schritt 
wird Sri Lanka folgen. Unter Abwägung der Mittel und 
Kapazitäten, über die ein Staat in einem solchen Prozess 


verfügt, ist die Entscheidung zu treffen, was im nationa- (C) 
len Alleingang zusätzlich geleistet werden kann. Was 
wir beitragen können, sind die sehr guten Kooperatio- 
nen, die wir auch mit anderen Universitäten pflegen. 
Wichtig ist dann aber die Rolle des Internationalen 
Ozeanzentrums, auch der UNESCO. Ich glaube, wir 
müssen auch eine europäische Position dazu formulie- 
ren, wie wir in der Region Hilfe leisten wollen. Ich 
denke, dass die weitere Zusammenarbeit mit zusätzli- 
chen Staaten nicht mehr allein eine nationale Aufgabe 
Deutschlands ist; wir brauchen dazu weitere Verbündete. 

Ich würde es sehr begrüßen, wenn es zu einem guten ge- 
meinsamen europäischen Angebot käme. 

(Jörg Tauss [SPD]: Zeichnet sich schon etwas 
ab?) 

- Zurzeit noch nicht. Wir beschäftigen uns zunächst ein- 
mal mit den konkreten Schritten, die wir leisten können, 
nämlich der Konzentration auf Indonesien und dann 
auch auf Sri Lanka. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Kollegin Uschi Eid, bitte. 

Dr. Uschi Eid (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Staatssekretär, meine Frage geht in dieselbe 
Richtung wie die eben schon gestellte Frage. Besteht 

- falls noch nicht geschehen - in Ihrem Hause Bereit- 
schaft, darüber nachzudenken, wie eventuell die ostafri- 
kanische Küste mit einbezogen werden kann? Denn auch 
Somalia, Tansania und Kenia waren betroffen. Wir ha- 
ben davon aber sehr wenig erfahren; denn dadurch, dass (D) 
die Anrainerstaaten schon von den Seychellen aus infor- 
miert worden waren, konnten die Menschen gewarnt und 

die Strände geschlossen werden. Trotzdem frage ich Sie: 

Sind Sie bereit, auch in diese Richtung Überlegungen 
anzustellen? 

Ulrich Kasparick, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin für Bildung und Forschung: 

Eine solche Frage kann prinzipiell bejaht werden; 
denn im Kern geht es um die Frage, wie wir zu einem 
globalen Warnsystem kommen. Zurzeit haben wir den 
Fokus auf eine besonders gefährdete Region gerichtet. 

Weil die Gefahr, dass es zu neuen Beben kommt, in die- 
ser Region besonders groß ist, wird zunächst dort begon- 
nen, das System zu implantieren. Von dort ausgehend 
muss im Gespräch auf europäischer, dann aber auch auf 
internationaler Ebene geprüft werden, wie die Warnsys- 
teme, die weltweit bereits vorhanden sind, zu einem glo- 
balen Netz verbunden werden können. Das muss das 
Ziel sein; denn alles andere, also der Ausschluss be- 
stimmter Regionen, würde keinen Sinn machen. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Herr Kollege Brähmig, bitte. 

Klaus Brähmig (CDU/CSU): 

Herr Staatssekretär, gibt es seitens der Bundesregie- 
rung Überlegungen, gemeinsam mit der deutschen Tou- 
rismusbranche deutsche Touristen, die in die betroffenen 
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(A) Länder fahren, auf konventionelle Weise mit Informatio- 
nen über die Naturerscheinungen zu bedenken - es ist 
offensichtlich, dass mancher, wenn die eine oder andere 
Information vorhanden gewesen wäre, nicht zu Tode ge- 
kommen wäre -, etwa durch das Auslegen von Informa- 
tionsblättern bei den Fluglinien und in den Hotels in den 
entsprechenden Zielländem? 

Ulrich Kasparick, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin für Bildung und Forschung: 

Ich denke, es muss im Interesse der Tourismuswirt- 
schaft liegen, die Kunden über die Gefahren und Risiken 
einer Region zu informieren, für die man Reisen anbie- 
tet. Ich bin guten Mutes, dass das nach den Ereignissen, 
die wir leider erleben mussten, passieren wird. Es gibt ja 
nicht nur die Möglichkeit, den Kunden während des 
Flugs darüber zu informieren, welche Risiken er eingeht. 
Man kann vielmehr schon im Vorfeld informieren und 
aufklären. Es gehört im Übrigen auch zum Verbraucher- 
schutz, die Kunden rechtzeitig darüber zu informieren, 
dass sie in eine Region fahren, in der es, wie man erlebt 
hat, bestimmte geologische Gefährdungen gibt, auf die 
man sich folgendermaßen einstellen kann. Ich sehe das 
allerdings nicht als eine prioritäre Aufgabe der Bundes- 
regierung an. Ich glaube vielmehr, dass die Tourismus- 
branche selbst über entsprechende Möglichkeiten ver- 
fügt. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Frau Kollegin Dominke, bitte. 

Vera Dominke (CDU/CSU): 

Herr Staatssekretär, der indonesische Wissenschafts- 
minister hat vor wenigen Tagen in einem Interview da- 
rauf hingewiesen, dass Indonesien nicht nur mit 
Deutschland, sondern auch unter anderem mit den USA 
und Frankreich kooperiere, wenn es um die anderen 
Küsten, als nicht um die Westküste bzw. einen Teil der 
Südküste, gehe. Was unternimmt die Bundesregierung, 
um neben dem marinen Frühwarnsystem etwa auf eine 
einheitliche Geodateninfrastruktur im Landesinneren 
hinzuwirken und die Frühwarnsysteme der anderen Staa- 
ten einzubinden, damit eine rechtzeitige Warnung der 
Menschen im Landesinneren - das wurde schon ange- 
sprochen - sichergestellt wird? 

Ulrich Kasparick, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin für Bildung und Forschung: 

Sie sprechen damit einen ganz wichtigen Punkt an, 
nämlich das Zusammenspiel zwischen der Ermittlung 
von maritimen Informationen über Satelliten und der In- 
formationsvermittlung an Land. Dort hat man es mit ver- 
schiedenen Systemen zu tun. Wir versuchen, zielgerich- 
tet vorzugehen, indem wir klare Prioritäten setzen. Die 
erste Priorität haben die Bojen; diese müssen im Oktober 
dieses Jahres ins Wasser. Parallel dazu erfolgt Capacity 
Building, also die Ausbildung von Menschen, die mit 
den Systemen umgehen können. Wenn wir es schaffen, 
wollen wir gleichzeitig die Systeme an Land einbinden. 
Das ist eine ganz wichtige Projektphase. Das ist aber nur 
in Zusammenarbeit mit den Fachleuten möglich, die be- 


reits bestehende Systeme betreiben. Man muss vor Ort 
konkret entscheiden, wie man das technologisch lösen 
kann. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Herr Kollege Tauss. 

Jörg Tauss (SPD): 

Frau Kollegin Dominke, ich habe gerade ein bisschen 
gegrinst; denn mir ist eingefallen, dass unsere 16 begna- 
deten Bundesländer, die heute hier leider nicht vertreten 
sind, keine einheitliche Geodateninfrastruktur hinbe- 
kommen haben. Vielleicht können wir auf Bundesebene 
- das BMI unternimmt ja einige Bemühungen - einen 
Schritt vorankommen. 

Herr Staatssekretär, vorhin habe ich einen Punkt ver- 
gessen, was den Bereich Forschung und Wissenschaft 
angeht. Wir haben verschiedene Forschungsschwer- 
punkte im Bereich Erdmanagement. Es gibt das Geo- 
technologieprogramm der Bundesregierung. Hier hat 
sich einiges getan und ist in Vorbereitung. Meine Frage 
ist: Gibt es aufgrund der Erfahrungen im Zusammen- 
hang mit Tsunamis und der bei der Umsetzung gewonne- 
nen Erkenntnisse Überlegungen, dieses Programm mög- 
licherweise in seinen Zielsetzungen zu verändern bzw. 
zu erweitern, oder können wir, nachdem wir die wissen- 
schaftliche Leistungsfähigkeit vorher bereits hinreichend 
gewürdigt haben, auf dem eingeschlagenen Weg weiter- 
gehen, weil er erfolgreich ist? Mich interessieren insbe- 
sondere eventuell veränderte, neue Schwerpunktsetzun- 
gen. 

Ulrich Kasparick, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin für Bildung und Forschung: 

Das ist ein Punkt, der von zentraler Bedeutung ist. 
Wir haben an den Ereignissen in Indonesien gesehen, 
dass wir noch viel zu wenig von dem verstehen, was 
man das „System Erde“ nennt. Wir haben Erkenntnisse 
aus Einzeldisziplinen, aus der Meereswissenschaft, aus 
der Geologie, aus der Atmosphärenforschung und aus 
anderen Forschungsteilbereichen. Wir, das BMBF, sind 
zurzeit dabei, diese Einzeldisziplinen mit einem neuen 
Forschungsprogramm - der Name dieses Programms ist 
dementsprechend - zu einer Erdsystemforschung zusam- 
menzuführen. Wir wollen das System Erde verstehen. 

Das ist eine hochkomplexe Aufgabe, die nicht zuletzt 
enorme Rechnerleistungen erfordert, weil die Daten- 
mengen, mit denen man umgehen muss, wirklich gewal- 
tige Dimensionen haben. Die Vertreter der einzelnen 
Fachbereiche - Antarktisforscher, Geologen oder Seis- 
mologen - sagen: Wir sind jetzt so weit, dass wir die 
Disziplinen wirklich zu einer systemischen Forschung 
zusammenführen können. Diese Ansätze wollen wir 
vom BMBF fördern; denn wir erhoffen uns vom Zusam- 
menwirken der Disziplinen ganz neue Erkenntnisse. 

Ende des vergangenen Jahres haben wir hier in Berlin 
das neue Programm vorgestellt. Auch in der Industrie 
gibt es ein sehr großes Interesse, sich daran zu beteili- 
gen. Nicht zuletzt die Ereignisse in Indonesien zeigen, 
dass es zwingend notwendig ist, die Fachdisziplinen 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode - 165. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 16. März 2005 


15427 


Pari. Staatssekretär Ulrieh Kasparick 

(A) durch gemeinsame Forschungsanstrengungen zusam- 
menzuführen. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Frau Kollegin Reiche, bitte. 

Katherina Reiche (CDU/CSU): 

Herr Staatssekretär, gehört es auch zu den voraus- 
schauenden Aktivitäten der Bundesregierung, dass sie 
die Fördermittel für Projekte über das System Erde von 
2004 auf 2005 um rund 5 Prozent gekürzt hat? 

Auf meine Frage nach der Finanzierung des Tsunami- 
Frühwarnsystems sagten Sie, Sie gingen in Vorleistung. 
Was heißt das für diesen Haushalt und was heißt das für 
den kommenden Haushalf? 

(Jörg Tauss [SPD]: Die Eigenheimzulage 
brauchen wir!) 

Ulrich Kasparick, Pari. Staatssekrefär bei der Bun- 
desministerin für Bildung und Forschung: 

Frau Reiche, ich wiederhole, was ich Ihnen schon 
vorhin gesagf habe: Deutschland bietet - über diese 
Position gab es hier im Parlament keine große Kontro- 
verse - 500 Millionen Euro, weil wir helfen wollen und 
helfen können. Das Gesamtvolumen des Bundeshaushal- 
tes ist sehr groß. Wenn Sie sich einmal den Anteil dieser 
500 Millionen Euro am Gesamtvolumen anschauen, 
dann stellen Sie fest, dass das eine angemessene Größe 
ist. Der Beitrag des Forschungsministeriums wird aus 
diesem Topf finanziert. 

(B) 

Die Geosystemforschung ist ein wichtiger Punkt. 
Man kann an die Sache herangehen, indem man in Be- 
zug auf einzelne Titel fragt: Wie fördert ihr bestimmte 
Projekte? Man muss verstehen, dass Systemforschung 
ganz anders betrieben wird. Wir erhoffen uns von der 
Zusammenführung einzelner Forschungsbereiche 
Synergien, die es uns erlauben, mit den uns anvertrauten 
Steuermitteln noch effizienter umzugehen. 

Das ist zwingend erforderlich. Allein mehr Geld ins 
System zu stecken - diese Forderung gibt es - ist nicht 
zielführend. Wir, das Forschungsministerium, sagen: 
Wir brauchen sowohl mehr Geld für die Forschung als 
auch mehr Forschung fürs Geld. Deswegen ist die neue 
Konstruktion eines solchen Rahmenprogramms mit der 
begründeten Hoffnung verknüpft, dass wir mit den zur 
Verfügung gestellten Mitteln noch effizienter umgehen 
können. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Herr Schirmbeck, bitte. 

Georg Schirmbeck (CDU/CSU): 

Herr Staatssekretär, haben wir Sie richtig verstanden, 
dass es die 500 Millionen Euro, von denen die Rede war 
- Ihrer Auffassung nach ist das keine große Sache -, 
„über den Durst“ gibt, dass dadurch also andere Projekte 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit und der Entwick- 
lungshilfe nicht beeinträchtigt werden? 

(Jörg Tauss [SPD]: Ja!) 


Ulrich Kasparick, Pari. Staatssekretär bei der Bun- (C) 
desministerin für Bildung und Forschung: 

Wir gehen davon aus, dass Deufschland die finanzi- 
elle Kraft hat, die zugesagten 500 Millionen Euro aufzu- 
bringen. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Mir liegen zu diesem Themenbereich keine weiteren 
Fragen vor. 

Gibt es Fragen zu anderen Themen der heutigen 
Kabinettssitzung? - Das ist nicht der Fall. Dann beende 
ich die Behandlung der Themenbereiche der heutigen 
Kabinettssitzung. 

Gibt es darüber hinaus Fragen an die Bundesregie- 
rung? - Das ist ebenfalls nicht der Fall. Dann beende ich 
die Befragung der Bundesregierung. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Fragestunde 
-Drucksache 15/5070- 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe- 
riums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend auf. 

Die Fragen 1 und 2 der Kollegin Hannelore Roedel 
werden schriftlich beantwortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe- 
riums für Bildung und Forschung auf 

Die Frage 3 des Kollegen Michael BCretschmer wird 
ebenfalls schriftlich beantwortet. ' 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe- 
riums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick- 
lung auf 

Die Frage 4 des Kollegen Hartwig Fischer (Göttin- 
gen) wird ebenfalls schriftlich beantwortet. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe- 
riums der Justiz auf. Zur Beantwortung der Fragen steht 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Alfred 
Hurtenbach zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 5 der Kollegin Vera Lengsfeld auf: 

Wie bewertet die Bundesregierung strafrechtlich die nach 
Einschätzung der Mitarbeiter der Ständigen Vertretung der 
DDR in Bonn „vertrauliche Information von K. D. Voigt“, 
insbesondere unter dem Aspekt, dass Karsten Voigt sich be- 
wusst gewesen sei, dass „ihm die Information zugespielt“ 
worden sei und er diese vertraulich in der Absicht der Erhal- 
tung der „sicherheitspolitischen Zusammenarbeit von SED 
und SPD“ mitteile? 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekrefär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Ich bin etwas verwirrt, Frau Präsidentin, weil mir eine 
Frage 12 vorliegt. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Entschuldigung, es ist die Frage 5 der Kollegin Vera 
Lengsfeld. 
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(A) Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Frau Lengsfeld, man hat mir eine falsche Bezifferung 
aufgeschrieben. Ich entschuldige mich ausdrücklich. 

Frau Kollegin Lengsfeld, die Antwort auf Ihre Frage 
nach den so genannten vertraulichen Informationen von 
Herrn Voigt lautet: Der Bundesregierung liegen keine 
Hinweise darauf vor, dass der im Magazin „Focus“ — 
Telefoniert Ihr Kollege gerade mit der Stasi? 

(Vera Lengsfeld [CDU/CSU]: Ganz bestimmt 
nicht!) 

- Gut; man weiß ja nie. Herr Nooke, ich finde Ihr Ver- 
halten nicht besonders höflich. Wenn ich Frau Lengsfeld 
antworten will, möchte ich, dass sie sich auf meine Ant- 
wort konzentrieren kann. Verstanden? - Gut. 

Ich wiederhole: Der Bundesregierung liegen keine 
Hinweise darauf vor, dass der im Magazin „Focus“ ver- 
öffentlichte Vermerk eines Mitarbeiters der Ständigen 
Vertretung der DDR in Bonn vom 8. Juli 1988, der Ihrer 
Frage zugrunde liegt, inhaltlich zutreffend ist. Zu hypo- 
thetischen Sachverhalten nimmt die Bundesregierung 
grundsätzlich nicht Stellung. 

(Jörg Tauss [SPD]: Sehr gut! Das machen die 
Untersuchungsausschüsse ! ) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Frau Lengsfeld, Ihre Zusatzfragen. 

Vera Lengsfeld (CDU/CSU): 

^ ' Verstehe ich Sie richtig, dass die Bundesregierung 
auch keine Erkenntnisse darüber hat, wer Herrn Voigt 
diese vertraulichen Informationen zugespielt hat? 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Frau Kollegin, ich glaube, ich habe gerade deutlich 
gemacht, dass wir zu Spekulationen keine Äußerungen 
abgeben. Der Bundesregierung liegen allerdings durch- 
aus Erkenntnisse vor, dass diejenigen, die in den damali- 
gen DDR-Ministerien und -Behörden gearbeitet haben 
und Außenkontakte hatten, nicht unbedingt zu den Jün- 
gern der klaren Wahrheit gehört haben. 

(Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Das 
dürften Sie wissen!) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Sie haben noch eine zweite Zusatzfrage. 

Vera Lengsfeld (CDU/CSU): 

Betrachtet die Bundesregierung denn den Vorgang als 
gravierend genug, dass sie bereit ist, Spekulationen aus- 
zuräumen, dieser Sache auf den Grund zu gehen und die 
Wahrheit herauszufinden? 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Die Bundesregierung sieht hier keinen Vorgang. Ein 
solcher Zeitungsbericht - auch wenn er in einem seriö- 


sen Magazin steht - kann, solange er nicht in irgendeiner (C) 
Form durch harte Fakten untermauert ist, keinen Anlass 
dazu geben, auch nur annähernd in Überprüfungen ir- 
gendwelcher Art einzutreten. 

(Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: So hat die 
Visaaffäre auch angefangen!) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Herr Kollege Gewalt, eine Zusatzfrage. 

Roland Gewalt (CDU/CSU): 

Herr Staatssekretär, würden Sie mir zustimmen, dass 
die Staatsanwaltschaft, die polizeilichen Ermittlungsbe- 
hörden durchaus in einer Vielzahl von Fällen Zeitungs- 
berichte zum Anlass nehmen, um Ermittlungen aufzu- 
nehmen? 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Herr Gewalt, Sie als Jurist haben manchmal eine er- 
staunliche Art, Fragen zu stellen. Es gibt sicherlich Hin- 
weise, aber das reicht keiner Staatsanwaltschaft. Ich war 
zwölf Jahre lang Staatsanwalt. Ich habe nicht allein auf- 
grund eines Hinweises in einer Zeitung ein Ermittlungs- 
verfahren aufgenommen. Dafür musste es schon kräftige 
Unterfütterungen geben. Mir sind solche Verfahren nicht 
bekannt, in denen Staatsanwälte mit den Freiheitsrechten 
anderer Menschen so leichtfertig umgehen, wie Sie das 
hier behaupten. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: (D) 

Herr Kollege, Sie haben keine weitere Zusatzfrage 
mehr. - Herr Kollege Kauder, bitte. 

Siegfried Kauder (Bad Dürrheim) (CDU/CSU): 

Herr Staatssekretär, darf ich annehmen, dass Sie sich 
auf der Gewissheit ausruhen, dass ein Ermittlungsver- 
fahren wohl deshalb nicht mehr möglich ist, weil die 
Straftat verjährt sein könnte? Hat man wenigstens das im 
Ministerium geprüft? Sieht man nicht dann, wenn straf- 
rechtliche Verjährung eingetreten ist, erst recht von 
Amts wegen Anlass, in der Behörde zu ermitteln? 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Ich gehe davon aus, Herr Kollege Kauder, dass Sie 
auf diesen im „Focus“ erschienenen und bereits, ich 
glaube, im „Spiegel“ 1992 erstmals erwähnten Bericht 
über angebliche Informationen von Herrn Karsten Voigt 
Bezug nehmen. Wenn das so ist, dann darf ich Ihnen sa- 
gen, dass das Bundesministerium der Justiz keine Prüf- 
behörde für Fragen strafrechflicher Relevanz isf. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Herr Kollege Vaatz, bitte. 

Arnold Vaatz (CDU/CSU): 

Herr Staatssekretär, darf ich aus Ihren Ausführungen 
schließen, dass die Bundesregierung prinzipiell Hin- 
weise aus nachgelassenen Akten des Ministeriums für 
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Arnold Vaatz 

(A) Staatssicherheit oder von Staatsorganen der DDR, die 
auf strafrechtliches oder möglicherweise strafrechtliches 
Verhalten schließen lassen, als hypothetisch, irrelevant 
und keine Indizien beinhaltend betrachtet? 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Herr Vaatz, Sie interpretieren in meine Antwort etwas 
hinein, was ich in den Antworten zu den vorangegange- 
nen Fragen nie gesagt habe. 

(Jörg Tauss [SPD]: So ist es, Herr Vaatz!) 

Die Bundesregierung nimmt ihre Verantwortung ge- 
genüber den Rechten ihrer Bürgerinnen und Bürger sehr 
ernst. Die Bundesregierung ist aber nicht gehalten, je- 
dem abstrusen Vermerk nachzugehen. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Herr Kollege Klose, bitte. 

Hans-Ulrich Klose (SPD): 

Herr Staatssekretär, da, wie Sie eben erwähnt haben, 
dieser Vermerk spätestens seit Sommer 1992 bekannt ist 
- da ist ausführlich im „Spiegel“ darüber berichtet wor- 
den -, möchte ich Sie fragen, ob die damalige Bundesre- 
gierung Anlass gesehen hat, damals Ermittlungen in die- 
ser Sache einzuleiten, und, wenn ja, zu welchem 
Ergebnis ist sie gekommen? 

(Jörg Tauss [SPD]: Sehr gute Frage!) 

(B) 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Soweit mir bekannt ist, Herr Kollege Klose - ehr- 
licherweise kann ich mich nur auf das stützen, was mir 
zur Verfügung steht -, ist damals nichts unternommen 
worden, weil Karsten Voigt damals sehr deutlich erklärt 
hat, dass ein solcher Vermerk nicht auf Angaben beruhen 
könne, die er abgegeben habe. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ich rufe die Frage 6 des Kollegen Arnold Vaatz auf: 

Wie bewertet die Bundesregierung straf- und arbeitsrecht- 
lich insbesondere die in dem Vermerk für das Zentralkomitee 
der SED getroffene Aussage, Karsten Voigt habe über die 
Sachverhaltsfeststellung, dass Bärbel Bohley und Wolfgang 
Templin am 6. August 1988 wieder in die DDR einreisen wür- 
den, auch den weitergehenden Ratschlag erteilt, „sie zunächst 
einreisen zu lassen und dann bei oder wegen entsprechender 
Aktivitäten zu ergreifen und auszuweisen“? 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Herr Kollege Vaatz, Ihre Frage geht nahezu in die 
gleiche Richtung. 

Ich antworte Ihnen wie folgt: Der Bundesregierung 
liegen keine Hinweise darauf vor, dass der Vermerk in- 
haltlich zutreffend wäre. Zu hypothetischen Sachverhal- 
ten nimmt die Bundesregierung grundsätzlich nicht Stel- 
lung. 


Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: (C) 

Ihre Zusatzfragen. 

Arnold Vaatz (CDU/CSU): 

Herr Staatssekretär, können Sie mir erklären, welche 
Qualität ein interner Vermerk des Ministeriums für 
Staatssicherheit oder eines Staatsorgans der DDR haben 
müsste, damit er, insofern es in ihm um einen strafbaren 
Sachverhalt geht, die Bundesregierung zu einer einge- 
henderen Nachfrage veranlasst? 

(Jörg Tauss [SPD]: Erich müsste wieder aufer- 
stehen!) 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Herr Kollege Vaatz, das ist wiederum eine sehr hypo- 
thetische Frage, die überhaupt keinen Hintergrund hat 
und zu der ursprünglichen Frage keinerlei Bezug auf- 
weist. Ich habe eben auf Ihre Zusatzfrage, Herr Kollege 
Vaatz, geantwortet, dass die Bundesregierung so etwas 
grundsätzlich ernst nimmt. Wenn sich irgendein Hinter- 
grund erhärtet, wird die Bundesregierung die Rechte ih- 
rer Bürgerinnen und Bürger wahren und dem nachgehen. 

Bei diesem Fall war aber, wie die Juristen sagen, erkenn- 
bar auf die Stirn geschrieben nichts dran. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Sie haben noch eine Zusatzfrage. 

Arnold Vaatz (CDU/CSU): 

Herr Staatssekretär, betrachten Sie es als gerechtfer- (D) 
tigt, einen Politiker mit dem Amt des Koordinators für 
die deutsch-amerikanische Zusammenarbeit zu betrauen, 
gegen den unwiderlegt derartige Vermutungen öffentlich 
geäußert werden dürfen, über deren Wahrheitsgehalt Sie 
persönlich keine Nachforschungen angestellt haben? 

(Jörg Tauss [SPD]: Unglaublich! - Silke 
Stokar von Neufom [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Das ist eine Verleumdung!) 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Ich glaube, die Frage des Kollegen Klose eben hat ge- 
zeigt, dass auch die Vorgängerregierung, der das eben- 
falls lange Zeit bekannt war, keinerlei Veranlassung sah, 
dieser Sache nachzugehen. 

Gestatten Sie mir, Herr Kollege Vaatz, außerdem, ein 
wenig der Verwunderung der Bundesregierung, die ich 
hier vertrete, Ausdruck zu verleihen, dass ehemalige 
Bürgerrechtlerinnen und Bürgerrechtler der DDR, die ei- 
gentlich wissen müssten, welchen Wahrheitsgehalt in- 
terne Vermerke der Staatssicherheit haben, hier heute 
auftreten und so tun, als hätten die Vermerke der Staats- 
sicherheit oder auch anderer DDR-Behörden immer der 
Wahrheit entsprochen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Silke 
Stokar von Neufom [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN] - Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: Ist 
etwa die Stasi eine einzige Erfindung, oder 
was?) 
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(A) Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Herr Kollege Weisskirchen. 

Gert Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): 

Herr Staatssekretär, wie bewerten Sie die Wahl 
Karsten Voigts kurz nach Erscheinen des „Spiegel“-Arti- 
kels 1992 zum Vizepräsidenten der NATO-Parlamen- 
tarierversammlung, wie wir heute sagen, vor dem Hin- 
tergrund der eben gestellten Frage, ob Karsten Voigt 
möglicherweise eine Irritationsquelle im transatlanti- 
schen Verhältnis bedeutet? 

(Silke Stokar vonNeufom [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich denke, das war eine gute 
Wahl!) 

Aifred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Verehrter Herr Kollege Weisskirchen, es ist immer 
sehr schwierig, Entscheidungen anderer zu kommentie- 
ren. Ich kann nur so viel dazu sagen: Ich kenne Karsten 
Voigt seit einigen Jahrzehnten und persönlich schätze ich 
ihn sehr. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Herr Kollege Nooke, bitte. 

Günter Nooke (CDU/CSU): 

Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu nehmen, dass ich im 
Zusammenhang mit dem Untersuchungsausschuss, der 
einen Ihrer Kabinettsmitglieder, Bundesminister Stolpe, 
zu seiner Zeit als Brandenburger Ministerpräsident be- 
(®) traf, leider in der misslichen Lage war, sehr viele Akten 
lesen zu müssen - Sie mussten vielleicht nicht so viele 
Stasi-Akten lesen wie ich -, und dass ich beim Lesen 
dieser Stasi-Akten leider feststellen musste, dass sich an 
keiner Stelle eine wirkliche Fehlinformation nachweisen 
ließ, sondern viele der Informationen sehr gut zusam- 
menpassten? 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Ich nehme gerne zur Kenntnis, was Sie festgestellt ha- 
ben - oder glauben, festgestellt zu haben-; die Wirk- 
lichkeit ist allerdings anders, Herr Nooke. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Die Frage 7 des Kollegen Jürgen Herrmann wird 
schriftlich beantwortet. 

Deshalb rufe ich die Frage 8 des Kollegen Günter 
Nooke auf: 

Seit wann hat die Bundesregierung Kenntnis von dem im 
Bundesarchiv aufgefundenen und am 21. Februar 2005 in der 
Zeitschrift „Focus“ veröffentlichten, auf den 8. Juli 1988 da- 
tierten Vermerk für das Zentralkomitee der SED, nach dem 
Karsten Voigt der DDR Erkenntnisse über eine für den 
Juli 1988 beabsichtigte Einreise der Bürgerrechtler Bärbel 
Bohley und Wolfgang Templin habe zukommen lassen? 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Gleiches Thema, Herr Nooke. Der Vermerk, der am 
21. Februar 2005 in der Zeitschrift „Focus“ veröffent- 


licht worden ist, war bereits im Jahre 1992 Gegenstand (C) 
der Berichterstattung in der Zeitschrift „Der Spiegel“. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ihre Zusatzfragen. 

Günter Nooke (CDU/CSU): 

Können Sie mir erklären, warum Karsten Voigt von- 
seiten des Auswärtigen Amtes in ein offizielles Amt be- 
rufen wurde, und sind Sie bereit, zur Kenntnis zu neh- 
men, dass Karsten Voigt 1992 keinerlei Funktion für die 
damalige CDU/CSU-geführte Regierung unter Bundes- 
kanzler Helmut Kohl hatte? 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Für letzteren Tatbestand bin ich als Sozialdemokrat 
dankbar. Zum ersten Teil Ihrer Frage, warum diese Bun- 
desregierung Karsten Voigt in ein wichtiges Amt berufen 
hat: weil er gut ist und die Fähigkeit besitzt, dieses Amt 
auszufüllen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Sie haben noch eine Zusatzfrage, Herr Kollege. 

Günter Nooke (CDU/CSU): 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher Weise 
und an welcher Stelle die deutsch-amerikanischen Be- 
ziehungen durch die jetzt diskutierten Veröffentlichun- 
gen im „Focus“ - auch im Rahmen der Diskussion, die 
wir hier führen - beeinträchtigt wurden? 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Herr Nooke, gehen Sie bitte davon aus, dass man sol- 
che Dinge jenseits des Atlantiks durchaus registriert. Ich 
kann mir sehr gut vorstellen, dass die US-Administration 
heftig opponiert hätte, wenn sie dem „Spiegel“-Artikel 
von 1992 oder dem jetzigen „Focus“- Artikel in irgend- 
einer Form Bedeutung beimessen würde. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Herr Kollege Weisskirchen. 

Gert Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): 

Herr Staatssekretär, teilen Sie die Auffassung - übri- 
gens nicht nur der Außenpolitiker der SPD und der Grü- 
nen, sondern auch von Kollegen der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion; fragen Sie da einmal nach dass Karsten 
Voigt gerade in der nicht ganz einfachen Phase, die hin- 
ter uns liegt - Auseinandersetzungen um den Irak- 
krieg-, eine außergewöhnlich verbindende Rolle ge- 
spielt hat, besonders im Hinblick darauf, Spannungen, 
die es zwischen den USA und der Bundesrepublik 
Deutschland gegeben hat, abzubauen? 

(Eckart von Klaeden [CDU/CSU]: Was, die 
gab es? - Günter Nooke [CDU/CSU]: Das 
könnte ja gerade der Grund sein!) 
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(A) Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Herr Kollege Weisskirchen, diese Einschätzung kann 
ich teilen. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Herr Kollege Grindel, bitte. 

Reinhard Grindei (CDU/CSU): 

Herr Staatssekretär, ist Ihnen bekannt, dass es über 
den Sachverhalt, über den wir hier sprechen, Erkennt- 
nisse des BND gegeben hat, die nicht an das Bundesamt 
für Verfassungsschutz weitergegeben worden sind? Aus 
welchen Gründen ist die Weitergabe nicht erfolgt? 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Herr Grindel, angesichts Ihrer Frage muss ich davon 
ausgehen, dass Sie interne Vorgänge kennen, die ansons- 
ten niemandem bekannt sind. Ist das richtig? 

(Jörg Tauss [SPD]: Unglaublich! - Günter 
Nooke [CDU/CSU]: Informationsfreiheits- 
gesetz!) 

- Das haben wir noch nicht, Herr Nooke. 

Herr Grindel, Ihre Frage kann ich nur mit einer Ge- 
genfrage beantworten: Woher wissen Sie das? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Waren Sie selbst beim BND? Ich kann Ihre Frage nicht 
beantworten; man kann sie so nicht stellen. 

(B) (Roland Gewalt [CDU/CSU]: Doch!) 

- Sie kann zwar so gestellt werden, aber ich kann sie Ih- 
nen dann nicht beantworten. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ich rufe die Frage 9 des Kollegen Werner Kuhn auf: 

Ist das Bundesministerium der Justiz Ende 2004 von der 
Bundesanwaltschaft über ein Prüfverfahren wegen Landes- 
verrats gegenüber dem ehemaligen Bundestagsabgeordneten 
und heutigen Koordinator für die deutsch-amerikanische Zu- 
sammenarbeit im Auswärtigen Amt, Karsten Voigt, informiert 
worden? 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Jetzt wird es sehr spannend, Herr Kuhn. - Der Gene- 
ralbundesanwalt hat das Bundesministerium der Justiz 
durch einen Bericht vom 29. November 2004 davon in 
Kenntnis gesetzt, dass geprüft werde, ob der Anfangs- 
verdacht einer Staatsschutzstraftat besteht. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ihre Zusatzfragen. 

Werner Kuhn (Zingst) (CDU/CSU): 

Herzlichen Dank, Herr Staatssekretär. Das war eine 
konkrete Antwort. 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Ich bin pausenlos konkret. 


Werner Kuhn (Zingst) (CDU/CSU): (C) 

Aber ich muss Ihren Verdacht, den Sie vorhin ge- 
äußert haben, zurückweisen, dass mit der Stasi telefo- 
niert worden ist. Wer selber in einem Staat, in dem be- 
spitzelt wurde, gelebt hat und wer eine Akte hat, der 
befindet sich in einer anderen Situation und kann mit 
dem Thema nicht so locker umgehen wie Sie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben parteiübergreifend die Aufarbeitung der 
SED-Diktatur und der Stasi-Akten in Angriff genom- 
men. Deshalb wurde die Gauck-Behörde eingerichtet. 

Im Jahre 1992 - das weiß ich aus eigener Erfahrung - 
waren die Akten noch längst nicht so weit aufbereitet, 
dass wir genauere Erkenntnisse daraus ziehen konnten. 
Deshalb frage ich Sie: Was tut die Bundesregierung, um 
diese schwerwiegenden Vorwürfe auszuräumen? Ich will 
das nicht unbedingt an den Vorgängen um den ehemali- 
gen Kollegen Voigt festmachen, sondern es geht mir um 
den prinzipiellen Umgang mit solchen Informationen. 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Das habe ich jetzt nicht verstanden. Die Frage dreht 
sich doch um Karsten Voigt. Sie müssen mir schon sa- 
gen, gegen wen die Vorwürfe gerichtet sind, die die Bun- 
desregierung ausräumen soll, Herr Kollege Kuhn. 

Werner Kuhn (Zingst) (CDU/CSU): 

Sie haben sich vorhin darauf bezogen, dass im Jahr 
1992 die damalige Bundesregierung entsprechende Re- 
cherchen im Zusammenhang mit dem Vorwurf des Lan- (D) 
desverrats gegen den Kollegen durchgeführt hat, und Sie 
haben gesagt, dass die damalige Bundesregierung keine 
Erkenntnisse hatte und dass sich die jetzige Bundes- 
regierung nicht verantwortlich fühle. 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Sie haben anscheinend nicht zugehört, als ich die 
Frage beantwortet habe. Ich habe nur gesagt: Auch die 
damalige Bundesregierung hat darüber gelesen; sie hatte 
aber keinerlei Veranlassung, etwas zu unternehmen. Ge- 
nauso wenig hat die jetzige Bundesregierung aufgrund 
von Vermerken, die sich in irgendwelchen Akten befin- 
den und die irgendein ehemaliger BND-Mitarbeiter ge- 
schrieben hat, Veranlassung, etwas zu unternehmen. Da- 
mit habe ich Ihre erste Zusatzfrage beantwortet. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Sie haben noch eine Zusatzfrage, Herr Kollege Kuhn. 

Werner Kuhn (Zingst) (CDU/CSU): 

Warum hat die Bundesregierung bis heute nicht offi- 
ziell darauf reagiert, sondern darauf gewartet, dass die 
Opposition tätig wird? 

Alfred Hartenbach, Pari. Staatssekretär bei der Bun- 
desministerin der Justiz: 

Die Bundesregierung muss nicht auf jedes dumme 
Gerücht reagieren. 
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Pari. Staatssekretär Alfred Hartenbach 

(A) (Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Die Frage 10 der Kollegin Gitta Connemann und die 
Frage 1 1 des Kollegen Albert Rupprecht (Weiden) wer- 
den schriftlich beantwortet. 

Ich schließe den Geschäftsbereich des Bundesminis- 
teriums der Justiz. Vielen Dank, Herr Staatssekretär, für 
die Beantwortung der Fragen. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundes- 
ministeriums der Finanzen. 

Alle Fragen dieses Geschäftsbereichs sollen schrift- 
lich beantwortet werden. Es handelt sich um die 
Fragen 12 und 13 des Kollegen Dr. Jürgen Gehb, die 
Frage 14 des Kollegen Georg Schirmbeck, die Frage 15 
der Kollegin Dr. Gesine Lötzsch, die Fragen 16 und 17 
des Kollegen Kurt-Dieter Grill sowie die Frage 18 des 
Kollegen Albert Rupprecht (Weiden). 

Ich rufe nunmehr den Geschäftsbereich des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaft und Arbeit auf Die Fragen 
beantwortet Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Dr. Ditmar Staffelt. 

Ich rufe die Frage 19 des Kollegen Dr. Christoph 
Bergner auf. 

(Dr. Ditmar Staffelt, Pari. Staatssekretär: Der 
ist gar nicht da!) 

- Der Abgeordnete ist nicht anwesend. Dann verfahren 

(B) 

wir bei Frage 19 und Frage 20 - denn auch die Frage 20 
wurde vom Kollegen Dr. Christoph Bergner gestellt - 
wie in der Geschäftsordnung vorgesehen. 

Die Frage 21 des Kollegen Emst Hinsken und die 
Fragen 22 und 23 des Kollegen Dirk Niebel werden 
schriftlich beantwortet. 

Ich mfe die Frage 24 der Kollegin Petra Pau auf: 

Trifft es zu, dass die gewünschte bessere Vermittlung von 
Arbeitslosen im Rahmen des Fordem-und-Fördem-Konzeptes 
wegen des Mangels an qualifizierten Mitarbeitern in den Job- 
centem nicht realisiert werden kann, und, wenn ja, wie viele 
Mitarbeiter fehlen derzeit nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung? 

Dr. Ditmar Staffelt, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Wirtschaft und Arbeit: 

Frau Kollegin Pau, nach Auskunft der Bundesagentur 
für Arbeit verläuft der sukzessive Personalaufbau in den 
Jobcentem und damit das Bereitstellen der Vermittlung 
nach Plan und ist bereits weit vorangeschritten. Gerade 
im Bereich der Jugendlichen unter 25 Jahren werden da- 
nach die Sollzahlen zeitnah erreicht werden. 

Um den Personalaufbau auch weiterhin zügig voran- 
zutreiben, hat die Bundesagentur für Arbeit den Agentu- 
ren für Arbeit in den Arbeitsgemeinschaften zuletzt 
weitere 2 500 Beschäftigungsmöglichkeiten für die Re- 
krutierang von externem Personal zur Verfügung ge- 
stellt. Damit sollen die Betreuungsrelationen für den 
Personenkreis der erwerbsfähigen Hilfeempfänger über 
25 Jahre verbessert werden. 


Der weit überwiegende Teil der Mitarbeiterinnen und (C) 
Mitarbeiter in den Arbeitsgemeinschaften nach SGB II 
ist nach Auskunft der Bundesagentur bereits qualifiziert 
und damit arbeitsfähig. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ihre Zusatzfrage, bitte. 

Petra Pau (fraktionslos): 

Herr Staatssekretär, könnten Sie die Voraussage „zeit- 
nah“ etwas mehr konkretisieren? Oder andershemm ge- 
fragt: Wann ist nach Ansicht der Bundesregiemng der in 
Bezug auf Fallmanager und Arbeitsuchende angestrebte 
Schlüssel tatsächlich erreicht? Der Begriff „zeitnah“ ist 
mir etwas zu schwammig. 

Dr. Ditmar Staffelt, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Wirtschaft und Arbeit: 

Ich kann Ihnen dies nicht auf den Tag genau sagen. Es 
wird immer wieder regionale Unterschiede geben. Aber 
wir gehen schon davon aus, dass „zeitnah“ innerhalb der 
nächsten sechs bis acht Wochen bedeutet. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Sie haben noch eine Zusatzfrage. 

Petra Pau (ffaktionslos): 

Herr Staatssekretär, Sie haben eine Zahl hinsichtlich 
der zusätzlichen Einstellung von Kräften genannt. Ist das 
nach Ansicht der Bundesregiemng der Endstand der zu- 
sätzlich einzusetzenden Mittel oder wie hoch werden die /i-,', 
Kosten für die Schaffung von zusätzlichen Stellen so- 
wohl in den Arbeitsagenturen als auch eventuell in den 
optierenden Kommunen sein? 

Dr. Ditmar Staffelt, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Wirtschaft und Arbeit: 

Das ist der bisherige Stand nach den entsprechend 
eingegangenen Meldungen seitens der Bundesagentur 
und der entsprechend beauftragten Kommunen. Wir ge- 
hen davon aus, dass diese Zahlen stichhaltig sind, müs- 
sen allerdings darauf verweisen, dass das Zahlenmaterial 
noch nicht bis ins Letzte ausgewertet werden konnte. 

Dafür werden Sie sicherlich Verständnis haben. Wir hat- 
ten ja schon bei anderer Gelegenheit darüber gespro- 
chen. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ich mfe die Frage 25 der Kollegin Petra Pau auf: 

In wie vielen Fällen wurden - nach der zurzeit vorlie- 
genden Kenntnis der Bundesregierung - von Kommunen, 
Jobcentem etc. Sozialhilfeempfanger missbräuchlich als er- 
werbsfähig eingestuft und beabsichtigt die Bundesregiemng 
angesichts der anhaltenden Diskussion über die Frage der Er- 
werbsfähigkeit ehemaliger Sozialhilfeempfänger, die Rege- 
lung des § 8 Abs. 1 SGB II mittels einer Durchfühmngsver- 
ordnung zu konkretisieren? 

Dr. Ditmar Staffelt, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Wirtschaft und Arbeit: 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit ist 
durch mehrere Schreiben von Trägem der gesetzlichen 
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(A) BCrankenversicherung, unter anderem des Verbandes der 
Angestellten-Krankenkassen e. V. vom 25. Januar 2005 
und der Barmer Ersatzkasse vom 24. Februar 2005, da- 
von unterrichtet worden, dass nach ihrer Auffassung 
eine erhebliche Zahl von Personen, denen Arbeitslosen- 
geld II bewilligt wurde, nicht erwerbsfähig sei. Konkrete 
Zahlen, um wie viele Personen es sich dabei handelt, ha- 
ben die Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit bis- 
lang nicht übermittelt. 

Das BMWA hat im Zusammenhang mit den genann- 
ten Schreiben bereits erklärt, alle ihm benannten konkre- 
ten Fälle, in denen unrichtige Entscheidungen hinsicht- 
lich der Erwerbsfähigkeit getroffen worden sein sollen, 
zu überprüfen und gegebenenfalls einer Aufklärung zu- 
zuführen. Das SGB II enthält bewusst keine Ermächti- 
gung für eine Rechtsverordnung zu § 8 SGB II, da der 
Gesetzestext eindeutige und abschließende Vorgaben für 
die Feststellung der Erwerbsfähigkeit enthält. Von einer 
Verordnungsermächtigung hierzu wurde im Rahmen des 
Gesetzgebungsverfahrens zum Vierten Gesetz für mo- 
derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt bewusst abge- 
sehen, um keinen Spielraum für etwaige Verschiebungen 
der Finanzströme zwischen Bund, Ländern und Kommu- 
nen einzuräumen. Mit dem Verzicht auf eine solche Ver- 
ordnungsermächtigung ist der Gesetzgeber insbesondere 
dem Anliegen der Länder gefolgt. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ihre Zusatzfragen, bitte. 

(B) Petra Pau (fraktionslos): 

Danke, Herr Staatssekretär. - Sind der Bundesregie- 
rung Zahlen darüber bekannt, wie vielen Arbeitslosen- 
geld-II-Empfängem der Leistungsanspruch durch die 
BCrankenkassen ganz oder vorübergehend in der Folge 
des Streites darüber, ob sie nun tatsächlich arbeitsfähig 
sind oder nicht, entzogen wurde? 

Dr. Ditmar Staffelt, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Wirtschaft und Arbeit: 

Das ist uns bisher nicht bekannt. Allerdings muss ich 
sagen, dass die diesbezüglichen Listen zunehmend län- 
ger werden. Ich habe - das wird Sie als Berlinerin inte- 
ressieren - eine Liste mit allein über 250 solcher Fälle 
von der AOK Berlin vorliegen. Wenn wir das auf die ge- 
samte Bundesrepublik hochrechnen, werden wir mit 
einer nicht unerheblichen Größenordnung zu rechnen 
haben. Bei überschlägigem Durchsehen der Krankheits- 
bilder in der Liste muss wohl davon ausgegangen wer- 
den, dass aueh die Minimalanforderungen an die 
Arbeitsfähigkeit von diesem Personenkreis nicht zu er- 
bringen sind. Hier ist also eine entsprechende Überprü- 
fung erforderlich. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Sie haben noch eine Zusatzfrage. 

Petra Pau (ffaktionslos): 

Herr Staatssekretär, wir sind sicherlich beide der Mei- 
nung, dass dieser Klärungsprozess nicht auf dem Rücken 
der betroffenen, offensichtlich ja auch kranken Personen 


erfolgen darf Hat die Bundesregierung eventuell vo- 
rübergehende Regelungen oder Absprachen mit den 
BCrankenkassen getroffen, um sicherzustellen, dass Men- 
schen trotz alledem eine ärztliche Behandlung bekom- 
men? Zu mir kommen immer wieder zutiefst verunsi- 
cherte Patienten. Sie sind ja nicht durch eigenes 
Verschulden in diesen Status gekommen. 

Dr. Ditmar Staffelt, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister für Wirtschaft und Arbeit: 

Nach unserer Rechtsauffassung wird es niemanden 
geben, der in der Zeit, in der er in der einen oder anderen 
Gruppe Berücksichtigung findet, in dem Sinne Nachteile 
hinzunehmen hätte, dass er nicht mehr Leistungen des 
Gesundheitswesens in Anspruch nehmen könnte. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Die Frage 26 des Kollegen Hartwig Fischer (Göttin- 
gen) wird schriftlich beantwortet. Deshalb schließe ich 
diesen Geschäftsbereich. Vielen Dank, Herr Staats- 
sekretär, für die Beantwortung der Fragen. 

Ich rufe nun den Geschäftsbereich des Bundesminis- 
teriums für Verbraucherschutz, Ernährung und Land- 
wirtschaft auf. Die Fragen 27 und 28 des Kollegen 
Manfred Kolbe werden schriftlich beantwortet, ebenso 
die Frage 29 der Kollegin Gitta Connemann. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe- 
riums der Verteidigung auf. Die Fragen beantwortet Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Hans Georg Wagner. 
Die Fragen 30 und 3 1 des Kollegen Dr. Egon Jüttner 
werden schriftlich beantwortet. 

Ich rufe somit die Frage 32 des Kollegen Bernhard 
Kaster auf: 

Trifft es zu, dass der Infrastrukturstab Süd bzw. andere zu- 
ständige Stellen erst jetzt, nach der im November 2004 getrof- 
fenen Entscheidung bezüglich der Schließung von 105 Bun- 
deswehrstandorten, die Rentabilität und Wirtschaftlichkeit 
einzelner Standorte, unter anderem in Hermeskeil, prüfen, und 
welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung bezüglich der 
Notwendigkeit neuer baulicher Maßnahmen zur Unterbrin- 
gung der im neuen Bundeswehrstandortkonzept vom 1. No- 
vember 2004 vorgesehenen Aufstockung um insgesamt 
570 Soldaten an den saarländischen Standorten Saarlouis, 
Merzig und Lebach? 

Hans Georg Wagner, Pari. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: 

Herr Kollege Kaster, Wirtschaftlichkeitsbetrachtun- 
gen sind vor der Stationierungsentscheidung zum 1 . No- 
vember 2004 durch die Infrastrukturorganisation in Ver- 
bindung mit anderen Dienststellen der Bundeswehr 
erfolgt. In Saarlouis sind, resultierend aus dem Konzept 
zur Stationierung der Bundeswehr in Deutschland, keine 
zusätzlichen Baumaßnahmen erforderlich. An den 
Standorten Lebach und Merzig erhalten die dortigen 
Verbände künftig eine Einsatz- und Unterstützungskom- 
panie. Für diese Einheiten ist mittel- und langfristig der 
Neubau jeweils eines Unterkunftsgebäudes erforderlich. 

Zur Umsetzung des in der Vorbereitung des Stationie- 
rungskonzeptes erkannten Infrastrukturbedarfs haben die 
Infrastrukturstäbe vor Ort das Regelbauverfahren einge- 
leitet. Die Umgliederung der beiden Verbände kann 
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Pari. Staatssekretär Hans Georg Wagner 

(A) planmäßig erfolgen. Die Unterbringung der E/U-Kom- 
panie Fallschirmjägerbataillon 261 Lebach bzw. Luftlan- 
deunterstützungsbataillon 262 Merzig erfolgt zunächst 
in vorhandener Infrastruktur in der Niederauerbach- 
Kaserne in Zweibrücken in Rheinland-Pfalz beim Fall- 
schirmjägerbataillon 263. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ihre Zusatzfragen, bitte. 

Bernhard Kaster (CDU/CSU): 

Herr Staatssekretär, Sie haben angesprochen, dass im 
Rahmen der Aufstockung der Standorte im Saarland 
auch bauliche Maßnahmen notwendig werden. Können 
Sie schon Angaben über das Kostenvolumen machen? 

Hans Georg Wagner, Pari. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: 

Nein, das kann ich nicht machen; denn bis jetzt han- 
delt es sich noch um Vorüberlegungen. Sie wissen, dass 
die endgültige Feinausplanung des Standortekonzeptes 
noch nicht abgeschlossen ist. Erst danach werden kon- 
krete Entscheidungen vorbereitet werden können. 

Bernhard Kaster (CDU/CSU): 

Werden derzeit keinerlei Wirtschaftlichkeitsanalysen 
mehr durchgeführt, weder an den Standorten im Saar- 
land noch beispielsweise am Standort Hermeskeil in 
Rheinland-Pfalz? 

Hans Georg Wagner, Pari. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: 

Mir sind keine Analysen bekannt, auch nicht zu den 
Standorten im Saarland. Es werden natürlich im Rahmen 
der neuen Konzeption, die mit dem Ausdruck „Kaser- 
ne 2000“ verbunden ist, bessere Unterbringungsmög- 
lichkeiten - auch für Wehrpflichtige - geschaffen wer- 
den müssen. Dies allerdings wäre eine riesige Bauauf- 
gabe, deren Kosten im Bundeshaushalt noch nicht 
abgebildet sind. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ich rufe die Frage 33 des Kollegen Bernhard Kaster 
auf: 

Ist die Möglichkeit geprüft worden, bezüglich der deutli- 
chen Aufstockung der Luftlandebrigade in den erwähnten 
saarländischen Kasernen doch noch auf die bislang zur 
Schließung vorgesehene Hochwaldkaseme in Hermeskeil mit 
ihrer Raumkapazität von bis zu 2 000 Soldaten und eigener 
Schießanlage zurückzugreifen, und welche Gründe sprechen 
auch vor dem Hintergrund der guten Autobahnverkehrsanbin- 
dung und der räumlichen Nähe zu den saarländischen Kaser- 
nen gegen eine Berücksichtigung der Hochwaldkaseme? 

Hans Georg Wagner, Pari. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: 

Sehr geehrter Herr Kollege Kaster, bei den Untersu- 
chungen zur Stationierung der Luftlandebrigade 26 und 
ihrer Verbände wurden im zu betraehtenden Stationie- 
rungsraum die Standorte der Brigade Merzig, Lebach 
und Saarlouis im Saarland sowie Zweibrüeken in Rhein- 
land-Pfalz und noeh andere Standorte in der Region 


vergleichend berüeksichtigt. Der Stab und die Stabskom- (C) 
panie der Lufüandebrigade 26 sowie die Lufüandepionier- 
kompanie 260 in Saarlouis, das Luftlandeunterstützungs- 
bataillon 262 in Merzig, das Fallsehirmjägerbataillon 261 
in Lebaeh sowie das Fallsehirmjägerbataillon 263 in 
Zweibrücken sind an ihren Standorten bedarfsgerecht 
untergebracht. 

Mit einer strukturbedingten Erhöhung des Personal- 
umfangs der Brigade wird darüber hinaus eine betriebs- 
wirtschaftlieh optimierte Belegung der Liegenschaften 
erreicht. Unabhängig von einem mittel- bis langfristigen 
Bedarf jeweils eines Unterkunftsgebäudes in Merzig und 
Lebach kann die Umgliederung der Verbände der 
Luftlandebrigade 26 in vorhandener Infrastruktur erfol- 
gen. Die Zusammenfassung des personellen Aufwuehses 
der Luftlandebrigade 26 am Standort Hermeskeil oder 
die Verlegung eines geschlossenen Verbandes dorthin 
wäre weder militärisch-funktional sinnvoll noch be- 
triebswirtschaftlich zweckmäßig. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ihre Zusatzfragen, bitte. 

Bernhard Kaster (CDU/CSU): 

Wäre es nieht doch wirtschaftlicher und auch militä- 
risch begründbar gewesen, statt Standorte mit derzeiti- 
gen Kapazitäten von unter 1 000 Soldaten aufzustocken, 
einen Standort mit einer Kapazität von weit über 
1 000 Soldaten in die Konzeption mit aufzunehmen, zu- 
mal der Standort Hermeskeil sowohl bereits von den 
Fallschirmjägern der Luftlandebrigade für Sehießübun- (ß) 
gen regelmäßig benutzt wird als auch es dort gute Mög- 
lichkeiten für die Absetzplätze gibt? Inwieweit haben 
Aspekte wie beispielsweise der, dass die Luftlandebri- 
gade in Oldenburg ebenfalls auf zwei Standorte aufge- 
teilt ist, Berücksichtigung gefunden? Wie ist die Ent- 
scheidung wirtsehaftlich zu begründen? 

Hans Georg Wagner, Pari. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: 

Ich habe bereits gesagt, Herr Kollege, dass die militä- 
risehe Funktionalität für die Entscheidung, dort nieht un- 
terzukommen, maßgeblieh war. Daher ist für die Luft- 
landebrigade 26 eine Unterbringung in Hermeskeil nicht 
in Betracht gezogen worden. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Sie haben noch eine Zusatzfrage. 

Bernhard Kaster (CDU/CSU): 

Herr Staatssekretär, Sie haben sich sicherlich mit viel 
Freude und Engagement für die eben genannten Stand- 
orte eingesetzt, die ja auch in Ihrem Wahlkreis liegen. 
Denken Sie aber nicht auch, dass die Größe des mit der 
Aufstockung verbundenen Bauvolumens den Eindruek 
aufkommen lässt, dass die Entscheidung, den Naehbar- 
standort mit einer solch hervorragenden Infrastruktur 
nicht in Anspruch zu nehmen, nieht wirtschaftlich oder 
militärisch geprägt war, sondern von anderen Dingen be- 
einflusst worden ist? 
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(A) Hans Georg Wagner, Pari. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: 

Ich werde Anfang April zu einer Besprechung vor Ort 
sein. Sie können sicherlich davon ausgehen, dass mein 
Freund und Kollege Karl Diller mir die Augen ausge- 
kratzt hätte, wenn ich den Standort Hermeskeil bei der 
Gesamtbetraehtung im Rahmen der Stationierungsent- 
scheidung außer Acht gelassen hätte. Maßgebend waren 
aber nun einmal die militärisch-funktionalen Aussagen 
der militärischen Führung, dass der Standort für eine 
Verwendung in diesem Umfang nicht sinnvoll ist. 

Als es seinerzeit um die Entscheidung zwischen den 
Standorten Idar-Oberstein und Hermeskeil ging, ist die 
Entscheidung gegen Hermeskeil gefallen. Anfang April 
werden wir versuehen, das Beste aus der Sache zu ma- 
chen. Vonseiten des Ministeriums steht fest, dass wir der 
Stadt Hermeskeil helfen wollen. Ich habe, wie Sie wis- 
sen, beste Kenntnis von der Gegend und musste aller- 
dings den Eindruck gewinnen, dass die dort ausgewiese- 
nen Gewerbegebiete bisher wenig bedacht worden sind, 
sodass die Verwertung dieser Liegenschaft sicher nicht 
ganz einfach sein wird. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Die Fragen 34 und 35 des Kollegen Markus Meekel 
werden ebenfalls schriftlich beantwortet. Wir sind somit 
bei diesem Geschäftsbereich am Ende angekommen. 
Herr Staatssekretär, vielen Dank für die Beantwortung 
der Fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe- 
riums für Gesundheit und Soziale Sicherung auf Die 

(B) Fragen beantwortet Frau Parlamentarische Staatssekretä- 
rin Marion Caspers-Merk. Die Frage 36 des Kollegen 
Peter Weiß wird schriftlich beantwortet. Die Fragen 37 
und 38 des Kollegen Jens Spahn werden ebenfalls 
schriftlieh beantwortet. 

Ich rufe deshalb die Frage 39 des Kollegen Georg 
Schirmbeck auf: 

Trifft es zu, dass der Anteil jugendlicher Raucher nach der 
Tabaksteuererhöhung um mehr als 5 Prozent anstieg, und, 
wenn ja, worauf führt die Bundesregierung diese Entwicklung 
zurück? 

Marion Caspers-Merk, Pari. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Gesundheif und Soziale Sicherung: 

Herr Kollege Schirmbeck, Sie fragen, ob es zutrifft, 
dass der Anteil der jugendlichen Raucher nach der Ta- 
baksteuererhöhung um mehr als 5 Prozent anstieg. Die 
Antwort kann ich sehr kurz halten: nein. Gerade das Ge- 
genteil ist der Fall. Ich weiß nicht, woher Sie diese Zahl 
haben. Die Bundesregierung beauftragt die Bundeszen- 
trale für gesundheifliche Aufklärung als oberste Bundes- 
behörde, alle drei Jahre eine Studie zur Drogenaffmität 
von Jugendlichen durchzuführen, bei der immer dieselbe 
Methode zum Einsatz kommt. Die Ergebnisse des Jahres 
2004 zeigen: Es gibt zum ersten Mal seit zehn Jahren ei- 
nen Rückgang bei der Zahl der jugendlichen Raucher. In 
der Gruppe der 12- bis 17-Jährigen ist der Anteil der 
Raucher nämlich von 28 Prozent auf 23 Prozent, also um 
5 Prozentpunkte, zurückgegangen. 

Wir führen dies auf ein Bündel von Maßnahmen zu- 
rück. Zum einen gibt es Preissignale. Jugendliche - das 


wissen wir aus WHO-Studien - sind besonders preissen- (C) 
sibel. Zum anderen wurden die Präventionsanstrengun- 
gen bei der Gruppe der Jugendlichen verstärkt. Ich erin- 
nere daran, dass die BZgA unter dieser Bundesregierung 
deutlich mehr für die Bekämpfung von legalen Sucht- 
mitteln ausgibt. Insgesamt haben wir die Ansätze für 
diesen Teil erhöht; wir selbst geben 1 Million Euro für 
ein gezieltes Präventionsprogramm aus. Darüber hinaus 
haben wir in einem Schreiben alle Bundesländer gebe- 
ten, das Thema „rauchfreie Schulen“ voranzubringen, 
auch vor dem Hintergrund, möglichst viele öffentliche 
Einrichtungen rauchfrei zu gestalten, weil der Vorbild- 
charakter dieser Einrichtungen für Jugendliche entschei- 
dend ist. 

Ich kann Ihnen also sagen: Der Anteil jugendlicher 
Raucher geht deutlich zurück. Dabei hilft auch eine 
Maßnahme wie die Erhöhung der Tabaksteuer. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ihre Zusatzfrage, bitte. 

Georg Schirmbeck (CDU/CSU): 

Frau Staatssekretärin, können Sie mir bestätigen, dass 
der Verbrauch von Tabak für selbsf zu drehende Zigaref- 
ten erheblich gesfiegen isf? 

Marion Caspers-Merk, Pari. Sfaatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Gesundheif und Soziale Sicherung: 

Das kann ich Ihnen bestätigen. Es ist leider so. Hin- 
sichtlich der Besteuerung geht die Schere weit auseinan- 
der: Während eine normale Zigarette mit ungefähr (D) 
1 1 Cent Tabaksteuer belastet ist, ergibt sich für den losen 
Tabak oder auch den vorgeferfigten Tabak ein Steuer- 
volumen von umgerechnet nur 3 bis 4 Cent pro Ziga- 
rette. Deswegen gab es Verlagerungen zwischen Fertig- 
zigarette und so genanntem Feinschnitt. Insgesamt sind 
die Verbrauchsvolumina aber zurückgegangen. Dabei 
muss man sehen, dass ein Teil des Rückgangs auf eine 
Verlagerung in Richtung Billigprodukte zurückzuführen 
ist und ein weiterer Teil mit stärkeren Aktivitäten im Be- 
reich des illegalen Schmuggels erklärt werden kann. Ein 
erheblicher Teil resultiert aber aus dem objektiv messba- 
ren Rückgang der Raucherquote, welcher ein Ziel der 
Gesundheitspolitik ist. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Sie haben noch eine Zusatzfrage. 

Georg Schirmbeck (CDU/CSU): 

Frau Staatssekretärin, kennen Sie die Aussagen des 
Statistikprofessors Rainer Pelka, der Ihre Aussage, dass 
der Rauchkonsum in der Gesellschaft insgesamt zurück- 
gegangen ist, in Zweifel zieht? 

Marion Caspers-Merk, Pari. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Gesundheif und Soziale Sicherung: 

Ich kenne die Veröffentlichungen; ich kenne den 
Herrn nicht persönlich. Ich lese aber natürlich die Presse 
genauso aufmerksam wie Sie. Wir haben es nachgeprüft: 

Als Datengrundlage nutzt er den Mikrozensus von 2003. 
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(A) Darin hat sich statistisch überhaupt nichts verändert. Da- 
her weiß ich gar nicht, worauf er diese Angaben stützt. 
Vor allen Dingen ist dieses Messinstrument überhaupt 
nicht so genau wie das, was wir alle drei Jahre erheben. 
Ich sage es noch einmal: Wir führen alle drei Jahre eine 
Drogenaffinitätsstudie in derselben Altersgruppe und 
mit derselben Methodik durch. Wenn man dieses Befra- 
gungsinstrument zugrunde legt, dann ist ganz klar nach- 
weisbar, dass der Anteil der jugendlichen Raucher rück- 
läufig ist. Das bestätigen im Übrigen unsere Kontakte 
mit den Bundesländern: Unsere gemeinsamen Arbeits- 
gruppen bestätigen, dass das, was wir im Moment mit 
der Initiative „Rauchfreie Schulen“ und mit Wettbewer- 
ben wie „Be smart - Don’t Start“ oder „Klasse 2000“ auf 
den Weg bringen, langsam Wirkung zeigt. Deswegen 
darf der Gesetzgeber hier nicht nachlassen und sollte auf 
dem eingeschlagenen Weg bleiben. 

Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Die Frage 40 der Kollegin Dr. Gesine Lötzsch wird 
schriftlich beantwortet. 

Ich rufe die Frage 41 der Kollegin Maria Michalk auf: 

Wie hat sich der Umsatz der Zahntechniker in den Mona- 
ten Januar und Februar 2005 vor dem Hintergrund des Geset- 
zes zur Modernisierung der Gesetzlichen Krankenversiche- 
rung im Vergleich zum gleichen Zeitraum des Vorjahres 
entwickelt? 

Marion Caspers-Merk, Pari. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Gesundheit und Soziale Sicherung: 

Frau Kollegin Michalk, Sie fragen nach der Entwick- 

(B) lung des Umsatzes der Zahntechniker. Über die Ent- 
wicklung des Umsatzes der Zahntechniker in den Mona- 
ten Januar und Februar 2005 liegen der Bundesregierung 
noch keine aussagekräftigen Daten vor. Erkenntnisse 
über die Ausgabenentwicklung der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung für Zahnersatz im ersten Quartal 2005 
werden dem Bundesministerium für Gesundheit und So- 
ziale Sicherung etwa im Juni dieses Jahres zur Verfü- 
gung stehen. 

Wir kennen die öffentlichen Äußerungen des VDZI; 
wir kennen auch die Beffagungsergebnisse, die in der 
Öffentlichkeit kommuniziert wurden. Nur, belastbare 
Zahlen liegen noch nicht vor. Ich denke, man muss 
berücksichtigen, dass mit den Festzuschüssen eine Um- 
finanzierung des Zahnersatzes begonnen wurde; damit 
folgen wir einer neuen Philosophie. Valide Aussagen 
können wir erst machen, wenn die Quartalszahlen vor- 
liegen. Sobald uns diese Zahlen vorliegen, werden wir 
sie im Fachausschuss - Sie sind ja Mitglied dort - be- 
sprechen. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ihre Zusatzfragen, bitte. 

Maria Michaik (CDU/CSU): 

Frau Staatssekretärin, wir akzeptieren, dass fundierte 
Zahlen noch nicht vorliegen. Aber wir unterstellen na- 
türlich, dass der Fachverband aufgrund seiner Erfahrung 
mit seiner Schätzung, wonach der Umsatz der Zahntech- 
niker in den letzten zwei Monaten im Durchschnitt um 


zwischen 30 und 40 Prozent zurückgegangen ist, nicht (C) 
total danebenliegt, was mit einer enormen Zahl von Ent- 
lassungen einhergehen müsste. Welchen Handlungsbe- 
darf sieht die Bundesregierung diesbezüglich? 

Marion Caspers-Merk, Pari. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Gesundheif und Soziale Sicherung: 

Ich verstehe die Sorge der Zahntechniker, aber man 
muss natürlich sehen, dass es im letzten Jahr erhebliche 
Vorzieheffekte gab. Die Darstellung der Umfinanzierung 
des Zahnersatzes in der öffentlichen Diskussion war teil- 
weise irreführend; es wurde oftmals der Eindruck er- 
weckt, der Zahnersatz würde in Zukunft gar nichf mehr 
von der Krankenkasse bezahlt. Tatsache ist, dass wir nur 
die Art der Finanzierung geändert haben: Bezuschusst 
wird nicht mehr prozentual, sondern über einen Festbe- 
trag. 

Vor diesem Hintergrund ist die Nachfrage nach Zahn- 
ersatz letztes Jahr überproportional gestiegen. Wenn jetzt 
von Umsatzeinbrüchen die Rede ist, muss man das also 
hinterfragen: Wie hoch lag der normale Umsatz? Was ist 
auf Vorzieheffekte zurückzuführen und was darauf, dass 
die Patientinnen und Patienten durch die neue Struktur 
verunsichert waren? Ob sich die Umsätze stabilisieren, 
werden wir erst im Laufe dieses Jahres feststellen kön- 
nen. 

Wir haben - um Ihre Frage umfassend zu beantwor- 
ten -, weil uns bislang keine Zahlen vorliegen, mit den 
Spitzenverbänden der Krankenkassen gesprochen, um 
herauszufinden, ob es einen Beurteilungsstau oder Ver- 
sorgungsengpässe gibt, ob Heil- und Kostenpläne liegen (D) 
geblieben sind und nicht bearbeitet wurden. Die Spitzen- 
verbände der Krankenkassen sagen, dass es keinen 
erheblichen Rückgang bei der Anzahl eingereichter 
Heil- und Kostenpläne gegeben hat. Nach anfänglichen, 
teilweise durch den Start bedingten Problemen, zum 
Beispiel aufgrund fehlerhaft ausgefüllter Heil- und Kos- 
tenpläne, beträgt die durchschnittliche Bearbeitungs- 
dauer von Genehmigungen nach Angaben der Spitzen- 
verbände der Krankenkassen inzwischen wieder 
zwischen vier und sechs Tage; sie liegt damit wieder ge- 
nau auf dem Vorjahresniveau. 

Ich verstehe also die Sorge des Berufsstandes der 
Zahntechniker. Andere Indikatoren sprechen aber eine 
andere Sprache. Ich glaube, man kann sich mit der Situa- 
tion nur dann auseinander setzen, wenn erste valide Zah- 
len vorliegen. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Frau Michalk, Sie haben zur Frage 41 noch eine Zu- 
satzfrage. 

Maria Michalk (CDU/CSU): 

Ich denke, dass die Vorzieheffekte von 2003 zu 2004 
nicht in der gleichen Höhe sein können wie die von 2004 
zu 2005; darüber sind wir uns einig. 2003 gab es diese 
Vorzieheffekte in Erwartung des GMG 2004 und 2005 
haben wir aber eine andere Situation. Gehen Sie davon 
aus, dass die Vorzieheffekte dadurch zustande gekom- 
men sind, dass die Bundesregierung den Konsens bezüg- 
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Maria Michalk 

(A) lieh des GMG an dieser Stelle relativ kurzfristig geän- 
dert und den Zahnersatz nieht als eigenständige Säule in 
Gesetzesform gegossen hat? 

Marion Caspers-Merk, Pari. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Gesundheit und Soziale Sieherung: 

Natürlieh gehe ieh nieht davon aus, hebe Frau Kolle- 
gin Miehalk. Wir haben eher dazu beigetragen, eine Si- 
tuation, die nieht mehr steuerbar war, weil nieht klar 
war, was der Zahnersatz am Ende kostet, dadureh wieder 
ins Lot zu bringen, dass die Versieherten - das haben wir 
ihnen aueh eindeutig gesagt - nur entspreehend ihrer 
Leistungsfähigkeit für den Zahnersatz zahlen müssen. 
Wir hielten es für nieht in Ordnung, wenn jemand mit ei- 
nem geringen Einkommen für den Zahnersatz genauso 
viel zahlen sollte wie jemand mit einem hohen Einkom- 
men. 

Diese „Mini-Kopfpausehale“ war zwisehen den Frak- 
tionen politiseh mit Sieherheit umstritten. Am Ende hat 
der Bundestag hier mit seiner Mehrheit entsehieden, so- 
dass es bei der der Leistungsfähigkeit des Einzelnen ent- 
spreehenden Finanzierung des Zahnersatzes bleibt. Ab 
dem 1 . Juli 2005 müssen die Patienten den Zahnersatz 
alleine finanzieren. Das ist für viele mit Sieherheit nieht 
einfaeh. In einer Zeit, in der wir hier über die sehleehte 
wirtsehaftliehe Situation debattieren, stellt das aber eine 
deutliehe Entlastung der Arbeitgeber um immerhin 
4,5 Milliarden Euro dar. Daneben haben wir mit den 
neuen Festzusehüssen aueh für die Patientinnen und Pa- 
tienten mehr Wahlffeiheit und Flexibilität in das System 

gebraeht, sodass die neue Struktur vertretbar ist. 

(B) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ieh rufe die Frage 42 der Kollegin Maria Miehalk auf: 

Hat sich die Zahl der Heil- und Kostenpläne der Zahn- 
ärzte, die vor der Genehmigung gutachterlich bewertet wer- 
den, erhöht und, wenn ja, welche Ursachen sieht die Bundes- 
regierung dafür? 

Marion Caspers-Merk, Pari. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Gesundheit und Soziale Sicherung: 

Ja. Nach Auskunft der Kassenzahnärztlichen Bundes- 
vereinigung kam das vertraglich vereinbarte Gutachter- 
verfahren im Jahr 2003 in 265 800 Fähen zum Einsatz. 

Bezogen auf die für eine Begutachtung infrage kom- 
menden Fälle fand damit in rund 7 Prozent der Heil- und 
Kostenpläne eine vertraglich vereinbarte Begutachtung 
statt. Der Anteil der begutachteten Fälle betrug nach An- 
gaben der Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung im 
Jahr 2000 rund 4,7 Prozent, im Jahr 2001 5,3 Prozent 
und im Jahr 2002 5,8 Prozent. Die Anzahl der durch ei- 
nen vertraglich vereinbarten Gutachter begutachteten 
Fälle hat sich seit dem Jahr 2000 somit von Jahr zu Jahr 
etwas erhöht. 

Die Bundesregierung kann die Gründe für die Ent- 
wicklung gegenwärtig nicht abschließend beurteilen. 
Neben medizinischen Gründen könnten auch statistische 
Effekte die Anzahl der erfassten Begutachtungen beein- 
flusst haben. Unabhängig davon ist es Aufgabe der zu- 
ständigen Krankenkassen, darüber zu entscheiden, in 


welchen Einzelfähen eine Begutachtung zur Konkreti- (C) 
sierung der Leistungspflicht erforderlich ist. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ihre Zusatzfragen, bitte. 

Maria Michalk (CDU/CSU): 

Ja, eine Frage habe ich noch. - Frau Staatssekretärin, 
hat die Bundesregierung Hinweise darauf, dass die Ver- 
sorgung mit Zahnersatz in den unteren und mittleren 
Einkommensschichten in den letzten zwei Monaten 
rückläufig ist? 

Marion Caspers-Merk, Pari. Staatssekretärin bei der 
Bundesministerin für Gesundheit und Soziale Sicherung: 

Nein, den Eindruck haben wir schon deshalb nicht, 
weil wir im Gesetz auch eine Härtefallregelung veran- 
kert haben; Sie erinnern sich. Das heißt, derjenige, der 
wirklich bedürftig ist, muss den Eigenanteil nicht leisten. 

Das war auch vorher schon so geregelt. Mit dieser Rege- 
lung wollen wir gerade im Interesse der unteren Ein- 
kommensschichten dafür sorgen, dass der Anspruch auf 
Zahnersatz nicht davon abhängt, ob man sich das finan- 
ziell leisten kann oder nicht. 

Maria Michalk (CDU/CSU): 

Danke. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Sie haben also keine weitere Zusatzfrage. - Ich ^ ' 
schließe diesen Geschäftsbereich. Frau Staatssekretärin, 
vielen Dank für die Beantwortung der Fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe- 
riums für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen auf Die 
Fragen beantwortet Frau Parlamentarische Staatssekretä- 
rin Iris Gleicke. 

Ich rufe die Frage 43 des Kollegen Klaus Hofbauer 
auf: 

Ist die Bundesregierung bereit, aufgrund des starken Ver- 
kehrsaufkommens am Grenzübergang Waidhaus und der da- 
raus folgenden erheblichen Belastung der Ortsdurchfahrten in 
den betroffenen Landkreisen den Bau der Bundesautobahn 
A 6 zu beschleunigen und dadurch deren Fertigstellung früher 
als geplant zu vollziehen? 

Iris Gleicke, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen: 

Sehr geehrter Herr Kollege Hofbauer, Ziel der Bun- 
desregierung ist es, die noch fehlende, rund 40 Kilome- 
ter lange Teilstrecke der Bundesautobahn A 6 zwischen 
Amberg-Ost und Vohenstrauß-Ost frühestmöglich fertig 
zu stellen. Mit den Fertigstellungen des Abschnitts ost- 
wärts der Bundesautobahn A 93 Ende 2006 und des Ab- 
schnitts westlich der Bundesautobahn A 93 Ende 2008 
wird diese Zielstellung gewährleistet. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ihre Zusatzfragen, bitte. 
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(A) Klaus Hofbauer (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Staatssekretärin, 
erlauben Sie mir einen Hilferuf. Seit dem 1 . Mai letzten 
Jahres ist die Zahl der LKWs am Grenzübergang Waid- 
haus um 135 Prozent gestiegen. Die meisten dieser 
LKWs - 85 bis 90 Prozent - müssen sich durch diese 
40 Kilometer Landstraße mitsamt den anliegenden Ort- 
schaften wälzen. Von April bis Mai letzten Jahres kam es 
bereits zu einer Verdoppelung des Verkehrs. Ich darf 
noch hinzufügen, dass der Verkehr seit Januar/Februar 
dieses Jahres um 10 000 LKW pro Monat zugenommen 
hat. Der LKW-Verkehr explodiert und zum allergrößten 
Teil ist davon die Landstraße betroffen. 

Ich appelliere an Sie, dass Sie sich nicht auf die Zu- 
sage einer Fertigstellung bis 2008 beschränken. Es muss 
hier schneller gebaut und wirklich Geld in die Hand ge- 
nommen werden: Steigerung um 135 Prozent, und zwar 
nicht von einem niedrigen Niveau, nicht seit 1989, son- 
dern bezogen auf den 1. Mai letzten Jahres! Ich bitte da- 
rum, diese Zahlen zur Kenntnis zu nehmen und entspre- 
chend zu handeln. 

Iris Gleicke, Pari. Staatssekretärin beim Bundes- 
minister für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen: 

Herr Kollege Hofbauer, ich weiß, dass dieser Appell 
gerechtfertigt ist; denn uns liegen die Zahlen, von denen 
Sie gesprochen haben, vor. Vor dem Hintergrund, dass 
der LKW-Verkehr nach der EU-Osterweiterung auf den 
Bundesstraßen 14 und 299 derart angestiegen ist, er- 
scheint der zeitliche Rahmen bis 2008 in der Tat als sehr 
lang. Das ist vollkommen klar. Aber, Herr Kollege 
Hofbauer, wir können die Gesetze der Physik nicht außer 
Kraft setzen: Dort werden neun Talbrücken, 23 Unter- 
und Überführungen sowie zwei Anschlussstellen gebaut. 
Parkplätze müssen geschaffen werden. Auch der Beton 
muss trocken werden. 

Ich kann nichts anderes sagen: Das Ziel ist erreichbar. 
Der eine Abschnitt wird bis 2006 fertig, der andere bis 
2008. Dies erscheint realistisch. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Eine weitere Zusatzfrage? - Nein. 

Die Fragen 44 und 45 des Kollegen Ralf Göbel wer- 
den schriftlich beantwortet. Damit schließe ich diesen 
Geschäftsbereich und bedanke mich bei der Frau Staats- 
sekretärin für die Beantwortung der Fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes auf. Die Fragen beantwor- 
tet Frau Staatsministerin Dr. Christina Weiss. 

Die Frage 46 des Kollegen Jürgen Herrmann wird 
schriftlich beantwortet. 

Ich rufe Frage 47 des Kollegen Roland Gewalt auf: 

Liegen der Bundesregierung über den in der Zeitschrift 
„Focus“ abgedruckten Vermerk weiter gehende Erkenntnisse 
zu der angeblichen Weitergabe von Informationen über DDR- 
Bürgerrechtler durch Karsten Voigt an die DDR insbesondere 
aus dem Bundesarchiv und aus den Stasi-Unterlagen der Bun- 
desbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdiens- 
tes der ehemaligen DDR vor und wenn ja, welche? 


Dr. Christina Weiss, Staatsministerin beim Bundes- (C) 
kanzler: 

Herr Abgeordneter, die Recherchen des Bundes- 
archivs in den einschlägigen Beständen haben bisher 
keine weiteren Hinweise zur angeblichen Weitergabe 
von Informationen über DDR-Bürgerrechtler durch 
Karsten Voigt an die DDR ergeben. Der Beauftragten für 
die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehema- 
ligen DDR liegen keine Erkenntnisse zu diesem Sach- 
verhalt vor. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ihre Zusatzfragen, bitte. 

Roland Gewalt (CDU/CSU): 

Frau Staatsministerin, wurde denn, bevor Herr Voigt 
zum Koordinator für die deutsch-amerikanische Zusam- 
menarbeit ernannt worden ist, eine Sicherheitsanffage 
bei der Gauck- bzw. Birthler-Behörde vorgenommen? 

Dr. Christina Weiss, Staatsministerin beim Bundes- 
kanzler: 

Diese Frage kann ich Ihnen nicht beantworten, da sie 
nicht vorgegeben war. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Sie haben noch eine Zusatzfrage. 

Roland Gewalt (CDU/CSU): 

Frau Staatsministerin, würden Sie mir zustimmen, 
dass bei jeder Sekretärin und jedem Mitarbeiter, der hier 
im Bundestag beschäftigt ist - erst recht also bei einer so (D) 
prekären Position wie der, die Herr Voigt eingenommen 
hat-, eine Sicherheitsüberprüfung eine Selbstverständ- 
lichkeit ist? 

Dr. Christina Weiss, Staatsministerin beim Bundes- 
kanzler: 

Darin stimme ich mit Ihnen überein. 

(Roland Gewalt [CDU/CSU]: Danke!) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ich rufe die Frage 48 des Kollegen Werner Kuhn auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, dass im Jahr 1998 im 
Bundesarchiv Unterlagen über die Übergabe von NATO- 
Papieren durch den ehemaligen Bundestagsabgeordneten und 
heutigen Koordinator für die deutsch-amerikanische Zusam- 
menarbeit im Auswärtigen Amt, Karsten Voigt, an Mitglieder 
des Zentralkomitees der SED vorhanden waren und in Kopie 
herausgegeben wurden? 

Dr. Christina Weiss, Staatsministerin beim Bundes- 
kanzler: 

Herr Abgeordneter, die von der Zeitsehrift „Focus“ 
genannten NATO-Unterlagen, die von Karsten Voigt an 
das ZK der SED übergeben worden sein sollen, waren 
seit der Übergabe der Akten an das Bundesarchiv nicht 
in diesen Akten. Sie konnten daher auch nicht als Kopie 
herausgegeben werden. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ihre Zusatzfragen, bitte. 
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(A) Werner Kuhn (Zingst) (CDU/CSU): 

Frau Kulturstaatsministerin, sind Sie mit mir der Auf- 
fassung, dass eine gründliche Recherche, die Sie sicher 
in allen Bereichen angestrengt haben, nicht nur notwen- 
dig ist, um den ehemaligen Kollegen Voigt zu exkulpie- 
ren, sondern auch das Verhältnis zwischen der Bundes- 
republik und den Vereinigten Staaten - er ist immerhin 
der Koordinator der deutsch-amerikanischen Zusam- 
menarbeit - entlasten würde? 

Dr. Christina Weiss, Staatsministerin beim Bundes- 
kanzler: 

Herr Abgeordneter, ich denke, diese Frage ist Ihnen 
vorhin schon beantwortet worden. Ich kann sie Ihnen nur 
in Bezug auf das Bundesarchiv beantworten. Dort ist 
umfassend recherchiert worden. 

Werner Kuhn (Zingst) (CDU/CSU): 

Danke, keine weitere Nachfrage. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Herr Kollege Weisskirchen, bitte. 

Gert Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): 

Frau Staatsministerin, da in der Frage unterschwellig 
angedeutet sein könnte, dass es sich hier um geheim- 
dienstliche oder um vertrauliche Papiere handeln könnte, 
frage ich Sie: Ist Ihnen, Frau Staatsministerin, bekannt, 
dass all diese Dokumente, von denen hier die Rede ist, 

(B) öffentlich zugängliche Dokumente sind, die auch zum 
damaligen Zeitpunkt öffentlich zugänglich gewesen 
sind? Die Presse hat beispielsweise an den Tagungen der 
Parlamentarischen Versammlung der NATO teilnehmen 
können. 

Dr. Christina Weiss, Staatsministerin beim Bundes- 
kanzler: 

Herr Abgeordneter, es ist mir bekannt, dass es Ent- 
würfe für Berichte der Nordatlantischen Versammlung 
sind, die ihrerseits öffentlich zugänglich sind. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Eine weitere Frage des Kollegen Scheer. 

(Hans-Joachim Otto [Frankfurt] [FDP]: Reitet 
doch den Voigt nicht noch tiefer rein mit euren 
Fragen!) 

Dr. Hermann Scheer (SPD): 

Frau Staatsministerin, reicht Ihnen das, was ich Ihnen 
jetzt mündlich sage, oder sollte ich Ihnen schriftlich ge- 
ben, dass ich entgegen dem, was im „Focus“ steht, als 
Augenzeuge und Ohrenzeuge der verschiedenen Gesprä- 
che, in denen es um die Bürgerrechtler der DDR ging, 
das intensive Engagement von Karsten Voigt für Frau 
Bohley und Herrn Templin mitbekommen habe? 

(Hans- Joachim Otto [Frankfurt] [FDP]: Wenn 
Sie das sagen, überzeugt es uns restlos!) 


Dr. Christina Weiss, Staatsministerin beim Bundes- (C) 
kanzler: 

Wenn der Abgeordnete Otto sagt, er sei davon restlos 
überzeugt, kann ich das nur unterstützen. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ich rufe die Frage 49 des Kollegen Hans-Joachim 
Otto auf: 

Auf welcher satzungsgemäßen Grundlage beruht die au- 
ßerplanmäßige Mittelvergabe des Hauptstadtkulturfonds 
- Sitzung des Gemeinsamen Ausschusses Ende Februar 2005 - 
und in welcher Höhe sollen die Projekte im Einzelnen geför- 
dert werden? 

Dr. Christina Weiss, Staatsministerin beim Bundes- 
kanzler: 

Herr Abgeordneter Otto, der Hauptstadtkulturfonds 
entscheidet in der Regel zweimal jährlich über die zu 
fördernden Projekte des jeweils kommenden Jahres. Die 
Sitzungstermine hegen am Jahresende und in der Jahres- 
mitte in Abhängigkeit von den Antragsfristen. Sondersit- 
zungen sind nach den geltenden Regularien nicht ausge- 
schlossen. Sie werden insbesondere dann vereinbart, 
wenn auch über den Hauptstadtkulturfonds hinausge- 
hende Themen der KulturfÖrderung in Berlin zu erörtern 
sind, wie es der Hauptstadtkulturvertrag vom 9. Dezem- 
ber 2003 vorsieht. 

Im Ergebnis der regulären Sitzung des Gemeinsamen 
Ausschusses am 30. November 2004 wurde der Presse 
am 1 . Dezember 2004 mitgeteilt, dass der Ausschuss 
über die von der Jury zur Durchführung im Palast der 
Republik vorgeschlagenen Projekte nicht entschieden (D) 
hat und sich in dieser Frage vertagt hat. Grund dafür war, 
dass wesentliche Rahmenbedingungen für die Entschei- 
dung, insbesondere die vom Berliner Kultursenator 
geplante Einsetzung eines Generalmieters für eine kultu- 
relle Zwischennutzung des Gebäudes, nicht abschlie- 
ßend geklärt waren. 

Inzwischen haben sich die Pläne zur Einsetzung eines 
Generalmieters zerschlagen, sodass die jeweiligen Nut- 
zer unmittelbar Mietverträge mit der Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben abschließen müssen. Damit war 
der Zeitpunkt gekommen, über die Juryempfehlungen 
für kulturelle Projekte, die den Palast der Republik als 
Spielstätte vorsehen, zu entscheiden. Die entsprechen- 
den Mittel waren vorher zurückgehalten worden. 

Der Gemeinsame Ausschuss ist im Januar folgenden 
Voten der Jury gefolgt: 

Für eine Audio-ZVideoinstallation von Bauhouse 
- Fabian Grobe und Clemens Wittkowski - an der Fas- 
sade des Palastes der Republik sind 20 000 Euro bewil- 
ligt worden. Für eine Auswahl von Projekten der So- 
phiensasle und des Theaters Hebbel am Ufer im August 
bzw. September dieses Jahres sind 250 000 Euro bewil- 
ligt worden. Das von der Jury außerdem vorgeschlagene 
Projekt „Dropping Knowledge“ kann - wie uns mitge- 
teilt wurde, aus zeitlichen Gründen - nicht realisiert wer- 
den. 

Der Gemeinsame Ausschuss hat des Weiteren die Be- 
willigung von 300 000 Euro für eine Ausstellung zur 
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Staatsministenn Dr. Christina Weiss 

(A) historischen Aufarbeitung des Palastes der Republik be- 
schlossen. In dem Antrag, der uns vorlag - es geht um 
ein überarbeitetes Konzept der Stiftung Stadtmuseum 
Berlin war die Rede von neuen Partnern, und zwar der 
Stiftung Stadtmuseum Berlin zusammen mit der Stiftung 
Aufarbeitung und der Bundeszentrale für politische Bil- 
dung. Wie das endgültige Konzept dieser drei Partner 
aussehen wird, wird zu prüfen sein. 

Der Gemeinsame Ausschuss hat weiterhin die Förde- 
rung von Projekten aus Restmitteln entschieden, die in 
der Sache bereits positiv befunden worden waren. Es 
handelt sich um die Wiederaufnahme der erfolgreichen 
Inszenierung „Einstein on the Beach“ von Phil Glass im 
Rahmen des Einsteinjahres, die Förderung eines Gast- 
spiels von Forsythe im Rahmen der Mittel des Förder- 
schwerpunkts „Zeitgenössischer Tanz“ und für die Er- 
stellung eines ergänzenden Katalogs für die vom 
Hauptstadtkulturfonds bereits geforderte Ausstellung 
„Ost-Punk“ des Künstlerhauses Bethanien. 

Schließlich hat sich der Gemeinsame Ausschuss über 
erste Projekte verständigt, die aus der auf Beschluss vom 
30. November 2004 gebildeten so genannten Fonds- 
reserve finanziert werden sollen. Hierbei handelt es sich 
erstens um das achte Kinder- und Jugendtheater- 
treffen 2005. Dafür erfolgt letztmalig eine Bewilligung 
von Mitteln aus dem Hauptstadtkulturfonds. Es handelt 
sich zweitens um die Kosten der Uraufführung der Sin- 
fonie X von Dieter Schnebel, die am letzten Sonntag 
zum Abschluss der Maerz-Musik in der Philharmonie 
präsentiert wurde, drittens um die Weiterentwicklung der 
(ß) Plattform „lyricline.org“ zum internationalen Netzwerk 
und viertens um ein für den Oktober geplantes Gastspiel 
des Israelischen Nationaltheaters in Berlin anlässlich des 
40. Jahrestages des deutsch-israelischen Abkommens. 

(Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Otto, 
jetzt kannst du nicht mehr! - Wilhelm Schmidt 
[Salzgitter] [SPD]: Das ist doch wohl eine er- 
schöpfende Auskunft!) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ihre Zusatzfragen, Herr Kollege. 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): 

Liebe Frau Staatsministerin, gefragt war nur, aber 
sehr konkret nach den 250 000 Euro, die pauschal für die 
Zwischennutzung durch die Initiative Volkspalast vorge- 
sehen waren. Nachdem Sie eben geschildert haben, dass 
das Ganze eine sehr lange Vorgeschichte hat, kann ich 
mir nicht erklären - Sie werden mir sicherlich helfen 
können -, weshalb weder auf der Homepage des Haupt- 
stadtkulturfonds noch bei telefonischen Nachfragen mei- 
nerseits beim Hauptstadtkulturfonds präzisiert werden 
kann, für welche Projekte die 250 000 Euro im Einzel- 
nen verwendet werden sollen. Sie haben eben gesagt, die 
250 000 Euro seien für die Sophienscele, also Tanzauf- 
führungen, und das Theater Hebbel am Ufer bestimmt. 
Können Sie angeben, welche Summe konkret auf wel- 
ches Projekt entfällt? Dem Hauptstadtkulturfonds ist das 
offensichtlich nicht bekannt. Vielleicht weiß es die 
Staatsministerin. 


Dr. Christina Weiss, Staatsministerin beim Bundes- (C) 
kanzler: 

Der Berliner Kultursenator hat die Sophiensasle und 
das Theater Hebbel am Ufer zum Abschluss eines Miet- 
vertrags für den Zeitraum August bzw. September vor- 
geschlagen, und zwar nicht auf bestimmte Projekte 
bezogen, sondern mit Projekten dieser beiden Kultur- 
institutionen, die uns auch hinsichtlich der von ihnen 
realisierten Projekte durchaus bekannt sind. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Sie haben noch eine Zusatzfrage. 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): 

Frau Staatsministerin, aufgrund dieser Auskunft muss 
ich Sie fragen, ob diese pauschale Mittelvergabe mit den 
Vergaberichtlinien des Hauptstadtkulturfonds und dem 
Transparenzgebot gegenüber der Öffentlichkeit gegen- 
über im Einklang steht. Zu Ihrer eigenen Erleichterung 
zitiere ich aus der Förderrichtlinie des Hauptstadtkultur- 
fonds: 

Die Anträge müssen konkrete Aussagen über Art 
und Umfang des Projektes, einen Finanzierungs- 
plan, einen zeitlichen Ablauiplan und gegebenen- 
falls Nachweise über die bisherigen Arbeiten des 
Antragstellers enthalten. Für die Antragstellung ist 
ein Formblatt zu verwenden, das durch weitere An- 
gaben ergänzt werden kann. 

Ist dies in irgendeiner Weise bei den Projekten, die im- 
merhin mit 250 000 Euro gefordert werden, berücksich- (D) 
tigt worden und, wenn nein, warum nicht? 

Dr. Christina Weiss, Staatsministerin beim Bundes- 
kanzler: 

Diese Projekte werden im Einzelnen vorgelegt wer- 
den müssen, ebenso wie die Ausstellung, von der ich 
eben berichtet habe. Man hat uns zwar „Partner“ ge- 
nannt. Aber das konnten wir in der angesprochenen Sit- 
zung noch gar nicht verifizieren. Das heißt, aus der ge- 
meinsamen Arbeit der Partner muss ein Konzept 
hervorgehen, das wieder vorgelegt wird. 

(Hans- Joachim Otto [Frankfurt] [FDP]: Erst 
das Konzept, dann das Geld, nicht umge- 
kehrt!) 

Es handelt sich allerdings um Abänderungen vorhan- 
dener Konzepte. Die Konzepte sind durch die Jury be- 
reits geprüft worden. Ich weise darauf hin, dass die Jury 
zum Beispiel eine Konzeption des Deutschen Histori- 
schen Museums als ideologieverdächtig abgelehnt hat, 

(Hans-Joachim Otto [Frankfurt] [FDP]: Da- 
raufkommen wir gleich!) 

während die Grundsatzausrichtung, die das Stadtmu- 
seum vorgeschlagen hat, als positiv bewertet wurde. In- 
sofern müssen wir nur noch darauf schauen, was aus der 
Zusammenarbeit mit den neuen Partnern im Vergleich zu 
dem alten Konzept wird. Entsprechende Ergebnisse lie- 
gen uns aber noch nicht vor; das ist auch nicht möglich. 
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(A) Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Eine weitere Zusatzfrage des Kollegen Nooke. 

Günter Nooke (CDU/CSU): 

Frau Weiss, können Sie denn etwas zu den geplanten 
Projekten der beiden Institutionen sagen, die Sie quasi 
zur Betreibergesellschaft für den Palast der Republik be- 
rufen haben und die entgegen den von Herrn Otto zitier- 
ten Förderrichtlinien bisher keine konkreten Projekte 
vorgelegt haben? Was erwartet uns denn? 

(Hans- Joachim Otto [Frankfurt] [FDP]: Was 
Schönes!) 

Ich frage das aufgrund der Erfahrungen im letzten Jahr, 
als uns im Palast der Republik einige Dinge begegnet 
sind, die nicht nur völlig geschmacklos waren, sondern 
auch den Beschlüssen des Deutschen Bundestages voll 
zuwiderliefen. Mit welcher Sicherheit können wir davon 
ausgehen, dass dort nicht wieder zusätzlich öffentliches 
Geld für Projekte ausgegeben wird, die von der öffentli- 
chen Hand und dem Bundestag mitfinanziert werden? 

Dr. Christina Weiss, Staatsministerin beim Bundes- 
kanzler: 

Herr Abgeordneter Nooke, sie liefen garantiert nicht 
den Beschlüssen des Deutschen Bundestages zuwider. 
Über Geschmacksfragen lässt sich immer diskutieren. 

Seit dem vergangenen Jahr ist Folgendes geändert 
worden: Wir haben im Herbst eine neue Satzung für die 
Vergabe der Gelder im Hauptstadtkulturfonds entwi- 

(B) ekelt. Der Berliner Kultursenator hat einen Beirat ge- 
gründet, der wiederum die einzelnen Projekte, die aus- 
schließlich im Palast der Republik stattfmden sollen, zu 
prüfen hat. Es obliegt mir nicht, die Qualität der einzel- 
nen Projekte zu beurteilen. Wir haben die Partner kon- 
taktiert und gesagt: Wenn die Projekte zustande kom- 
men, dann steht Geld in einem bestimmten Umfang zur 
Verfügung. Die Projekte werden zuerst durch den Beirat 
beim Berliner Kultursenator geprüft. Danach kommen 
sie zu uns zurück. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Eine weitere Zusatzfrage des Kollegen Hartwig 
Fischer. 

Hartwig Fischer (Göttingen) (CDU/CSU): 

Frau Staatsministerin, wenn es eine klare Vergabe- 
richtlinie gibt und wenn nach der Vergabezusage die 
Programme geändert werden, entfallen dann die Zusa- 
gen oder nicht? 

Dr. Christina Weiss, Staatsministerin beim Bundes- 
kanzler: 

Die Änderungen werden uns mitgeteilt. 

(Hartwig Fischer [Göttingen] [CDU/CSU]: Ich 
habe gefragt, ob die Zusage dann zurückgezo- 
gen wird!) 

Es gibt Fälle, in denen eine Zusage nicht mehr zustande 
kommt, weil sich das Projekt völlig verändert hat. Dann 


muss es erneut eingereicht und von der Jury bewertet (C) 
werden. Es gibt andere Fälle, in denen die Änderungen 
minimal sind. Dann kann man sagen: Der Vorrats- 
beschluss, das, was wir vor zwei, drei oder sechs Mona- 
ten - manchmal dauert es auch ein Jahr - gesagt haben, 
ist noch immer gültig. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Eine weitere Zusatzfrage des Kollegen Dr. Hoyer. 

Dr. Werner Hoyer (FDP): 

Frau Staatsministerin, der Bundesrechnungshof hat 
sich schon einmal mit dem Geschäftsgebaren des Haupt- 
stadtkulturfonds befasst. Kann man davon ausgehen, 
dass die Schlussfolgerungen, die daraus zu ziehen sind, 
bereits bei dem Projekt, das Herr Otto angesprochen hat, 
greifen? 

Dr. Christina Weiss, Staatsministerin beim Bundes- 
kanzler: 

Wir haben bereits vor und während der Erstellung des 
Bundesrechnungshofsberichtes die Satzung geändert; 
darauf habe ich eben hingewiesen. Wir haben alle Kritik- 
punkte, die dort zum Tragen kommen, bereits im Vorfeld 
berücksichtigt und entsprechende Änderungen vorge- 
nommen. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Eine weitere Zusatzfrage der Kollegin Lengsfeld. 

Vera Lengsfeid (CDU/CSU): (D) 

Frau Staatsministerin, Ihnen ist doch bewusst, dass 
der Bundestag seinerzeit beschlossen hat, dass keine öf- 
fentlichen Gelder in den Palast der Republik fließen. Wir 
hören von Ihnen jetzt, dass eine erhebliche Menge öf- 
fentliches Geld für noch gar nicht feststehende Projekte 
zur Verfügung gestellt wird. Wie bringen Sie das mit Ih- 
rer Aussage, den Beschlüssen des Bundestages sei nicht 
zuwidergehandelt worden, in Übereinstimmung? 

Dr. Christina Weiss, Staatsministerin beim Bundes- 
kanzler: 

Frau Abgeordnete, der Beschluss des Bundestages 
war eindeutig: kein öffentliches Geld in die Sanierung 
und die Herrichtung des Palastes zur öffentlichen Nut- 
zung. So ist es geschehen. 

Wir können mit dem Hauptstadtkulturfonds die För- 
derung von Projekten verfügen, die auch an einem ande- 
ren Ort stattfinden können; sie sind nicht an den Palast 
der Republik gebunden, auch wenn sich die Anträge der 
meisten Antragsteller in der Tat auf dieses Gebäude be- 
ziehen. 

Dass dieses Gebäude überhaupt nutzbar geworden ist, 
verdanken wir McKinsey und dem BDI und nicht öffent- 
lichen Mitteln. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ich rufe die Frage 50 des Kollegen Hans-Joachim 
Otto auf: 
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Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner 

(A) Welche Unterschiede zwischen der Konzeption der Stif- 
tung Stadtmuseum für eine „historische Ausstellung zur Auf- 
arbeitung der Geschichte des Palastes der Republik“ und der 
Ausstellungskonzeption des Deutschen Historischen Muse- 
ums, die die Jury des Hauptstadtkulturfonds Ende November 
2004 laut Zeitungsberichten wegen einer vermeintlich „ideo- 
logischen Ausrichtung“ abgelehnt hatte, haben zu der Ent- 
scheidung für die Konzeption des Stadtmuseums geführt und 
inwieweit entspricht diese den Grundsätzen einer historisch 
fundierten und kritischen Auseinandersetzung mit der Ge- 
schichte des Palastes der Republik? 

Dr. Christina Weiss, Staatsministerin beim Bundes- 
kanzler: 

Herr Abgeordneter Otto, zur Entscheidung im Ge- 
meinsamen Ausschuss stand am 25. Februar 2005 nur 
noch ein überarbeitetes Konzept der Stiftung Stadt- 
museum Berlin. Ich habe schon eben darauf hinge- 
wiesen: Es ist ein überarbeitetes Konzept in Zusam- 
menarbeit mit der Stiftung Aufarbeitung und der 
Bundeszentrale für politische Bildung. Wir müssen prü- 
fen, ob eine solche Zusammenarbeit die Mängel, die wir 
an diesem Konzept gesehen haben, beseitigen kann. 

Ein erneuter Antrag zur Ausstellungskonzeption des 
Deutschen Historischen Museums lag nicht vor. Aller- 
dings war dem Deutschen Historischen Museum zu die- 
sem Zeitpunkt noch keine Absage zugegangen; das 
konnte auch nicht geschehen sein. 

(Hans-Joachim Otto [Frankfurt] [FDP]: Dann 
können Sie auch kein neues Konzept vorlegen, 
oder?) 

Die Jury hat ursprünglich, wenn ich Sie daran erin- 

(B) nem darf, allgemein gegen eine Ausstellung, anstelle 
dessen aber für andere Formen der Dokumentation und 
Aufklärung votiert. Die Jury wollte das Gebäude nicht 
mit einer Ausstellung blockieren. Ich darf Sie daran erin- 
nern, dass ich selbst eine historisch-kritische Ausstel- 
lung im Palast der Republik angeregt habe und deswe- 
gen natürlich bereit bin, die vorliegenden Konzepte zu 
prüfen und im positiven Falle auch zu genehmigen. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ihre Zusatzfragen, Herr Kollege, bitte. 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): 

Nachdem das Konzept des Deutschen Historischen 
Museums wegen angeblicher, wie es so schön heißt, 
„ideologischer Ausrichtung“ abgelehnt worden ist und 
Sie eben gesagt haben, dass Sie gern eine „historisch- 
kritische Ausstellung“ möchten, frage ich Sie, ob Sie das 
durch das neue Konzept der Stiftung Stadtmuseum Ber- 
lin gewährleistet sehen. In diesem Konzept heißt es unter 
anderem wörtlich: 

Es sollen wesentliche Merkmale des multifunktio- 
nalen Gebäudes 

- Palast der Republik - 

als gelungene Verbindung von öffentlichem Kul- 
turanspruch und privater Aneignung deutlich wer- 
den. 

Halten Sie das für ideologiefrei? Halten Sie das für his- 
torisch-kritisch? 


Dr. Christina Weiss, Staatsministerin beim Bundes- (C) 
kanzler: 

Ich halte eine Ausstellung, die in Zusammenarbeit mit 
der Stiftung Aufarbeitung und mit der Bundeszentrale 
für politische Bildung durchgeführt wird, für positiv. 

Im Übrigen gilt für die Ausstellung das, was auch für 
alle anderen Projekte gilt: Es gibt ein Vorvotieren einer 
Jury, die, nebenbei gesagt, seit Beginn dieses Jahres 
nicht mehr im Amt ist, und es gibt eine weitere Jurierung 
durch den Beirat des Berliner Kultursenators, an dem 
wir nicht beteiligt sein müssen. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Sie haben eine zweite Zusatzfrage. 

Hans-Joachim Otto (Frankfurt) (FDP): 

Sie haben eben erheblich auf die Mitwirkung der 
Bundeszentrale für politische Bildung und der Stiftung 
Aufarbeitung abgestellt. Daher möchte ich Sie fragen: 
Können Sie die Gerüchte, dass sich die Bundeszentrale 
für politische Bildung zu diesem Projekt der Stiftung 
Stadtmuseum kritisch geäußert hat, als unzutreffend zu- 
rückweisen? Ist die Bundeszentrale für politische Bil- 
dung noch voll an Deck und wird sie mitarbeiten? Kön- 
nen Sie mir das hier versichern? 

Dr. Christina Weiss, Staatsministerin beim Bundes- 
kanzler: 

Herr Otto, ich kann an dieser Stelle bestimmt nicht 
auf Gerüchte reagieren. Aber ich kann Ihnen sagen, dass 
wir, was diese Partnerschaft angeht, mit Sicherheit ge- 
nauestens abfragen werden. 

(Hans-Joachim Otto [Frankfürt] [FDP]: „Ab- 
fragen“, ich will wissen, ob sie mitmacht! Ich 
will gern das Ergebnis wissen!) 

- Ich kann auf Fragen nach Gerüchten hier keine Ant- 
wort geben. 

(Günter Nooke [CDU/CSU]: Machen sie mit 
oder machen sie nicht mit?) 

- Sie müssen ja erst einmal gefragt worden sein. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Eine weitere Zusatzfrage des Kollegen von Klaeden. 

Eckart von Kiaeden (CDU/CSU): 

Frau Staatsministerin, wenn Sie auf Gerüchte nicht 
antworten, dann können Sie vielleicht sagen, welchen 
Anlass Sie haben, so genau nachzufragen, wie Sie es ge- 
rade gesagt haben. 

Dr. Christina Weiss, Staatsministerin beim Bundes- 
kanzler: 

Weil wir das so vereinbart haben und weil wir es im- 
mer dann so vereinbaren, wenn einige Fragen bei der 
Konkretisierung eines Projektes offen geblieben sind. 
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(A) Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Wir sind damit am Ende dieses Geschäftsbereiches. 
Vielen Dank, Frau Staatsministerin, für die Beantwor- 
tung der Fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Auswärtigen Am- 
tes auf Die Fragen beantwortet Frau Staatsministerin 
Kerstin Müller. 

Ich rufe Frage 5 1 der Kollegin Vera Lengsfeld auf: 

Hat die Bundesregierung den vom Bundesminister des 
Auswärtigen, Joseph Fischer, im Dezember 1998 zum Koor- 
dinator für die deutsch-amerikanische Zusammenarbeit beru- 
fenen und seitdem im Auswärtigen Amt tätigen Karsten Voigt 
zu dem Vermerk für das Zentralkomitee der SED vom 8. Juli 
1988 angehört und gegebenenfalls zu welchem Ergebnis hat 
diese Anhörung geführt? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlass, den Koor- 
dinator für die deutsch-amerikanische zwischengesell- 
schaftliche kultur- und informationspolitische Zusam- 
menarbeit, Karsten D. Voigt, zu einem Vorgang zu 
befragen, zu dem Herr Voigt bereits 1992 abschließend 
Stellung genommen hat. Die Darstellung, in der der 
„Spiegel“ in der Ausgabe vom 24. August 1992 unter 
anderem über den Vermerk der SED vom 8. Juli 1988 
berichtete, hat Herr Voigt in einem Brief an den „Spie- 
gel“-Redakteur richtig gestellt, der im „Spiegel“ aus- 
zugsweise folgendermaßen abgedruckt wurde: 

Richtig ist, dass ich mich mehrfach für die freie 
Einreisemöglichkeit von Bärbel Bohley und 
' Templin eingesetzt habe . . . Alles andere sind Deu- 
tungen und Erfindungen derjenigen, die den Ver- 
merk geschrieben haben. 

Tatsache ist, dass Frau Bohley am 3. August 1988 wie- 
der in die DDR einreiste. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ihre Zusatzfragen, bitte. 

Vera Lengsfeld (CDU/CSU): 

Frau Staatsministerin, gab es eine Überprüfung von 
Karsten Voigt bei der Gauck-Behörde durch das Aus- 
wärtige Amt als Dienstherm? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Es gab die übliche Sicherheitsüberprüfung. Ob dies 
eine Überprüfung durch die Gauck-Behörde einschließt, 
kann ich Ihnen nicht sagen; das werde ich Ihnen aber 
schriftlich beantworten. 

(Vera Lengsfeld [CDU/CSU]: Vielen Dank!) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Sie haben noch eine Zusatzfrage. 

Vera Lengsfeld (CDU/CSU): 

Hält das Auswärtige Amt den Vermerk des Zentral- 
komitees von Juli 1988 tatsächlich für so belanglos vor 


dem Hintergrund der Tatsache, dass in etwa dieser Zeit (C) 
Herr Voigt gemeinsam mit dem Mitglied des Zentral- 
komitees und des Politbüros Egon Krenz Urlaub ge- 
macht hat? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Wir haben keine Anhaltspunkte, um an der Stellung- 
nahme von Karsten D. Voigt zu zweifeln. Zu hypotheti- 
schen Sachverhalten nimmt die Bundesregierung keine 
Stellung. 

(Vera Lengsfeld [CDU/CSU]: Das ist kein 
hypothetischer Sachverhalt! Das ist eine Tat- 
sache!) 

- Darf ich diese Frage beantworten? 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Sie dürfen nur zwei Zusatzfragen stellen, Frau 
Lengsfeld. 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Darf ich meine Antwort zu Ende führen? 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Sie dürfen, Frau Staatsministerin. 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: (D) 

Zu hypothetischen Sachverhalten nimmt die Bundes- 
regierung keine Stellung. Ich verweise insofern auf die 
vom Kollegen Hartenbach gegebenen Antworten in die- 
ser Fragestunde. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Eine weitere Zusatzfrage des Kollegen Vaatz. 

Arnold Vaatz (CDU/CSU): 

Frau Staatsministerin, Sie haben soeben auf eine ab- 
schließende Stellungnahme des Kollegen Voigt aus dem 
Jahre 1992 abgehoben. Sind Sie bereit, einzuräumen, 
dass diese Stellungnahme keinen der erhobenen Verrats- 
vorwürfe gegen die Bürgerrechtler Bohley und Templin 
ausräumt, sondern dass er ausdrücklich erklärt, dass er 
Gespräche geführt habe mit dem Ziel, die Wiederein- 
reisemöglichkeit von Bohley und Templin zu schaffen, 
und dass genau dieses in der fraglichen Notiz behauptet 
wird, allerdings mit dem Zusatz, dass er diese Wieder- 
einreisemöglichkeit den Herren dort hat schmackhaft 
machen wollen, indem er empfohlen hat, Bohley und 
Templin hinterher einzusperren und sie unter einem an- 
deren Vorwand aus der DDR wieder auszuweisen? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Ich teile keine der von Ihnen getätigten Unterstellun- 
gen. Ich zitiere noch einmal aus der Stellungnahme des 
Kollegen Voigt: 
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Staatsministenn Kerstin Müller 

(A) Richtig ist, dass ich mich mehrfach für die freie 
Einreisemöglichkeit von Bärbel Bohley und 
Templin eingesetzt habe . . . Alles andere sind Deu- 
tungen und Erfindungen derjenigen, die den Ver- 
merk geschrieben haben. 

Ich bitte Sie, zur Kenntnis zu nehmen, dass Frau Bohley 
am 3. August 1988 wieder in die DDR einreiste, offen- 
sichtlich auf den Einsatz des Kollegen Voigt hin. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Eine weitere Zusatzfrage des Kollegen Weisskirchen. 

Gert Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): 

Können Sie, Frau Staatsministerin, möglicherweise 
bestätigen, dass - man kann das in der Dokumentations- 
reihe der Friedrich-Ebert-Stiftung alles nachlesen; ich 
selbst war Teilnehmer an einer solchen Diskussion, ver- 
anstaltet von der Friedrich-Ebert-Stiftung - Frau Bärbel 
Bohley ausdrücklich die SPD aufgefordert hat - ganz be- 
sonders Karsten Voigt -, alles zu tun, damit sie, Bärbel 
Bohley, wieder in die DDR einreisen darf? 

(Vera Lengsfeld [CDU/CSU]: Was beweist 
denn das?) 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 


Da ich auf dieser Veranstaltung nicht anwesend war, 
kann ich naturgemäß dazu nichts sagen. Ich kann nur be- 
/gN stätigen, dass Dokumente, die über diese Veranstaltung 
existieren, genau die Äußerungen von Frau Bohley auf 
jener Tagung der Friedrich-Ebert-Stiftung im Jahre 
1988, die Sie gerade genannt haben, wiedergeben. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Eine weitere Zusatzfrage des Kollegen Dr. Bergner. 


Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ich rufe die Frage 52 des Kollegen Arnold Vaatz auf: 

Aufgrund welcher Erwägungen und Erkenntnisse sieht die 
Bundesregierung trotz des Vermerks für das Zentralkomitee 
der SED vom 8. Juli 1988 noch das besondere Vertrauensver- 
hältnis zu ihrem Koordinator für die deutsch-amerikanische 
Zusammenarbeit, Karsten Voigt, gewahrt? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Karsten Voigt hat seit seiner Ernennung zum Koordi- 
nator für die deutsch-amerikanisehe Zusammenarbeit 
hervorragende Arbeit geleistet und in bemerkenswerter 
Weise zu einer positiven Entwicklung der deutsch-ame- 
rikanischen zwischengesellsehaftlichen Beziehungen 
beigetragen. Karsten Voigt genießt für seine Arbeit wei- 
terhin das volle Vertrauen der Bundesregierung. Er hat 
zu dem Kontext des Vermerks vom 8. Juli 1988 bereits 
ausführlich und abschließend im Jahre 1992 Stellung ge- 
nommen. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Ihre Zusatzfragen, bitte. 

Arnoid Vaatz (CDU/CSU): 

Frau Staatsministerin, Ihnen ist bekannt, dass ein 
schwer wiegender Verratsvorwurf gegenüber Herrn 
Voigt in der Presse behauptet wird. Betrachten Sie es 
nicht als selbstverständlich, dass der Kollege Voigt — 

(Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Welche 
Presse hat das behauptet?) 

- Ich darf aus dem „Focus“ 8/2005 zitieren, wenn Sie 
gestatten, Frau Präsidentin, dass ich auf den Zuruf des 
Kollegen Weisskirchen reagiere. Hier steht, Herr Voigt 

... beging dann - wenn der DDR- Vermerk nicht 
übertreibt - Hoehverrat an den Dissidenten Bohley 
und Templin. 

Ein solcher Verratsvorwurf steht im Raum, Frau 
Staatsministerin. Betrachten Sie es nicht als selbstver- 
ständliche Aufgabe des Herrn Voigt, diesen Verratsvor- 
wurf, wenn er nicht zutrifft, im Wege einer Unterlas- 
sungsklage auszuräumen? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Nein, keineswegs. 

(Lachen bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Ich bin nicht der Meinung, dass die Bundesregierung auf 
jeden Unfug, der in der Presse behauptet wird, reagieren 
muss. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Haben Sie noch eine weitere Zusatzfrage, Herr Kol- 
lege Vaatz? 


Dr. Christoph Bergner (CDU/CSU): 

Frau Staatsministerin, mir fallt auf, dass Sie sich hin- 
sichtlich der Prüfung des Wahrheitsgehaltes dieses Ver- 
merks allein auf die Gegendarstellung des Betroffenen 
stützen. Wir haben ja eine Menge von Stasi-Unterlagen 
der ehemaligen DDR aufgearbeitet und dabei erlebt, 
dass sich der Betroffene immer dann, wenn in einer Un- 
terlage ein bestimmter Beleg geliefert wurde, durchaus 
immer in einem erklärenden und abwehrenden Sinne ge- 
äußert hat. Es war bei dieser Praxis der Stasi-Überprü- 
fung üblich, sich nicht allein auf diese Gegendarstellung 
zu verlassen. Sehen nicht auch Sie die Notwendigkeit ei- 
ner intensiveren Prüfung dieses Vermerkes, da allein die 
Gegendarstellung des Betroffenen nicht ausreichen 
kann, wenn man mit gleichen Maßstäben messen will? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Ich verweise insofern auf meine Antwort zu Frage 5 1 
der Kollegin Lengsfeld. 


Arnold Vaatz (CDU/CSU): 

Ich bedanke mich, Frau Präsidentin. 
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(A) Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Dann eine weitere Zusatzfrage des Kollegen 
Weisskirehen. 

Gert Weisskirchen (Wiesloeh) (SPD): 

Ist Ihnen, Frau Staatsministerin, möglicherweise be- 
kannt, dass Leserbriefe, etwa einer von dem vormaligen 
zuständigen Funktionär der Parlamentarischen Ver- 
sammlung der NATO zu einem Problem, dessen Sach- 
verhalt vorhin erörtert worden ist, vom „Focus“ nicht 
abgedruckt wurden? Können Sie daraus vielleicht ent- 
nehmen, wie seriös der „Focus“ mit solchen Fragen um- 
geht? 

Kerstin Müiier, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Es ist mir in der Tat bekannt, dass immerhin der Ge- 
neralsekretär der Parlamentarischen Versammlung auf 
eine falsche Darstellung im „Focus“ hingewiesen hat 
und dass das Magazin sich nicht genötigt sah, dies zu 
veröffentlichen. Was sich daraus für dessen Seriosität er- 
gibt, überlasse ich Ihrer Wertung. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Eine weitere Zusatzfrage des Kollegen Nooke. 

Günter Nooke (CDU/CSU): 

Frau Staatsministerin, der Staatssekretär aus dem 
Justizministerium hat vorhin auf eine Frage von Herrn 
Weisskirchen bezüglich der Koordinationstätigkeit von 

(B) Karsten Voigt für die deutsch-amerikanischen Beziehun- 
gen eine auf die Vergangenheit bezogene unbefriedi- 
gende Antwort gegeben. Ich möchte Ihnen nahe legen, 
mit mir zusammen einem Gedanken zu folgen: Könnte 
es sein, dass es Ihrer Politik - der von Bundeskanzler 
Gerhard Schröder, der Ihres Außenministers Fischer - 
zuwiderlaufen würde, wenn Sie einen Koordinator für 
die deutsch-amerikanische Zusammenarbeit bestellten, 
der in einem gewissen Abhängigkeitsverhältnis mit an- 
deren steht, das ihn eventuell erpressbar machen würde? 
Müssten Sie nicht alles dafür tun, in dem Geschäft zwi- 
schen Deutschland und Amerika - gerade wenn Sie sich 
gegenüber Amerika mit eigenen Positionen durchsetzen 
wollen - unabhängige Leute zu installieren und nicht 
Leute, über die andere Geheimdienste eventuell mehr 
wissen, als das Außenministerium hier zu Protokoll 
gibt? Sie sagen ja sogar: Wir haben überhaupt nicht 
überprüft, ob das stimmt, und eine Unterlassungsklage 
ist nicht so wichtig; sollen die in Amerika lesen, dass 
Leute für uns arbeiten, die nicht integer sind. 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Da ich die von Ihnen gemachten Unterstellungen 
nicht teile, verweise ich auf meine Antworten zu den 
Fragen 51 und 52. Ich wiederhole, dass Karsten Voigt 
ein ganz hervorragender Koordinator in Bezug auf die 
deutsch-amerikanischen Beziehungen ist, dass er ein 
sehr unabhängiger Kopf ist und dass er gerade dafür in 
den USA geschätzt wird, über alle Fraktionsgrenzen und 
politischen Richtungen hinweg. Ich konnte mich durch 


viele Reisen in die Vereinigten Staaten persönlich davon (C) 
überzeugen. Es gibt überhaupt keinen Zweifel an seiner 
Integrität. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kästner: 

Die Fragen 53 und 54 des Kollegen Norbert Geis wer- 
den schriftlich beantwortet. 

Deshalb rufe ich die Frage 55 des Kollegen Dr. Oie 
Schröder auf: 

Welche Maßnahmen, insbesondere außenpolitischer Art, 
werden ergriffen, um die türkische Regierung zu bewegen, ge- 
gen antisemitische und antiwestliche Hetzkampagnen, insbe- 
sondere gegen volksverhetzende Presseerzeugnisse, in der 
Türkei vorzugehen? 

Kerstin Müiier, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Ich beantworte Ihre Frage wie folgt: Der Herr Bun- 
desminister des Innern hat am 25. Februar 2005 die in 
Deutschland verlegte Europaausgabe der Zeitung 
„Vakit“ wegen volksverhetzender Inhalte verboten. Die 
Zeitung hat einen radikal-islamistischen Hintergrund. 

Der Grundton der Zeitung ist oft antisemitisch. Darüber 
hinaus steht der Bundesminister des Innern mit seinem 
türkischen Kollegen Abdülkadir Aksu in Kontakt. Er hat 
ihn dazu aufgefordert, zu prüfen, ob er nicht seinerseits 
rechtliche Schritte gegen die türkische Ausgabe der Zei- 
tung einleiten kann. 

(D) 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Norbert Lammert) 

Nachdem der Vorsitzende des türkischen Presserates, 
Oktay Eksi, in einem Kommentar in der Zeitung 
„Hürriyet“ das Verbot der in Deutschland erscheinenden 
Europaausgabe der „Vakit“ in Deutschland kritisiert 
hatte, hat der deutsche Botschafter in Ankara am 1 . März 
dieses Jahres in einem offenen Brief an Oktay Eksi un- 
missverständlich klargestellt, dass die antisemitische und 
antiwestliche Berichterstattung der „Anadoluda Vakit“ 
gänzlich inakzeptabel ist. Diese Auffassung der Bundes- 
regierung hat der deutsche Botschafter in Ankara da- 
rüber hinaus in verschiedenen Kontakten mit türkischen 
Regierungsvertretem und bei einer Pressekonferenz mit 
dem Oberbürgermeister von Istanbul am 4. März 2005 
bekräftigt. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Zusatzfragen. 

Dr. Oie Schröder (CDU/CSU): 

Oktay Eksi hat auf diesen offenen Brief in gleicher 
Weise scharf geantwortet. Ich zitiere ihn: 

Dass Sie bezüglich des deutschen Innenministers 
den Ausdruck „von oben herab“ erwähnt haben, hat 
mich mit Genugtuung erfüllt. Dies gibt Ihnen die 
Möglichkeit, die Wirkungen zu erfahren, die uns 
bewegen, wenn man Ausdrücke gebraucht, die die 
Türkei von oben herab betrachten. 
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Dr. Oie Schröder 

(A) Das war die Antwort auf den offenen Brief des Botschaf- 
ters. Wie reagiert der Außenminister, der ja vom Ressort 
her dafür zuständig ist, auf solche Vorkommnisse? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Der Außenminister selbst hat darauf nicht reagiert, 
aber unser deutscher Botschafter. Er hat das sehr deut- 
lich zurückgewiesen. Darüber hinaus hat es am 10. März 
2005 Konsultationen der Staatssekretäre gegeben. Unser 
Staatssekretär hat diese Sache dort noch einmal sehr 
deutlich angesprochen und klar gemacht, dass für uns 
die Vorgänge in dieser Zeitung völlig inakzeptabel sind, 
dass wir diese Entwicklungen weiterhin verfolgen wer- 
den und, wenn nötig, entsprechend eingreifen werden. 

Dr. Oie Schröder (CDU/CSU): 

Eine Bundestagskollegin wurde von der Zeitung 
„Vakit“ bedroht. Warum haben der Außenminister und 
der Botschafter darauf nicht reagiert? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

In dieser Angelegenheit ist mir nichts bekannt. Ich 
kann deswegen nicht sagen, ob darauf reagiert wurde. 

Dr. Oie Schröder (CDU/CSU): 

Die Bedrohungen waren der Grund dafür, weshalb 
der Bundesinnenminister diese Zeitung verboten hat. 

(B) Kerstin Müiier, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Nicht nur. Es gab auch antisemitische Äußerungen. 

Dr. Oie Schröder (CDU/CSU): 

Wollen Sie sagen, dass Ihnen die Drohungen gegen 
die Kollegin Köhler, die in der Zeitung „Vakit“ geäußert 
wurden, nicht bekannt sind? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

In dieser Zeitschrift werden antisemitische und volks- 
verhetzende Inhalte veröffentlicht. Der Bundesinnenmi- 
nister hat darauf reagiert und die Zeitschrift verboten. 
Ich kann Ihnen eine genaue Antwort gerne nachreichen. 

(Hartwig Fischer [Göttingen] [CDU/CSU]: 

Die selektive Wahrnehmung im Außenminis- 
terium kennen wir seit langem!) 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Weitere Zusatzfrage? 

Kristina Köhler (Wiesbaden) (CDU/CSU): 

Frau Staatsministerin, ist Ihnen denn zumindest be- 
kannt, dass der Außenminister in einem Schreiben, in 
dem er auf die Bedrohungen der Zeitschrift „Vakif“ ge- 
gen meine Person eingeht, der Jungen Gruppe mitgeteilt 
hat, dass es der Frau Kollegin Köhler freistünde, in der 
Türkei den Klageweg zu beschreiten? 


Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen (C) 
Amt: 

Nein, ich kenne den Brief nicht. 

(Hartwig Fischer [Göttingen] [CDU/CSU]: 

Das ist ja wie in der Visaaffäre! Da weiß auch 
keiner was!) 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Ich rufe die Frage 56 des Kollegen Schröder auf: 

Werden diese Maßnahmen mit Konsequenzen verknüpft 
sein, um der Forderung an die türkische Regierung, volksver- 
hetzende Äußerungen zu unterbinden, angemessenes Gewicht 
zu verleihen? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Ich verweise in diesem Zusammenhang auf meine 
Antwort zur Frage 55. Die Bundesregierung hat dieses 
Thema mit der türkisehen Seite im Rahmen der bilatera- 
len Konsultationen am 10. März 2005 aktiv aufgenom- 
men. Sie wird in dieser Angelegenheit das Gespräch mit 
der türkischen Regierung in allen kritischen Punkten 
weiterhin offen führen und die weitere Entwieklung mit 
großer Aufmerksamkeit verfolgen. 

Dr. Oie Schröder (CDU/CSU): 

Bundesinnenminister Schily hat den türkischen In- 
nenminister konkret gebeten, der hetzerischen Berichter- 
stattung Einhalt zu gebieten. Er hat außerdem angekün- 
digt, das Thema beim Besuch seines Kollegen in Berlin 
im April anzusprechen. Wird der Bundesaußenminister (D) 
den Bundesinnenminister bei seinen Bemühungen unter- 
stützen? 

(Irmingard Sehewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN]: Das ist doch eine Selbstver- 
ständliehkeit! - Gegenruf des Abg. Eckart von 
Klaeden [CDU/CSU]: Das ist eine absolute 
Neuigkeit!) 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Selbstverständlich unterstützt der Bundesaußenminis- 
ter den Bundesinnenminister in seinen Bemühungen. 

Dr. Oie Schröder (CDU/CSU): 

Der Bundesinnenminister hat in seiner Rede zum 
Thema Versammlungsrecht am letzten Freitag Zusam- 
menhänge zum EU-Beitritt deutlich gemacht. Wird nach 
Meinung der Bundesregierung die jetzige Verhaltens- 
weise der türkischen Regierung zu diesem Thema Aus- 
wirkungen auf die EU-Beitrittsverhandlungen haben? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Ich muss Ihnen gestehen, dass ich am letzten Freitag 
die Rede des Bundesinnenministers nicht im Detail ver- 
folgt habe. Ich gehe aber davon aus, dass es eine gute 
Rede war und dass er das gesagt hat, was Sie gerade an- 
gesprochen haben. 
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Staatsministerin Kerstin Müller 

(A) Wir meinen, dass ein solcher Vorgang allein nicht 
ausreicht, um von der Aufnahme von EU-Beitritts Ver- 
handlungen abzusehen. Aber alle diese Vorgänge werden 
natürlich in den Fortschrittsbericht der Kommission ein- 
fließen und insgesamt Berücksichtigung finden. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Die Fragen 57 und 58 der Kollegin Oßwald werden 
schriftlich beantwortet. 

Ich rufe die Frage 59 des Kollegen Ulrich Heinrich 
auf: 

Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung darüber, in- 
wieweit die Anforderungen, die von der Afrikanischen Union, 
AU, für die Mission in der Darfur-Region im Sudan an die in- 
ternationale Gemeinschaft gestellt wurden, erfüllt worden 
sind? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Ich beantworte Ihre Frage wie folgt: Herr Kollege 
Heinrich, die Afrikanische Union führt vom 10. bis 
17. März eine Evaluierungsmission in Darfur durch, die 
den genauen aktuellen Bedarf der Mission der Afrikani- 
schen Union im Sudan feststellen soll. Die USA, die 
Vereinten Nationen und die EU beteiligen sich an der 
Evaluierungsmission. 

Die Bundesregierung hat bereits vorab entschieden, 
ihre bisherige Unterstützung für AMIS um 1 Million 
Euro auf insgesamt 3 Millionen Euro aufzustocken. Die 
Bundesregierung klärt derzeit mit der AU, in welchem 

(B) Bereich dieser Beitrag am sinnvollsten eingesetzt wer- 
den kann. 

EU und Bundesregierung unterstützen die AU-Mis- 
sion AMIS politisch, finanziell, materiell und logistisch. 
So ist bislang etwa der finanzielle Bedarf der AU-Mis- 
sion durch substanzielle Beiträge der EU, ihrer Mitglied- 
staaten und der USA zu einem großen Teil gedeckt wor- 
den. Die Europäische Union hat beispielsweise aus 
Mitteln der Friedensfazilität für Afrika 92 Millionen 
Euro für AMIS zur Verfügung gestellt. Die Bundesregie- 
rung ist hieran über ihre EU-Beiträge mit mehr als 
20 Prozent beteiligt. Die AU-Mission in Darfur ist die 
erste Mission dieser Art überhaupt. Die AU nimmt diese 
Mission sehr ernst und betrachtet sie als einen Testfall 
für den Aufbau eigener Konfliktlösungsfähigkeiten. 
Diese Zielrichtung gilt es zu fordern. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Bitte. 

Ulrich Heinrich (FDP): 

Frau Staatsministerin, Sie haben die Frage nicht be- 
antwortet, inwieweit den Anforderungen, die von der 
AU gestellt worden sind, nachgekommen wurde oder ob 
es höhere Anforderungen gab, die mit den von Ihnen ge- 
nannten Zahlen nicht befriedigt werden konnten, oder ob 
die Anforderungen sogar unterhalb dessen lagen, was 
von der EU-Friedensfazilität und der Bundesregierung 
zur Verfügung gestellt worden ist. 


Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen (C) 
Amt: 

Doch, insofern, als ich dargestellt habe, welche An- 
forderungen an die Europäische Union durch die AU ge- 
stellt wurden und was geliefert wurde. Bis zum 17. März 
evaluiert eine Mission den genauen, aktuellen Bedarf. 

Nach Beendigung der Tätigkeit dieser Mission werden 
wir selbstverständlich sowohl bilateral als auch mit den 
Partnern in der Europäischen Union prüfen, ob wir über 
die Unterstützung, die bisher geleistet wurde, hinaus 
noch mehr zur Verfügung stellen können. 

Ich könnte Ihnen jetzt einzelne Beispiele nennen, 
etwa die Aufstockung der Zahl der an der AU-Mission 
Teilnehmenden; das ist ja ein wichtiger Punkt. Diese ist 
fast abgeschlossen; beteiligt sind derzeit 2 298 Mann. 

Von den 450 vorgesehenen Militärbeobachtem sind 
438 vor Ort. Von den 1 700 vorgesehenen Mann der 
Schutztruppe sind 1 695 vor Ort. Bei der Polizei läuft es 
etwas zögerlich. Von den vorgesehenen 815 sind 
118 Polizisten vor Ort. Zudem gibt es 47 Mann Unter- 
stützungspersonal. 

Damit ist der größte Teil der vorgesehenen militäri- 
schen Beobachter stationiert. In diesem Zusammenhang 
wurde Unterstützung geleistet. Wie der Deutsche Bun- 
destag beschlossen hat, hat die Bundeswehr im 
Dezember 2004 auf Bitten der AU den Transport von 
196 gambischen Soldaten von Banjul nach Al-Fashir in 
Darfur übernommen. Wenn dort weitere Unterstützungs- 
leistungen notwendig wären, würden wir die natürlich 
im Rahmen des bestehenden Mandats gewährleisten. 

(D) 

Wir warten jetzt die Evaluierung ab. Ich kann Ihnen 
versichern: Die Bundesregierung wird sowohl bilateral 
als auch im Rahmen der EU alles dafür tun, dass es nicht 
an der Unterstützungsleistung mangelt. 

Ulrich Heinrich (FDP): 

Heißt dies dann konkret, dass die Bundesregierung 
willens und bereit ist, bei einer höheren Anforderung 
Vonseiten der AU entsprechende Mittel bereitzustellen? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Wir werden das dann sicherlich prüfen. Das hängt na- 
türlich auch von der Höhe der Mittel ab. Die Frage ist, 
ob es um finanzielle oder logistische Unterstützung geht. 

Was wir im Rahmen unseres Budgets leisten können, 
werden wir tun. 

Bisher gehört die Bundesregierung weltweit zu den 
größten Gebern, was die humanitäre Hilfe im letzten 
Jahr in Darfur betrifft. Wir haben beschlossen, diese 
auch 2005 zu leisten. Wir gehören im internationalen 
Vergleich zu denjenigen, die sowohl im Hinblick auf die 
AU-Mission als auch im Hinblick auf das, was zur Lin- 
derung der humanitären Not nötig ist, die größte Unter- 
stützung leisten. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Kollege Fischer. 
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(A) Hartwig Fischer (Göttingen) (CDU/CSU): 

Sie haben eben AMIS und den Einsatz der Bundes- 
wehr erwähnt. Während dieses Einsatzes hat der Bun- 
desverteidigungsminister angekündigt, dass er eventuell 
bereit sei, für den Sudan zusätzlich Soldaten zur Verfü- 
gung zu stellen. Wie weit sind Sie da und geht es nur um 
finanzielle Hilfe oder auch um Manpower, zum Beispiel 
bei den Polizisten? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Die Äußerung, die der Verteidigungsminister getätigt 
hat, bezog sich auf die UN-Mission UNMIS, die zur Ab- 
sicherung und Implementierung des Nord-Süd-Friedens- 
vertrages geplant ist. Sie bezog sich also nicht auf die 
AU-Mission in Darfur. 

Hierzu kann ich Ihnen nur folgenden Stand mitteilen: 
Bisher wird noch immer über einen Entwurf diskutiert, 
der leider in New York noch nicht verabschiedet worden 
ist. Erst wenn das geschehen ist, können wir sagen: Was 
ist das Mandat? Wie sehen die Anforderungen aus? Es 
gab eine Voranfrage und wir haben signalisiert, dass wir 
bereit seien, uns zu beteiligen. Aber konkrete Entschei- 
dungen werden natürlich erst getroffen, wenn ein Man- 
dat und eine entsprechende Anfrage vorhanden sind. 

(Hartwig Fischer [Göttingen] [CDU/CSU]: 

Und bei der Polizei?) 

- Wir prüfen, ob wir uns auch an dem Polizeieinsatz be- 
teiligen können. Das betrifft auch UNMIS. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Ich rufe jetzt Frage 60 des Kollegen Heinrich auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderung des Ko- 
ordinators der Vereinten Nationen für humanitäre Hilfe, Jan 
Egeland, eine größere internationale Schutztruppe für die su- 
danesische Krisenregion zur Verfügung zu stellen, und wie 
könnte eine solche Schutztruppe von der Bundesregierung un- 
terstützt werden? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Die Afrikanische Union leistet mit ihrer Mission in 
Darfur einen wichtigen Beitrag in der Region. Die Bundes- 
regierung teilt die Auffassung des UN-Koordinators für 
humanitäre Hilfe, Egeland, dass die AU-Mission in Ge- 
genden, in denen sie in Darfur stationiert ist, in vielen Fäl- 
len dem Ausbruch von neuer Gewalt entgegenwirken kann 
und auch entgegengewirkt hat. Insofern wäre eine weitere 
Aufstockung der Mission der Afrikanischen Union erstre- 
benswert. Die Entscheidung hierüber muss allerdings von 
der AU selbst getroffen werden. Wichtig ist uns, dass die 
Eigenverantwortung der Afrikanischen Union für eine Eö- 
sung der Darfur-Krise nicht angetastet wird, sondern viel- 
mehr Möglichkeiten einer effizienten Unterstützung aus- 
gearbeitet werden. Auf welche Weise die Bundesregierung 
eine größere Schutztruppe unterstützen könnte, hängt von 
den konkreten Aufstockungsmodalitäten ab. 

Ulrich Heinrich (FDP): 

Heißt das, dass die Bundesregierung bereit ist, eine 
eventuelle Anforderung von der AU, dorthin internatio- 
nale Schutztruppen zu entsenden, positiv zu bescheiden? 


Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen (C) 
Amt: 

Das ist eine sehr hypothetische Frage. Denn bisher hat 
die Afrikanische Union - das ist der Sachstand, den ich 
habe - darauf bestanden, die AU-Mission ausschließlich 
mit afrikanischen Soldaten zu bestücken. 

Was im Rahmen der Mandatserteilung für UNMIS 
diskutiert wird, ist, ob und gegebenenfalls auf welche 
Weise es eine enge Kooperation zwischen der UNO- 
Mission und der AU-Mission geben kann. Insofern ver- 
weise ich auf meine zuvor gegebenen Antworten, als ich 
nämlich gesagt habe, dass wir, sobald eine Anfrage vor- 
liegt, wohlwollend prüfen werden, wie und in welchem 
Rahmen wir uns daran beteiligen können. Es sieht im 
Moment danach aus, als würde das eher über eine stär- 
kere Kooperation mit und somit über eine Unterstüt- 
zungsleistung für die UN-Mission geschehen. 

Ulrich Heinrich (FDP): 

Frau Staatsministerin, Sie waren ja erst kürzlich im 
Sudan und haben dort sicherlich zusätzliche Informatio- 
nen darüber erhalten, wie die Versorgung der Flüchtlinge 
aussieht. Wir lesen tagtäglich, dass die Lage katastrophal 
ist, dass viele Menschenopfer nicht nur durch Kriegs- 
einwirkungen zu beklagen sind, sondern dass auch 
Zehntausende innerhalb eines Monats aufgrund fehlen- 
der Ernährung und schlechter medizinischer Versorgung 
zu Tode kommen. Wie geht die Bundesregierung die 
Riesenherausforderung dieser menschlichen Tragödie 
konkret an? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

In der Tat hat Herr Egeland die Zahlen über die To- 
desopfer korrigiert. Man spricht jetzt nicht mehr von 
70 000, sondern von 180 000 bis 200 000 Todesopfern. 
Ferner besagt ein Bericht von Medecins sans Frontieres, 
dass es in einer Region Darfurs innerhalb von drei Mo- 
naten eine massive Zahl von Vergewaltigungen gegeben 
hat, dass also Vergewaltigungen als Mittel der Kriegs- 
führung eingesetzt wurden. 

Was werden wir tun? 

Erstens. Wir werden natürlich weiterhin humanitäre 
Hilfe leisten. Aber dies wird nicht ausreichen. Wir wer- 
den natürlich auch in Zukunft im Sinne der Politik, die 
wir bisher verfolgt haben, versuchen, Druck auf die Ver- 
antwortlichen auszuüben - dies ist zum einen die suda- 
nesische Regierung, die auch nach dem Bericht der in- 
ternationalen Untersuchungskommission offensichtlich 
mit den Reitermilizen kooperiert; dies sind zum anderen 
aber auch die Rebellenorganisationen -, die Waffenstill- 
standsvereinbarungen einzuhalten und letztlich zu einer 
politischen Lösung zu kommen. 

Zweitens setzen wir uns im Rahmen der Europäi- 
schen Union für die Verhängung von gezielten Sanktio- 
nen wie etwa Einreisebeschränkungen und anderes 
gegen die im Untersuchungsbericht genannten Haupt- 
verantwortlichen ein. 

Drittens haben wir in der Europäischen Union durch- 
gesetzt, dass sich die EU den Empfehlungen der Unter- 
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(A) suchungskommission angeschlossen hat, die Verantwor- 
tung für Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit an den Internationalen Strafgerichtshof 
zu überweisen. 

Mit diesen Maßnahmen - Sanktionen, Internationaler 
Strafgerichtshof und Linderung der Not - hoffen wir, 
dass wir die Verantwortlichen vor Ort, die Konflikt- 
parteien, zum Einlenken bewegen können. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Kollege Fischer. 

Hartwig Fischer (Göttingen) (CDU/CSU): 

Frau Staatsministerin, sind Sie mit mir der Auffas- 
sung, dass die Prozesse wieder einmal sehr schleppend 
sind, die Weltgemeinschaft hier versagt und wir direkt 
vor einem Genozid stehen, wie wir ihn in Ruanda erlebt 
haben? 

Kerstin Müiier, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Ich würde nicht von Genozid sprechen. Der Bericht 
der internationalen Untersuchungskommission, die unter 
anderem auf Betreiben der Bundesregierung eingerichtet 
wurde, sagt ausdrücklich, es sei ihrer Ansicht nach kein 
Genozid. Er spricht aber von schwersten Verbrechen ge- 
gen die Menschlichkeit und von Kriegsverbrechen, und 
zwar auf beiden Seiten, und benennt auch die Verant- 
wortlichen. 

(B) Angesichts dessen kann ich nur unterstützen, was 
Kofi Annan gesagt hat, nämlich dass die Menschen in 
Darfur zurzeit die Hölle auf Erden durchleben und dass 
die internationale Gemeinschaft schneller zu Entschei- 
dungen kommen muss. Sie muss eine weitere Eskalation 
der Gewalt durch Druck auf die Konfiiktparteien verhin- 
dern. 

(Hartwig Fischer [Göttingen] [CDU/CSU]: 

Hat sich der Kanzler dem Thema auch schon 
gewidmet?) 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Ich rufe die Frage 61 des Kollegen Dr. Addicks auf: 

Welches politische Konzept hat die Bundesregierung, um 
die sudanesische Regierung definitiv in Khartoum zur Auf- 
gabe der Unterstützung der Dschandschawid-Milizen zu be- 
wegen und deren Gräueltaten zu stoppen? 

Kerstin Müiier, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Zum politischen Konzept habe ich in meinen zuvor 
gegebenen Antworten schon einiges gesagt. Der Gene- 
ralsekretär der Vereinten Nation, Kofi Annan, hat in 
einem Bericht an den Sicherheitsrat am 4. März 2005 
festgestellt, dass die sudanesische Regierung ihre Ver- 
pflichtung zum Rückzug und zur Entwaffnung der 
Dschandschawid-Milizen nicht erfüllt hat. 

Die Bundesregierung verfolgt mit großer Sorge, dass 
die Gewalt gegen Zivilisten und Flüchtlinge in Darfur 
anhält. Alle Konfiiktparteien brechen weiterhin das am 


8. April 2004 in Ndjamena vereinbarte Waffenstill- (C) 
Standsabkommen. Die Bundesregierung setzt sich daher 
dafür ein, den Druck auf die sudanesische Regierung zu 
erhöhen, um diese zu einer Entwaffnung und zum Rück- 
zug der Dschandschawid-Milizen zu drängen. 

Unter aktiver Mitwirkung der Bundesregierung hat 
der UN-Sicherheitsrat diese Forderung an die sudanesi- 
sche Regierung in mehreren Resolutionen klar festgehal- 
ten. Die Bundesregierung hat außerdem Erklärungen der 
EU und der G 8 initiiert, die diese Forderung an die su- 
danesische Regierung deutlich gemacht haben. In zahl- 
reichen bilateralen Gesprächen und öffentlichen Erklä- 
rungen haben Bundesminister Joschka Fischer, meine 
Wenigkeit und die Bundesministerin Heidemarie 
Wieczorek-Zeul die sudanesische Regierung zur Ent- 
waffnung der Milizen aufgefordert. Ich war gemeinsam 
mit Bundesminister Joschka Fischer im Juli 2004 in 
Khartoum, um diese Forderung persönlich gegenüber 
der Regierung zur vertreten. 

Da die sudanesische Regierung diese Forderung bis- 
her nicht erfüllt hat, setzen wir uns für die Verhängung 
eines umfassenden UN- Waffenembargos gegen den 
Sudan sowie für personengebundene Sankfionen wie 
Einreiseverbofe und das Einfrieren von Guthaben ein. 

Auch der Druck auf die Darfur-Rebellen muss weiter 
erhöht werden. Des Weiteren unterstützt die Bundes- 
regierung nachdrücklich die Empfehlungen des Berichts 
der UN-mandatierten Untersuchungskommission, die in 
Darfur geschehenen Menschenrechtsverletzungen an 
den Internationalen Strafgerichtshof zu überweisen. 
Eetztlich muss es darum gehen, eine politische Eösung (D) 
des Konflikts zwischen den Konfliktparteien zu finden. 
Daher unterstützt die Bundesregierung die Fortführung 
der polifischen Gespräche in Abuja. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Zusatzfrage. 

Dr. Karl Addicks (FDP): 

Danke, Frau Staatsministerin Müller. - Eine Zusatz- 
frage: Ihrer Antwort entnehme ich, dass Sie sehr viele 
Absichten haben und Erklärungen abgegeben haben, die 
allerdings meiner Ansicht nach nicht geeignet sind, die 
Vorgänge dort zu stoppen. Ist die Bundesregierung viel- 
leicht der Auffassung, dass es sich bei den Vorgängen 
dort ganz klar um Völkermord und Vertreibung handelt? 
Könnte sie sich dazu entschließen, das als solches zu be- 
zeichnen? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Ich verweise auf meine vorangegangene Antwort. Ich 
würde mich den Formulierungen und Empfehlungen der 
Untersuchungskommission anschließen, dass es sich 
völkerrechtlich gesehen nicht um Genozid handelt. Dies 
soll aber nicht davon ablenken, dass hier von beiden Sei- 
ten schwerste Menschenrechtsverletzungen begangen 
werden und dass dies ausreicht, um vor dem Internatio- 
nalen Strafgerichtshof einen Prozess gegen die Ver- 
antwortlichen zu führen. Dies soll auch nicht davon 
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(A) ablenken, dass es angesichts der humanitären Katastro- 
phe und des Ausmaßes der Vertreibung ganz klar eine in- 
ternationale Verantwortung gibt, alles zu versuehen, um 
die Gewalt zu beenden und die Zivilbevölkerung zu be- 
schützen. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Eine weitere Frage, Herr Addicks. 

Dr. Karl Addicks (FDP): 

Halten Sie jüngste Presseberichte, zum Beispiel gestern 
in der „FAZ“, denen zufolge es - bei einer sehr hohen 
Dunkelziffer - mittlerweile mindestens 300 000 Tote ge- 
geben hat, für zutreffend? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Ja, wir haben keinen Anlass, an dieser Zahl zu zwei- 
feln. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Kollege Fischer. 

Hartwig Fischer (Göttingen) (CDU/CSU): 

Frau Staatsministerin, können Sie mir vor dem Hin- 
tergrund der Dramatik - Sie haben sie geschildert - und 
der grauenhaften Situation erklären, warum der Bundes- 
kanzler bei seinem Staatsbesuch in China das Thema 
nicht angesprochen hat, obwohl China eine entschei- 
dende Rolle im Sicherheitsrat spielt? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Ich kann Ihnen nicht sagen, ob der Bundeskanzler das 
dort angesprochen hat. Für uns ist es selbstverständlich 
auch in den bilateralen Gesprächen, und zwar auf allen 
Ebenen, ein sehr wichtiges Thema, sei es in Gesprächen 
mit der chinesischen Regierung, mit der russischen Re- 
gierung, mit den Amerikanern oder mit den europäi- 
schen Partnern. Für uns ist dies ein wichtiges Thema, das 
wir auf allen Ebenen ansprechen. Nicht umsonst werden 
wir von vielen in diesem Zusammenhang als treibende 
Kraft angesehen, von manchen als zu stark treibende 
Kraft. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Kollege Heinrich. 

Ulrich Heinrich (FDP): 

Frau Staatsministerin, Sie haben vorhin den Bericht 
der Untersuehungskommission erwähnt, der sich mit der 
Frage beschäftigt, ob es sich hierbei um Genozid handelt 
oder nicht. Könnte es sein, dass diese Kommission ihren 
Bericht nicht auf Grundlage der aktuellen Daten erstattet 
hat? Wir erfahren nämlich erst jetzt, dass sich die Zahl 
der Toten gegenüber den ursprünglich angenommenen 
Zahlen fast verdreifacht hat, sodass auch die Aussage, 
die Sie gerade gemacht haben, so nicht mehr zutrifft. 


Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen (C) 
Amt: 

Der Bericht beruht, soweit ich das in Erinnerung 
habe, auf der damals bekannten Faktenlage. Die Begrün- 
dung dafür, dass die Kommission zu dem Ergebnis 
kommt, es handele sich nicht um Genozid, wird nicht an 
dem Ausmaß festgemacht. Im Gegenteil: Der Bericht 
sagte schon seinerzeit sehr deutlich, dass das Ausmaß 
absolut inakzeptabel sei und es sich um eine schwere hu- 
manitäre Krise handele. Die Lage wird, soweit ich mich 
erinnere, so dargestellt, dass den Beteiligten juristisch 
nicht die Absicht, eine andere Ethnie auszurotten, unter- 
steht werden kann. Auch dies hat zu der erwähnten Be- 
wertung geführt. 

Noch einmal: Die Kommission sagt sehr deutlich, 
dies solle nicht davon ablenken, dass hier schwerste Ver- 
brechen gegen die Menschlichkeit begangen wurden. Es 
werden auch die Verantwortlichkeiten dargestellt. Dem 
Sicherheitsrat wird empfohlen - dieses Prozedere muss 
eingehalten werden -, diese Fälle an den Internationalen 
Strafgerichtshof zu überweisen. Insofern gäbe es poli- 
tisch keine andere Sachlage, wenn wir es als Genozid 
bezeichnen würden. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Ich rufe die Frage 62 des Kollegen Dr. Addicks auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung ange- 
sichts der neuerlichen Meldungen aus der Krisenregion Dar- 
fur, auf eine Verurteilung Sudans wegen Genozids durch die 
Vereinten Nationen hinzuarbeiten? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen (D) 
Amt: 

Insbesondere auf die persönlichen Bemühungen von 
Bundesminister Fischer ist zurückzuführen, dass im 
Oktober 2004 eine UN-mandatierte Kommission zur 
Untersuchung der Menschenrechtsverletzungen in 
Darfur eingesetzt wurde. Die Kommission hat in ihrem 
Abschlussbericht im Januar 2005 festgestellt, dass die 
sudanesische Regierung und die mit ihr verbündeten 
Dschandschawid-Milizen für Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit und BCriegsverbrechen verantwortlich 
sind. In dem Bericht werden auch den in Darfur kämp- 
fenden Rebellen Kriegsverbrechen zur Last gelegt. Der 
Vorwurf eines Genozids in Darfur ist in dem Bericht hin- 
gegen nicht bestätigt worden. 

Die Bundesregierung unterstützt nachdrücklich die 
Kemempfehlung der Untersuchungskommission, die in 
Darfur geschehenen Menschenrechtsverletzungen durch 
den Internationalen Strafgerichtshof untersuchen zu las- 
sen. Außerdem ist es insbesondere auf die Bemühungen 
der Bundesregierung zurückzuführen, dass die Europäi- 
sche Union in einer Erklärung vom 4. Februar 2005 eine 
Befassung des Internationalen Strafgerichtshofs aus- 
drücklich befürwortet. Diese Position wurde auf unsere 
Initiative vom Europäischen Rat am 21. Februar 2005 
noch einmal bekräftigt. 

Die Bundesregierung führt im Übrigen mit einer Viel- 
zahl von internationalen Partnern einen intensiven Dia- 
log in dieser Frage und wirbt um Unterstützung für ihre 
Auffassung. Eine Überweisung an den Internationalen 
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(A) Strafgerichtshof wäre aus Sicht der Bundesregierung ein 
wichtiger Beitrag zur Beendigung des in Darfur herr- 
schenden Zustandes der Straflosigkeit. 

Dr. Karl Addicks (FDP): 

Vielen Dank für diese Antwort. Da ich der Auffas- 
sung bin, dass wir an die Grenze zum Zynismus geraten, 
verzichte ich auf jede Nachfrage. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Kollege Fischer. 

Hartwig Fischer (Göttingen) (CDU/CSU): 

Frau Staatsministerin, bin ich richtig informiert, dass 
in dem Augenblick, wo die Feststellung „Es ist ein Ge- 
nozid“ getroffen wird, die UN zum Eingreifen verpflich- 
tet sind und dass man deshalb im Augenblick - ich kann 
nur sagen: leider - so vorsichtig mit dieser Begriffs- 
bestimmung umgeht? 

Kerstin Müller, Staatsministerin im Auswärtigen 
Amt: 

Ich glaube nicht, dass dies der Grund war, weshalb 
die Untersuchungskommission nicht von einem Genozid 
gesprochen hat. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Weitere Zusatzfragen liegen nicht vor. 

(ß) Die Frage 63 des Kollegen Dietrich Austermann wird 
schriftlich beantwortet. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisteriums des Innern. Zur Beantwortung steht der Parla- 
mentarische Staatssekretär Fritz Rudolf Körper zur Ver- 
fügung. Die Fragen 64, 65, 66 und 67 der Kollegen 
Grindel und Koschyk werden schriftlich beantwortet. 

Ich rufe die Frage 68 der Kollegin Köhler auf: 

Wie wird sichergestellt, dass die Türkei-Ausgabe der „Va- 
kit“ nicht über Abonnenten in Deutschland in Umlauf gerät 
und dadurch das Verbot des Verlages unterhöhlt wird? 

Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: 

Frau Kollegin Köhler, vorauszuschicken ist, dass der 
Bundesinnenminister nicht die Türkeiausgabe der 
„Anadolu’da Vakit“, sondern den in Deutschland ansäs- 
sigen Verlag „Yeni Akit GmbH“, der die Europaausgabe 
der Zeitung vertrieb, verboten hat. Ein Deutschlandver- 
trieb der Türkeiausgabe der „Anadolu’da Vakit“ könnte 
über ein Betätigungsverbot, welches an den türkischen 
Verlag zu richten wäre, verboten werden. leh verweise in 
diesem Zusammenhang auf § 18 Vereinsgesetz in Ver- 
bindung mit dem einschlägigen Verbotstatbestand. Vo- 
raussetzung dafür wäre aber der Nachweis einer Betäti- 
gung des türkischen Verlages in der Bundesrepublik 
Deutschland. Bisher wissen wir nur von Einzelfällen ei- 
ner Verbreitung der Türkeiausgabe in Deutschland. Des- 
halb kann ein derartiger Nachweis derzeit nicht geführt 


werden. Wegen des hohen Stellenwerts der Meinungs- (C) 
und Pressefreiheit - ich verweise hier auf Art. 5 unseres 
Grundgesetzes - sind äußerst strenge Anforderungen an 
die Prüfung der Voraussetzungen eines möglichen Betä- 
tigungsverbotes zu stellen. 

Kristlna Köhler (Wiesbaden) (CDU/CSU): 

Herr Staatssekretär, ich habe dem „Spiegel“ entnom- 
men, dass Sie solehe Hinweise überprüfen und dass an 
Abonnenten weiterhin ein Direktvertrieb aus der Türkei 
stattfindet. Kann ieh Ihrer Antwort entnehmen, dass 
diese Prüfung abgeschlossen ist und Sie zu dem Ergeb- 
nis gekommen sind, dass es sich hier lediglich um Ein- 
zelfalle handelt und deswegen kein Handlungsbedarf be- 
steht? 

Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: 

Sie können davon ausgehen, dass wir den Vorgang im 
Auge behalten. Was zurzeit an Ergebnissen kundzutun 
ist, haben ich Ihnen kundgetan; deswegen auch die Be- 
grifflichkeit „Einzelfall“. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Eine weitere Frage. 

Kristina Köhler (Wiesbaden) (CDU/CSU): 

Wenn klar ist, dass eine Zeitungsausgabe - es muss ja 
gar nicht die „Vakit“ sein, es kann sich ja auch um eine 
andere handeln - einen nach unseren Gesetzen strafba- (D) 
ren Inhalt aufweist, etwa etwas Volksverhetzendes, be- 
steht dann prinzipiell die Möglichkeit, dass der Zoll tätig 
wird und die Exemplare der Zeitung bereits an der 
Grenze beschlagnahmt? 

Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: 

Ieh weiß nicht, inwieweit der Zoll diese Aufgabe er- 
füllen kann. Ich habe versueht. Ihnen noch einmal die 
Rechtsgrundlage für ein eventuelles Betätigungsverbot 
darzulegen. Tatsache ist: Es ist schwierig. Deswegen 
habe ich auch den Querverweis auf § 1 8 des Vereinsge- 
setzes mit den entsprechenden Strafverbotstatbeständen 
gebracht. Ich muss diese Frage zum Zoll offen lassen. 

Ich denke, es wird schwierig sein. Lassen Sie mich das 
aber noch einmal überprüfen. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Kollege Schröder. 

Dr. Oie Schröder (CDU/CSU): 

Inwieweit arbeiten das Innenministerium und insbe- 
sondere das BKA mit den Beamten des BND in der Tür- 
kei zusammen? Es kann doch nicht sein, dass ein Verbot, 
das in Deutschland ausgesprochen wurde, dadurch un- 
terlaufen wird, dass die Zeitung in der Türkei gedruckt 
und über den Postweg nach Deutschland an die Abon- 
nenten versandt wird. 
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(A) Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: 

Herr Kollege Schröder, erstens gibt es eine gute Zu- 
sammenarbeit zwischen dem BMI, dem BKA und dem 
BND. Zweitens haben wir diesbezüglich Kontakt mit der 
türkischen Seite. Das ist vorhin schon einmal deutlich 
geworden. Wir werden alle nationalen Möglichkeiten 
ausschöpfen, um dort einzuschreiten. Das ist aus meiner 
Antwort, die ich Frau Köhler gegeben habe, im Übrigen 
auch deutlich hervorgegangen. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Ich rufe noch die Frage 69 der Kollegin Köhler auf: 

Welche Erkenntnisse - außer denjenigen über die „Vakit“ - 
liegen der Bundesregierung über antisemitische und antiwest- 
liche Hetzartikel in der in Deutschland erhältlichen türkisch- 
und arabischsprachigen Presse vor? 

Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: 

Frau Kollegin Köhler, wegen der derzeit vorliegenden 
und offen verfügbaren Informationen über antisemiti- 
sche und antiwestliche Hetze wird meinerseits auf den 
jeweils aktuellen Verfassungsschutzbericht verwiesen. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Eine Zusatzfrage. 

Kristina Köhler (Wiesbaden) (CDU/CSU): 

Herzlichen Dank. Ich will ihn auch gerne eifrig stu- 
dieren. - Welche Maßnahmen erwägt die Bundesregie- 
' rung als Reaktion auf diese Verfassungsschutzberichte? 

Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: 

Diesbezüglich gibt es konkrete laufende Maßnahmen. 
Wir gehen dieses Thema vonseiten des Verfassungs- 
schutzes an. Haben Sie bitte Verständnis dafür, dass ich 
das hier jetzt nicht im Einzelnen darlegen möchte und 
kann. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Eine weitere Zusatzfrage. 

Kristina Köhler (Wiesbaden) (CDU/CSU): 

Gibt es nach Informationen der Bundesregierung ähn- 
lich drastische Fälle wie den der „Vakit“, sodass auch 
hier ein Verbot erwogen wird? 

Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: 

Wir beobachten. Bisher kann ich nicht bestätigen, 
dass es an der einen oder anderen Stelle eine ähnliche 
Erkenntnislage wie im Falle „Vakit“ gibt, sodass wir mit 
einer gleichen Maßnahme reagieren müssten. Wir be- 
obachten aber weiter und sind am Ball. Ich glaube, das 
ist das Entscheidende. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Kollege Schröder. 


Dr. Oie Schröder (CDU/CSU): (C) 

Erwägt die Bundesregierung aufgrund der vom Bun- 
desinnenminister kritisierten Vorfälle in der Türkei hin- 
sichtlich der Hetze in türkischen Zeitungen gegen den 
Bundesinnenminister, den Botschafter der Türkei in 
Deutschland einzubestellen? 

Fritz Rudolf Körper, Pari. Staatssekretär beim Bun- 
desminister des Innern: 

Herr Kollege Dr. Schröder, wir werden unsere Mög- 
lichkeiten nutzen. Das ist vorhin auch schon deutlich 
geworden. Der Herr Innenminister macht seine diesbe- 
zügliche klare Position bei seinen türkischen Gesprächs- 
partnern deutlich. Ich denke, das gehört auch dorthin. Da 
Sie uns kennen, werden Sie davon überzeugt sein, dass 
es an unserer klaren Haltung diesbezüglich keine Zwei- 
fel gibt. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Die für die Fragestunde verfügbare Zeit ist damit er- 
schöpft bzw. leicht überschritten. 

Die Fragen 70 bis 73 werden schriftlich beantwortet. 

Ich rufe Zusatzpunkt I auf: 

Aktuelle Stunde 

Ergebnisse der Sitzung der Bund/Länder- 
Kommission für Bildungsplanung und For- 
schungsförderung am 14. März 2005 - Aus- 
wirkungen auf Wissenschaft und Forschung 

Diese Aktuelle Stunde wurde von der Fraktion der SPD (D) 
verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat zunächst 
die Kollegin Ute Berg für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Ute Berg (SPD): 

Herr Präsident! Meine lieben Kolleginnen und Kolle- 
gen! Am letzten Freitag sah es zunächst so aus, als wür- 
den wir einen Aufstand der Anständigen erleben. 

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Schon wieder?) 

Die Kultusminister der CDU- bzw. CSU-regierten Län- 
der haben sich an ihre Ministerpräsidenten gewandt und 
darum gebeten - Zitat -, 

die zeitnahe Umsetzung der in der Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung und Forschungs- 
forderung beratenen Programme zur Förderung der 
außeruniversitären und universitären Forschung zu 
ermöglichen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN - Jörg Tauss [SPD]: Endlich! 

Lange hat es gedauert!) 

Nach monatelanger Blockade war dies ein Signal, das 
hoffnungsvoll stimmte. Ich habe mich gefreut, dass die 
Kultusminister der Union - Hessen ist allerdings wieder 
einmal ausgeschert - endlich mit ins Boot gekommen 
sind und verkündet haben, dass sie den Pakt für For- 
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Ute Berg 

(A) schung und Innovation umsetzen wollen. Damit sind 
Ihre Parteifreunde, meine Damen und Herren von der 
CDU/CSU - Gott sei Dank wieder auf den Pfad der 
Tugend zurückgekehrt. 

(Beifall bei der SPD) 

Die jährlichen Zuwendungen an die großen Forschungs- 
institute können nun, wenn sich die CDU/CSU-Minister- 
präsidenten überzeugen lassen, bis zum Jahr 2010 um 
mindestens 3 Prozent erhöht werden. Die Forschungs- 
institute verpfliehten sieh im Gegenzug, Qualität, Effi- 
zienz und Leistungsfähigkeit ihrer Forschungs- und Ent- 
wieklungstätigkeit zu steigern. Es handelt sieh also um 
eine klassische Win-win-Situation. 

Bei der Exzellenzinitiative hat die Bildungs- und Wis- 
sensehaftsminister der Union dann aber leider der Mut 
verlassen. 


(Jörg Tauss [SPD]: Traurig, traurig!) 

Dabei gibt es aueh hier längst ein Konzept, auf das sieh 
Bund und Länder verständigt haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Statt dieses fertige Konzept vom letzten Herbst nun zü- 
gig umzusetzen, haben die unionsregierten Länder einen 
neuen Weg vorgeschlagen: Die Bund/Länder-Kommis- 
sion soll eine Arbeitsgruppe einsetzen und ein Altema- 
tivmodell entwiekeln. 

(Jörg Tauss [SPD]: Oh ja!) 

Ich kann hier nur an Sie appellieren, meine Damen 
und Herren von der CDU/CSU-Fraktion: Machen Sie Ih- 
ren Einfluss auf Ihre Parteifreunde in den Ländern gel- 
tend und sorgen Sie dafür, dass aus dem Vorhaben Ex- 
zellenzinitiative keine unendliche Geschichte wird. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Die Hoehschulen und Forschungseinrichtungen warten 
ungeduldig auf die Fördermittel. Professor Gaehtgens, 
Präsident der Hochschulrektorenkonferenz, sagte dazu 
wörtlich: 

Die Exzellenzinitiative muss in vollem Umfang und 
in der bereits zwischen Bund und Ländern ausver- 
handelten Form umgesetzt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir brauchen die 1 ,9 Milliarden Euro aus der Exzel- 
lenzinitiative dringend für die Spitzenforderung, und 
zwar für alle drei Bestandteile dieser Initiative. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir brauehen das Geld erstens für neue Graduierten- 
schulen, um den wissenschaftliehen Nachwuchs zu for- 
dern, zweitens für die Schaffung von Exzellenzclustem, 
um Spitzenforschung zu unterstützen, und drittens für 
die Förderung von Spitzenuniversitäten, um die interna- 
tionale Wettbewerbsfähigkeit in Forschung und Lehre zu 
stärken. Wir können uns auf Dauer nicht damit abfinden, 
dass, weltweit gesehen, die Topuniversitäten überwie- 
gend in den USA zu finden sind und, wenn man Europa 


betrachtet, in der Sehweiz und in Großbritannien. Aueh (C) 
deutsche Hoehschulen müssen verstärkt in der ersten 
Liga mitspielen. 

Die baden-württembergischen Minister Schavan und 
Frankenberg haben nun den Vorschlag gemacht, Mittel, 
die eigentlich für die Exzellenzinitiative vorgesehen wa- 
ren, für eine Vollkostenfinanzierung an Hochschulen zu 
verwenden. 


(Jörg Tauss [SPD]: Amoklauf!) 

Das ist aber ein ganz anderes Thema. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 


Die Drittmittelproblematik besehreiben sie durchaus 
richtig: Wenn Wissenschaftlerinnen und Wissensehaftler 
sehr erfolgreich sind und viel Geld für neue Forsehungs- 
projekte an ihrer Hochschule einwerben, entstehen oft 
zusätzliche Kosten für die Ausstattung, die für die For- 
schungsarbeit bereitgestellt werden muss. Dadurch kön- 
nen Hochschulen in finanzielle Bedrängnis geraten. 

Dieses Problem rührt aber vor allem daher, dass die 
finanzielle Grundausstattung der Hochsehulen insgesamt 
zu wünschen übrig lässt. Dafür zu sorgen ist nun einmal 
originäre Aufgabe der Länder. 

(Beifall bei der SPD) 


Es kann nicht sein, dass die CDU/CSU-regierten Länder 
durch die Hintertür versuehen, den Bund hauptverant- 
wortlich für die Finanzierung der Hochsehulforschung 
zu machen. Gleichzeitig wollen sie die Mitsprachereehte 
des Bundes im Hoehschulbereich existenziell beschnei- 
den. Dass das nicht zusammenpasst, ist ja wohl offen- 
siehtlich. 


(D) 


(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Spitzenuniversitäten, Exzellenzeluster und Graduier- 
tenschulen stärken den Wissensehaftsstandort Deutsch- 
land insgesamt. Daher spreehe ich mich vehement dafür 
aus, die Exzellenzinitiative, wie sie im vergangenen 
Herbst von Bund und Ländern vereinbart wurde, umzu- 
setzen. Ich will keine Exzellenzinitiative light, wie sie 
die baden-württembergisehen Minister auf den Tisch ge- 
legt haben. 

Vielen Dank. 


(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 


Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Das Wort hat nun der Minister für Wissenschaft und 
Kultur des Landes Niedersachsen, Lutz Stratmann. 


Lutz Stratmann, Minister (Niedersaehsen): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Liebe Kollegin Berg, ich bin sowohl bei der 
KMK in der letzten Woche als auch bei der vorletzten 
Sitzung der BLK anwesend gewesen. Am letzten 
Montag war ich leider nieht da. Das unterseheidet uns. 
Deshalb will ieh hier ausdrücklich betonen, dass wir es 
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Lutz Stratmann, Minister (Niedersachsen) 

(A) langsam leid sind, ständig diese Legenden anhören zu 
müssen, 

(Jörg Tauss [SPD]: Na, na! Legende?) 

es habe in allen Fragen der Exzellenzinitiative eine Eini- 
gung zwischen dem Bund und den Ländern gegeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Katherina Reiche 
[CDU/CSU]: Das ist die Wahrheit!) 

Bis zum Schluss war die Frage des dritten Förderstran- 
ges, nämlich die Frage der so genannten Spitzenuniver- 
sitäten, strittig. Die Ministerpräsidenten einschließlich 
des Kollegen Steinbrück aus Nordrhein- Westfalen haben 
erklärt, sie ließen sich vom Bund nicht vorschreiben, wo 
sie Spitzenuniversitäten errichteten und wo nicht. Dies 
gehört zur Wahrheit dazu. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Jörg Tauss [SPD]: 

Da hat er Recht! Das haben wir auch nicht vor- 
gesehen!) 

Beim Pakt für Forschung und Innovation gab es die- 
sen Streit von Anfang an nicht. Es gab ein Junktim; das 
ist in der Tat richtig. Wir sind der Meinung, dass wir 
dieses Junktim auflösen sollten, damit bei den außer- 
universitären Forschungseinrichtungen endlich die Stei- 
gerung von 3 Prozent, die zumindest in den Haushalten 
der B-Länder eingestellt sind, tatsächlich realisiert wer- 
den kann. 

Sie haben heute eine Aktuelle Stunde beantragt mit 
dem Ziel, den B-Ländem wieder einmal Blockadepolitik 
vorzuwerfen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Zu Recht!) 

Ich kenne es aus den Länderparlamenten so, dass ich 
Aktuelle Stunden nur dann beantrage, wenn ich mir ei- 
nen Benefit davon erhoffe. Das scheint bei Ihnen anders 
zu sein; denn wir haben im Gegensatz zu den A-Län- 
dem, liebe Frau Kollegin Berg, ein Altemativpapier vor- 
gelegt, weil doch unstreitig ist, dass die bisherige Exzel- 
lenzinitiative - Stichwort Spitzenuniversitäten - nicht 
von den Ministerpräsidenten der Länder und übrigens 
auch nicht von den meisten Wissenschaftsministem ak- 
zeptiert werden kann. 

(Jörg Tauss [SPD]: Mit „Exzellenz“ habt ihr 
ein Problem, das ist richtig!) 

Wie sieht jetzt unser Vorschlag aus? Erstens. Wir 
würden gerne an den 1 ,9 Milliarden Euro festhalten, die 
das Programm umfasst, davon 25 Prozent finanziert von 
den Ländern und 75 Prozent vom Bund. 

(Jörg Tauss [SPD]: Ja, originell!) 

Ich möchte ein Weiteres an dieser Stelle sagen: Es 
wird überhaupt nicht bestritten - schon gar nicht von den 
Ländern -, dass wir alle massive Haushaltsprobleme ha- 
ben. Das gilt für das Land, das ich vertrete - Nieder- 
sachsen -, das gilt aber auch für den Bund. Das können 
wir alle in der Zeitung lesen. Das, was mich aber schon 
ein wenig aufregt, ist, dass von Ihrer Seite, insbesondere 
von der Kollegin Bulmahn - die heute leider nicht anwe- 
send ist -, immer so getan wird, als gäben Sie tatsächlich 
frisches Geld in den Wissenschaftsbereich. Die Wahrheit 


ist, dass Sie den Hochschulbauplafond genau um den 
Betrag, um den es geht, nämlich die 1,45 Milliarden 
Euro, zurückführen. Das heißt. Sie finanzieren ein Pro- 
gramm aus Hochschulbaumitteln. Die Länder müssen 
das dann durch die Hintertür wieder bezahlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Widersprach des 
Abg. Jörg Tauss [SPD]) 

Wenn wir wahrhaftig miteinander umgehen wollen, 
dann sagen Sie das. Dies alleine wäre schon ein Grund 
für uns Länder, zu sagen: Wir machen dabei nicht mit. 
Wir sagen aber im Ergebnis: Sie haben Recht, dass wir 
im internationalen Wettbewerb eine gestärkte Forschung 
brauchen. Deshalb haben wir uns dem Grundprinzip 
nicht verschlossen. 

Was wollen wir mit unserem Antrag, dem einzigen 
Antrag, der vorgelegt worden ist? Erstens. Wir wollen 
die bisherigen Graduiertenkollegs zu Graduiertenschu- 
len weiterentwickeln, die fachübergreifend die Leis- 
tungsträger in der Professorenschaft und die besten 
Nachwuchswissenschaftler zusammenbringen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das können wir unter- 
schreiben!) 

Zweitens. Wir wollen Exzellenzcluster, die internatio- 
nal herausragende Forschungseinheiten an deutschen 
Universitäten und, was wichtig ist, an den außeruniversi- 
tären Einrichtungen miteinander verbinden. Das heißt, 
wir wollen die Versäulung in der Forschung in Deutsch- 
land auflösen. Wir wollen ihr entgegenwirken. 

(Jörg Tauss [SPD]: Unser Konzept! Können 
wir unterschreiben!) 

Was diese beiden Förderstränge anbelangt, war ich bis- 
her der Meinung, dass wir im Großen und Ganzen eine 
Einigung erzielt haben. 

Jetzt kommen wir zu der dritten Frage, nämlich den 
Spitzenuniversitäten. Wir lehnen solche Spitzenuniversi- 
täten ab. 

(Beifall des Abg. Dr. Christoph Bergner [CDU/ 
CSU] - Jörg Tauss [SPD]: Aha!) 

Wir wollen leistungsfähige Universitäten, die auch inter- 
national an vorderer Stelle in der Forschung mitwirken, 
in ihrer Forschungsinfrastruktur stärken und haben ge- 
mäß international üblichen Verfahren einen Zuschlag 
von 20 Prozent auf die Projektkosten vorgeschlagen. 
Warum tun wir das? 

Die besonders leistungsstarken Universitäten laufen 
derzeit Gefahr, ausgezehrt zu werden, und zwar umso 
stärker, je erfolgreicher sie sind. Die realen Kosten der 
DFG-Projekte - das heißt, einschließlich der Infrastruk- 
turkosten - werden in der Spitzenforschung von der 
DFG-Förderung nicht abgedeckt. Der Bundesvertreter 
hat in der BLK-Sitzung vorgebracht, vom Grundprinzip 
sei nichts dagegen einzuwenden, aber es gebe verfas- 
sungsrechtliche Bedenken. 

(Katherina Reiche [CDU/CSU]: Alles 
vorgeschoben!) 
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Lutz Stratmann, Minister (Niedersachsen) 

(A) Ehrlich gesagt sind wir einigermaßen erstaunt da- 
rüber, dass wir ausgerechnet von denjenigen zurecht- 
gewiesen worden sind, die bei der Juniorprofessur, den 
Studiengebühren und in der Frage der Studierendenver- 
tretung vor dem Bundesverfassungsgericht wider besse- 
res Wissen - Ihre Fachleute haben Ihnen schließlich vor- 
her andere Ratschläge gegeben - eine Niederlage erlitten 
haben, und zwar in einer Form, die nicht deutlicher sein 
kann. 

(Jörg Tauss [SPD]: Prozesshansel!) 

Dass uns diese Personen nun verfassungsrechtliche Pro- 
bleme vorwerfen, ist mehr als scheinheilig. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit dem Einstieg in die Vollkostenfinanzierung von 
DFG-Projekten werden zudem die leistungsstarken For- 
schungsuniversitäten auch ohne einen Wettbewerb um 
den Titel „Spitzenuniversität“ gefördert. Zehn Universi- 
täten in Deutschland werben 32 Prozent der DFG-Mittel 
ein. Das heißt, zehn Universitäten sind schon Spitzen- 
universitäten, und zwar ohne dass dies von oben verord- 
net worden wäre; sie sind vielmehr aus ihren exzellenten 
Strukturen heraus gewachsen. 

(Ute Berg [SPD]: Das ist doch ein Märchen, 
das Sie erzählen! Es soll ein Wettbewerb statt- 
fmden, nicht von oben verordnet!) 

- Warum ist das ein Märchen, liebe Frau Kollegin Berg? 

Sie müssen sich nur die Rankinglisten anschauen. Sie 

können Spitzenuniversitäten nicht zentralistisch von 

.r,,, oben verordnen. Sie müssen vielmehr am Markt wach- 
(öj 

sen. 

(Ute Berg [SPD]: Das will ja auch keiner! Das 
ist eine Unterstellung! - Dr. Uwe Küster 
[SPD]: Da bauen Sie aber einen Popanz auf! - 
Jörg Tauss [SPD]: Er hat ein Problem mit dem 
Wettbewerb!) 

Die Entwicklung in den zentralistischen Staaten Euro- 
pas zeigt im Übrigen sehr deutlich, dass man gerade in 
diesen Staaten beginnt, Schritte in Richtung Föderalis- 
mus einzuleiten. Ich denke dabei etwa an Frankreich 
oder Großbritannien. Das hat etwas damit zu tun, dass 
unser Föderalismus ein Erfolgsrezept sein und damit 
zum Exportschlager werden kann, sofern er richtig ge- 
handhabt wird. 

Wir haben in Deutschland einen kooperativen Födera- 
lismus, der gegenseitiges Vertrauen voraussetzt. Nur so 
erreichen wir mehr Wettbewerb, Qualitätssicherung und 
Leistungssteigerung. Das wissen die übrigen EU-Staaten 
und deshalb sind sie mehr und mehr bereit, unser Modell 
zu übernehmen. Aber das Verhalten des Bundes, der seit 
Monaten versucht, durch ständige Schnellschüsse ohne 
Abstimmung mit den Ländern in deren Zuständigkeit 
einzugreifen, entspricht dem Gegenteil von kooperati- 
vem Föderalismus. Ein solcher Föderalismus kann nicht 
funktionieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie der Meinung sind, wir müssten den Föderalis- 
mus im Bereich der Bildung abschaffen, dann bitte ich 


Sie, das ehrlich zu sagen, damit wir in aller Offenheit (C) 
darüber diskutieren können. 

(Jörg Tauss [SPD]: Sie schädigen den 
Föderalismus!) 

Ich appelliere an Sie, die Bundestagsfraktionen der 
SPD und der Grünen, und an den Bund, sich im Sinne 
der Universitäten unseres Landes mit uns zu einigen. 

Wir haben einen konkreten Vorschlag vorgelegt. 

Horst Köhler hat gestern in seiner Rede festgestellt 
- damit will ich schließen -, dass unser Land Bildung, 
Wissenschaft und Forschung braucht. Notwendig sind 
keine Querelen, sondern rasches Handeln. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der FDP - Jörg Tauss [SPD]: Da hat er 
Recht! An Sie war das gerichtet! - Gegenruf 
des Abg. Manfred Grund [CDU/CSU]: Herr 
Tauss, dann klatschen Sie doch mal, wenn er 
Recht hat!) 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Das Wort hat die Kollegin Monika Lazar, Bündnis 90/ 

Die Grünen. 

Monika Lazar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ob- 
wohl ich diesem Hohen Hause noch nicht sehr lange an- 
gehöre, nehme ich schon zum wiederholten Mal an einer 
Debatte teil, in der es um Forschung in Deutschland 
geht. Auf den ersten Blick ist das ein gutes Zeichen, weil (D) 
es deutlich macht, dass diesem Haus das Thema am Her- 
zen liegt. 

Auf den zweiten Blick aber ist es ein schlechtes Zei- 
chen. Wir müssen immer wieder über dasselbe reden. 

Denn wir kommen nicht voran; wir drehen uns vielmehr 
im Kreis und verlieren deswegen wertvolle Zeit, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

und das alles, weil ein paar mächtige Ministerpräsiden- 
ten von CDU und CSU nicht wollen, dass Forschung 
und Lehre in Deutschland vorankommen. 

Seit mehr als einem Jahr diskutieren Bund und Län- 
der über den Pakt für Forschung und Innovation sowie 
die Exzellenzinitiative für die Hochschulen. Seit fast 
einem Jahr sind sich diejenigen, die in Bund und Län- 
dern dafür zuständig sind, einig, wie der Pakt für For- 
schung und Innovation aussehen soll, damit die For- 
schungseinrichtungen mehr Mittel haben und bessere 
Bedingungen vorfinden. Ebenfalls seit fast einem Jahr 
wird nun dieser gemeinsam beschlossene Pakt von eini- 
gen Ministerpräsidenten von CDU und CSU aus den be- 
kannten sachffemden Gründen blockiert, und das, ob- 
wohl die Fachministerinnen und -minister den Pakt für 
Forschung und Innovation im November letzten Jahres 
gebilligt haben. 

(Jörg Tauss [SPD]: Wohlgemerkt, im 
November!) 
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Monika Lazar 

(A) Am letzten Freitag haben nun die Wissenschafts- 
ministerinnen und -minister im Rahmen der Kultus- 
ministerkonferenz die Ministerpräsidenten öffentlich ge- 
beten, „die zeitnahe Umsetzung der in der Bund-Länder- 
Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförde- 
rung beratenen Programme zur Förderung der außeruni- 
versitären und der universitären Forschung zu ermögli- 
chen“. Dem ist wohl nichts hinzuzufügen außer: Es wird 
allerhöchste Zeit. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Nun zur Exzellenzinitiative: Auch hier gab es eine 
Einigung der Fachministerinnen und -minister. Diese 
hielt aber nur so lange, bis die Ministerpräsidenten von 
CDU und CSU das ausgearbeitete Konzept zum Faust- 
pfand für die Föderalismusreform machten. Seitdem 
tingeln sowohl die Wissenschaftsminister Baden- 
Württembergs und Bayerns als auch die Unionsbundes- 
tagsfraktion mit der Idee der Vollkostenfinanzierung der 
Hochschulforschung durch die Lande. Das ist zwar eine 
charmante Idee, die auf einer zutreffenden Analyse der 
Situation beruht. Doch wer heute an einem Universitäts- 
institut viele Drittmittel einwirbt, macht sich entweder 
arm oder bei Kolleginnen und Kollegen unbeliebt, weil 
die Drittmittel nicht alle Kosten abdecken. 

(Dr. Christoph Bergner [CDU/CSU]: Genau 
das ist das Problem!) 

Wie ernst kann aber der Vorschlag gemeint sein, dass 
Bundesmittel über die DFG an die Hochschulen fließen 
und dort für die Grundausstattung verwendet werden 
sollen, wenn Herr Koch vor dem Bundesverfassungs- 
gericht dagegen klagt - er will eine einstweilige An- 
ordnung erreichen, um „im Kembereich der Hoch- 
schulpolitik Entscheidungskompetenzen des Landes zu 
schützen“-, dass Bundesmittel zur Förderung eines 
Kompetenzzentrums bei der Hochschulrektorenkonfe- 
renz eingesetzt werden? Ist es nicht so, dass nur eine die- 
ser beiden Haltungen möglich ist, weil sie sich im Kern 
zutiefst widersprechen? Wie redlich ist der Vorschlag, 
wenn zum Beispiel im Antrag der Unionsbundestags- 
fraktion zur Vollkostenfinanzierung von den Landesmit- 
teln, die für die Exzellenzinitiative eingeplant waren, gar 
nicht mehr die Rede ist? Das scheint sich ja nun ge- 
bessert zu haben. In der BLK- Version des Vorschlages 
tauchen diese Mittel immerhin wieder auf. Das ist eine 
Grundlage, auf der Bund und Länder weiter verhandeln 
können. 

Was dürfen wir aber nun von der neuen Arbeitsgruppe 
der Bund/Länder-Kommission erwarten? Inhaltlich kann 
ich Ihnen sagen, dass es uns Bündnisgrünen ein wichti- 
ges Anliegen ist, die Nachwuchsförderung entscheidend 
zu verbessern. Hier sind Exzellenz, aber auch das Über- 
winden enger Disziplingrenzen, die Förderung der 
Gleichstellung der Geschlechter und natürlich die Inter- 
nationalität wichtig. Die Exzellenzcluster sind uns eben- 
falls sehr wichtig. Um in Forschung und Lehre erfolg- 
reich zu sein, brauchen wir Konzepte, Instrumente und 
Strukturen zur Vernetzung von Disziplinen und zur Her- 
stellung universitätsübergreifender oder außeruniversitä- 
rer Kooperationen. 


Formell kann ich Ihnen sagen, dass Sie, werte Kolle- (C) 
ginnen und Kollegen von der Unionsfraktion, Ihr ganzes 
Gewicht in die parteiinterne Waagschale werfen sollten, 
damit in der Arbeitsgruppe diejenigen sitzen, die nicht 
nur sachkundig verhandeln, sondern auch nachher dafür 
geradestehen, dass ein Verhandlungsergebnis Wirklich- 
keit wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Eine Fortsetzung der Spirale der Verhandlungskunst, 
die einen zweiten oder sogar einen dritten Plan gebiert, 
der dann auch nicht geht, haben die deutschen Hoch- 
schulen wirklich nicht verdient. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Nächste Rednerin ist die Kollegin Cornelia Pieper, 
FDP-Fraktion. 

Cornelia Pieper (FDP): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte Ihnen ein paar Grunddaten zum deutschen Wis- 
senschaftssystem im internationalen Vergleich in Erinne- 
rung rufen: Bei dem Anteil der öffentlichen und privaten 
Ausgaben für Hochschulausbildung am Bruttoinlands- 
produkt belegt Deutschland mit 1 Prozent im OECD- 
Vergleich den zehnten Platz. Bei dem Anteil der Ausga- 
ben für Forschung und Entwicklung am Bruttoinlands- 
produkt belegt Deutschland den achten Platz mit 
2,51 Prozent, wobei wir 1991 noch den dritten Platz ein- 
genommen haben. 

(Jörg Tauss [SPD]: 1998 noch weniger!) 

- Moment, Herr Tauss. - Das macht deutlich, dass an- 
dere Nationen wie USA, Korea, Schweiz und Japan 
mächtig aufgeholt haben. 

(Beifall bei der FDP) 

Die Welthandelsanteile Deutschlands bei F-und-E- 
intensiven Waren sind seit 1991 stetig rückläufig. Wir 
hatten 1991 18,4 Prozent, 2001 waren es 14,9 Prozent. 

Was den Anteil der Studienanfänger angeht, liegt 
Deutschland im internationalen Vergleich mit 35 Prozent 
auf Platz 18; was den Anteil der Hochschulabsolventen 
angeht, mit 19 Prozent auf Platz 15. 

Was will ich Ihnen damit vor Augen führen? Der 
Bundespräsident hat gestern gesagt: Deutschland 
braucht einen BCraftakt für Jobs. Ich bin der Auffassung: 
Deutschland braucht vor allem einen Kraftakt für Bil- 
dung und Innovation. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD, der CDU/CSU und des BÜNDNIS- 
SES 90/DIE GRÜNEN) 

Dieser Kraftakt bedeutet auch, dass man nicht die alten 
ideologischen Grabenkämpfe führt, sondern im Interesse 
von Bildung, Wissenschaft und Forschung wirklich 
sachgerecht entscheidet und vor allen Dingen überlegt. 
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(A) wie wir heute in Köpfe und neue Ideen investieren und 
dadurch morgen die Früchte in Form von mehr Arbeits- 
plätzen ernten können. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der CDU/CSU) 

Innovation und Wirtschaftswachstum bedingen einan- 
der. Umso skurriler ist es, dass der Beschluss über Zu- 
kunftsinvestitionen, über Spitzenforschung und über die 
Exzellenzoffensive von einer strukturellen Föderalis- 
musdebatte abhängig gemacht wird. Um es wieder mit 
einem Zitat von Bundespräsident Köhler zu sagen: Tak- 
tische Reformpausen kann sich das Land einfach nicht 
mehr leisten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD - Klaus-Peter 
Willsch [CDU/CSU]: Guter Präsident! - Ge- 
genruf des Abg. Jörg Tauss [SPD]: Vorsicht, 

Herr Willsch! Der hat euch gemeint!) 

Das Scheitern der Bundesstaatskommission bedeutete 
auch das Scheitern des Pakts für Forschung und Innova- 
tion. Wir erinnern uns an den Dezember 2004. Die Ver- 
bitterung der Wissenschaft darüber kann ich durchaus 
nachvollziehen. Das gilt auch für die Worte der Vertreter 
der HRK, des Wissenschaftsrats und der DFG in der 
Pressekonferenz; sie sagten, der dringend notwendige 
Ausbau der Forschungsforderung werde zum Spielball 
wissenschaffsfremder Interessen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Ja, CDU-Interessen!) 

(B) Schluss damit! Wir müssen endlich aufwachen und han- 
deln, Herr Tauss. Das trifft sowohl auf den Bund als 
auch auf die Länder zu. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU - Jörg Tauss [SPD]: Nein, 
nein!) 

Der Pakt für Forschung duldet in der Tat keinen Auf- 
schub mehr. Der Pakt ist für die deutsche Forschung so- 
wie für die Stärkung ihrer internationalen Sichtbarkeit 
und Wettbewerbsfähigkeit von außerordentlicher Bedeu- 
tung. Besonders die Intensivierung des Wettbewerbs 
dient der Konzentration auf Exzellenz, dem Ausbau von 
Kooperationen und einer Vernetzung über Organisa- 
tionsgrenzen hinweg. Eine damit verbundene verstärkte 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses sichert 
der deutschen Forschung exzellente junge Wissenschaft- 
ler. Neue und unkonventionelle Forschungsansätze kön- 
nen so flexibel und zeitnah aufgegriffen werden. 

Außerdem sichert der Pakt den Forschungseinrichtun- 
gen finanzielle Planungssicherheit durch die Steigerung 
der jährlichen Zuwendungen bis zum Jahr 2010, jeweils 
um mindestens 3 Prozent. Darüber hinaus sollen die 
Rahmenbedingungen für Forschung und Entwicklung, 
zum Beispiel im Dienstrecht und im Tarifrecht, deutlich 
verbessert werden. 

Ich weiß, wie oft wir über das Ziel, den Anteil der 
Ausgaben für Forschung und Enfwicklung am Brutto- 
inlandsprodukf zu steigern, hier im Hohen Haus disku- 
tieren. Ich glaube, das ist uns allen bewusst. Wir unter- 


stützen die Forderung der Bund/Länder-Kommission für (C) 
Bildungsplanung und Forschungsförderung, die ihren 
Appell folgerichtig an die Ministerpräsidenten aller 
1 6 Bundesländer gerichtet hat, dem Beschluss der BLK 
zuzustimmen, den Pakt für Forschung und Innovation 
zeitnah in Kraft zu setzen. 

Ich sage aber auch ganz deutlich für die FDP-Frak- 
tion, dass der Pakt für Forschung nicht wieder einem 
ideologischen Streit um die Exzellenzoffensive geopfert 
werden darf 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der CDU/CSU) 

Ich warne eindringlich davor, das mit dem Pakt für For- 
schung jetzt so eng zu verknüpfen, dass am Ende beides 
auf der Strecke bleibt. 

Noch ein Wort zur Exzellenzoffensive. Exzellenz und 
Wettbewerb waren, sind und bleiben wesentliche Merk- 
male des deutschen Wissenschaftssystems. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD, 
der CDU/CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN - Abg. Jörg Tauss [SPD]: Sehr gut! 

Das haben wir immer erklärt!) 

Dieser Wettbewerb findet aber, Herr Tauss, nur bedingt 
zwischen Hochschulen als Ganzen statt, sondern eher 
auf der Ebene der Fachbereiche, Fakultäten und Wissen- 
schaftsbereiche. 

(Jörg Tauss [SPD]: Können die doch machen! 

Lasst die doch!) 

Durch neue Strukturen und zusätzliche Mittel für die 
Spitzenforderung, die jedoch nicht zulasten der Breiten- 
forderung gehen dürfen, muss das ganze Wissenschaffs- 
system in einem offenen Wettbewerb zu internationaler 
Spitzenleistung motiviert und international sichtbar ge- 
macht werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - Zu- 
ruf von der [CDU/CSU]: Jetzt klatschen, Herr 
Tauss!) 

Die leistungsstärksten wissenschaftlichen Cluster in 
Deutschland sollen sich in permanentem wissenschaftli- 
chen Wettbewerb in einem Exzellenznetzwerk zusam- 
menfinden und, wie es von Länderseite einmal formu- 
liert wurde, als Elitecampus Deutschland auch im 
Ausland sichtbar gemacht werden. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Frau Kollegin, Sie denken bitte an die Redezeit. 

Cornelia Pieper (FDP): 

Herr Präsident, ich will noch einmal deutlich machen: 
Hierfür kann und soll der Bund durchaus neuartige, dif- 
ferenzierende Wettbewerbsanreize setzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP sowie des 
Abg. Jörg Tauss [SPD]) 

Stellt er aber zusätzliche Mittel für eine derartige Spit- 
zenförderung zur Verfügung, so sollten diese einzig und 
allein und auf Antrag der beteiligten Hochschulen und 
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(A) Institutionen über die DFG im Wettbewerb vergeben 
werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Mit Blick auf den 14. April sage ich noch einmal: Op- 
fern Sie den Pakt für Forschung nicht ideologischen Gra- 
benkämpfen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Das Wort hat nun die Kollegin Andrea Wicklein, 
SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Andrea Wickiein (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Seit Montag dieser Woche bin ich - ich drü- 
cke es einmal so aus - gebremst optimistisch. Der Druck 
von vielen Seiten hat offensichtlich Wirkung gezeigt. In 
die festgefahrenen Verhandlungen über die dringend not- 
wendige Förderung von Spitzenhochschulen ist wieder 
Bewegung gekommen. Übrigens, Herr Stratmann, in der 
Pressemitteilung der BLK vom November 2004 steht, 
dass man sich schon damals auf die Förderung der Spit- 
zenforschung in Deutschland verständigt hatte. Das ist 
also nichts Neues. 

(Beifall bei der SPD - Jörg Tauss [SPD]: Das 
ist die Wahrheit, Herr Stratmann! Eine Emp- 
fehlung an die Ministerpräsidenten!) 

Es ist gut, dass sich die Wissenschaftsminister von 
Bund und Ländern auf die Weiterentwicklung der Exzel- 
lenzinitiative verständigt haben. Es ist auch gut, dass die 
Wissenschaftsminister der Union an ihre Ministerpräsi- 
denten appellieren, den Pakt für Forschung endlich um- 
zusetzen. Durch das Taktieren der Unionsländer ist mehr 
als ein Dreivierteljahr verloren gegangen. Das ist - ge- 
rade vor dem Hintergrund der 5 Millionen Arbeitslosen 
in Deutschland - wertvolle Zeit. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir haben heute diese Aktuelle Stunde einberufen, 
um noch einmal deutlich zu machen, worum es denn ei- 
gentlich geht. 

(Katherina Reiche [CDU/CSU]: Sie drücken 
sich vor der Auseinandersetzung um den Sta- 
bilitätspakt!) 

Es geht um insgesamt 1 ,9 Milliarden Euro für die Spit- 
zenforschung im Universitäts- und Wissenschaftsbe- 
reich. Der Bund allein will hiervon 75 Prozent tragen. 
Mit diesen Mitteln sollen Spitzenforschung, Exzellenz- 
cluster und Graduiertenschulen für den Nachwuchs 
gefordert werden. Das ist Geld, das unsere Hochschulen 
- Frau Pieper hat es gerade gesagt - dringend brauchen. 
Es geht um den Pakt für Forschung, mit dem die großen 
Forschungsorganisationen allein in diesem Jahr Zuwen- 
dungen in Höhe von 3,8 Milliarden Euro erhalten sollen. 


Hinzu kommen 1,3 Milliarden Euro für die Deufsche (C) 
Forschungsgemeinschaft zur Förderung der Hochschul- 
forschung. 

Wir sind uns einig, dass wir eine engere Verzahnung 
der universitären und außeruniversitären Forschung 
brauchen. Wir brauchen starke Partner für mehr Qualität. 

Kern des Paktes für Forschung und Innovation sind des- 
halb mehr Wettbewerb, mehr Exzellenz, mehr Vernet- 
zung mit den Hochschulen und der Wirtschaft, mehr 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses und 
mehr Förderung von Frauen in Wissenschaft und For- 
schung. Das alles brauchen wir, weil nur durch Innova- 
tionen Wachstum und Beschäftigung entstehen können. 

Wegen der Blockade der Unionsländer lagen bis jetzt 
beide, sowohl die Exzellenzinitiative als auch der Pakt 
für Forschung, auf Eis. Wir können uns Stillstand aber 
nicht leisten. Seit Montag besteht nun wieder Hoffnung. 

Es ist wieder Bewegung in die Sache gekommen. Schon 
seit Monaten warten wir alle darauf. Zu Recht verlangen 
die Hochschulrektorenkonferenz, die Deutsche For- 
schungsgemeinschaft und der Wissenschaftsrat, dass 
Pakt und Exzellenzinitiative nicht zum „Spielball wis- 
senschaftsfremder Interessen“ werden dürfen. Sehr ge- 
ehrte Damen und Herren von der Union, beweisen Sie, 
dass Sie es ernst meinen mit dem Forschungsstandort 
Deutschland. Helfen Sie mit, diese Taktiererei zu been- 
den. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

FDP) 

Für uns Sozialdemokraten ist besonders wichtig: For- 
schung ist kein Selbstzweck. Durch die Förderung von 
Innovationen im Hochschul- und Wissenschaftsbereich 
wollen wir unsere Gesellschaft gestalten: Für neue Ar- 
beitsplätze, für mehr Lebensqualität, für mehr Gesund- 
heit im Alter, für eine humane Arbeifsgestaltung und für 
mehr Nachhaltigkeit insgesamt brauchen wir die richti- 
gen Rahmenbedingungen in Wissenschaft und For- 
schung. Deshalb wollen wir in Zukunft investieren statt 
in die Eigenheimzulage. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Deshalb brauchen wir verstärkte Anstrengungen, um bis 
2010 3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts in Forschung 
und Entwicklung zu investieren. 

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Machen 
Sie doch einmal etwas!) 

Deshalb brauchen wir jetzt Erfolg beim Pakt für For- 
schung und Innovation. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Ich erteile das Wort der Kollegin Katherina Reiche, 
CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Uwe Küster 
[SPD]: Jetzt kommt es noch dicker!) 
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(A) Katherina Reiche (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her- 
ren! Seit 1998 legt diese Bundesregierung die Axt an un- 
ser Grundgesetz. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Widerspruch bei der SPD) 

Immer wieder, mit schon erstaunlicher Beharrlichkeit, 
versucht die Bundesregierung, den Föderalismus auszu- 
hebeln. Es geht Ihnen nicht um eine Reform, es geht Ih- 
nen um den Einfluss auf Bereiche, die außerhalb Ihrer 
Verantwortung liegen. Die Blockade und die Verhärtun- 
gen, die wir mittlerweile in der Bildungs- und For- 
schungspolitik feststellen und die dem Land ohne Zwei- 
fel nicht gut tun, sind die Folge der unzähligen Versuche 
seit 1998 von Frau Bulmahn, sich Kompetenzen anzu- 
maßen, in föderale Zuständigkeiten einzugreifen und 
sich Rosinen herauszupicken. 

(Jörg Tauss [SPD]: Wie ein Textbaustein!) 

Das Sündenregister ist in der Tat lang: Ich erinnere an 
die versuchte Abschaffung der Habilitation, den Zwang 
zur Bildung verfasster Studierendenschaften, das 
Studiengebührenverbot, das Ganztagsschulprogramm, 
das Eliteuniprogramm und das Bologna-Programm. Wir 
haben Sie jedes Mal gewarnt. Es haben Experten ge- 
warnt. Doch Rot-Grün betreibt selbstherrlich und rück- 
sichtslos Politik. Sie haben alle Warnungen in den Wind 
geschlagen. Sie haben die Opposition verlacht und ver- 
höhnt. Sie haben sich über das Votum des Bundesrates 
hinweggesetzt. Am Ende misslingen Ihre Projekte. 

(B) (Beifall bei der CDU/CSU) 

Am Ende weist das Bundesverfassungsgericht Sie im- 
mer und immer wieder in die Schranken, und das ist 
auch richtig. 

Schaden nimmt die Wissenschaft. Schaden nehmen 
die Forschung und die Hochschulen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das finden Sie richtig toll! 

Deswegen blockiert ihr!) 

Wir brauchen die Besten für unsere Hochschulen, 

(Beifall der Abg. Ulrike Flach [FDP]) 

nur ist es angesichts der Unsicherheit, die seit 1998 bei 
ständiger Provokation und daraus resultierender Rechts- 
unsicherheit durch Ihre Politik hier herrscht, nicht ver- 
wunderlich, dass immer mehr junge Forscherinnen und 
Forscher Deutschland verlassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord- 
neten der FDP) 

Sie haben die Länder wiederholt getäuscht. Sie haben 
Zusagen nicht eingehalten. Sie haben Vertraulichkeit 
nicht gewahrt. Sie sind unabgesprochen an die Presse 
gegangen, weil Sie die Schlagzeilen wollten. Sie haben 
Dinge verkündet, die gar nicht beschlossen waren, wie 
zum Beispiel die angeblich bestehende Einigung über 
bestimmte Projekte. Sie haben den Forschungsorganisa- 
tionen mehr Geld versprochen, ihnen aber nicht gesagt, 
dass Sie gleichzeitig die Projektmittel kürzen: 2003 um 
4 Prozent, 2004 um 12 Prozent. Sie haben ihnen auch 


nicht gesagt, dass Sie ihnen den Zugang zu den noch (C) 
verbleibenden Projektmitteln mit dem Dudenhausen- 
Erlass noch erschweren. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das ist ein Geschwätz!) 

Sie haben die Dreistigkeit besessen, zum Auftakt der 
Debatte um die Föderalismusreform erst einmal zu er- 
klären, dass Sie sogar die Max-Planck-Gesellschaft und 
die DFG unter das Dach der Programmforschung brin- 
gen und am liebsten die Leibniz-Gemeinschaft zerschla- 
gen wollen. 

Es ist kein Wunder, meine Damen und Herren von der 
Koalition, dass mittlerweile die Wissenschaftswelt und 
auch die Länder allergisch reagieren, 

(Jörg Tauss [SPD]: Auf Sie!) 

übrigens nicht nur die B-Länder, sondern auch die A-Län- 
der, und die Föderalismuskommission an dem Themen- 
feld Bildung und Forschung gescheitert ist. 

Sie haben eine Situation in der Wissenschafts- und 
Hochschulpolitik in Deutschland herbeigeführt, in der 
keiner mehr miteinander redet und die in der Tat vergif- 
tet ist. 

(Zurufe von der SPD) 

Nun wollen Sie der Union den schwarzen Peter in die 
Schuhe schieben. 

(Emst Hinsken [CDU/CSU]: So sind die!) 

Ich sage Ihnen: Das wird nicht gelingen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das ist schon gelungen! 

Schauen Sie sich nur einmal die Pressemel- 
düngen an!) 

Es ist Ihrem Staatssekretär in der Bund/Länder-Kommis- 
sion am Montag nur noch mit Mühe gelungen, eine di- 
rekte Zustimmung der A-Länder zum Konzept der 
Union zu verhindern. Das Junktim zwischen Spitzen- 
hochschulen und dem Pakt für Forschung ist schon auf- 
gelöst. 

Es ist erklärter Wille der Union, dass Forschung und 
Wissenschaft in unserem Land weiter vorankommen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Dann fangt einmal an! - 
Weiterer Zuraf von der SPD: Eigenheimzu- 
lage!) 

Die Sitzung der BLK am Montag war insofern ein 
Erfolg, als wieder Bewegung in eine recht verfahrene Si- 
tuation gekommen ist. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Sie basteln sich wirk- 
lich Ihre eigene Wahrnehmung!) 

Die Unionsländer haben einen sehr konstmktiven Ansatz 
eingebracht und versucht, den Zug wieder in Gang zu 
bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Emst Hinsken 
[CDU/CSU]: So sind wir!) 

Minister Stratmann hat unser Konzept ausgeführt. Es 
geht um Exzellenzcluster, Graduiertenschulen und Voll- 
kostenfmanziemng. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das blockiert ihr doch 
gerade!) 



15460 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode - 165. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 16. März 2005 


Katherina Reiche 

(A) Ich glaube, Sie haben nach wie vor nicht verstanden, 
wie das System der Vollkostenfinanzierung aussehen 
soll. 

(Emst Hinsken [CDU/CSU]: So ist es! - Jörg 
Tauss [SPD]: Gießkannenprinzip! - Gegenmf 
von der CDU/CSU: Quatsch!) 

Die Rede von Frau Lazar hat deutlich gemacht, dass 
nicht angekommen ist, wie das System funktioniert. Es 
ist einfach und wirkungsvoll. Wer forscht und Drittmittel 
einwirbt, soll nicht länger ein unbeliebter Kostenfaktor 
in der eigenen Fakultät sein, weil er Ressourcen stärker 
in Anspmch nimmt als andere. Er soll belohnt werden. 
Auf eingeworbene Drittmittel soll es eine Prämie geben, 
einen Overhead, von dem zusätzliche Geräte gekauft 
bzw. die Verwaltungskosten für die Forschung gedeckt 
werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dieses System ist vernünftig und erfolgreich; in den 
USA wird es seit Jahrzehnten praktiziert und vor kurzem 
wurde es in Großbritannien eingeführt. 

Sorgen Sie in Ihrem Haushalt vor allem für eine 
glaubwürdige Finanziemng! Das Sysfem „linke Tasche, 
rechte Tasche, Nullsummenspiel“ wird nicht funktionie- 
ren. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das wollen Sie doch!) 

Genauso wenig wie die Rettung der Rente über die Öko- 
steuer funktioniert oder über die Tabaksteuer das Ge- 
sundheitssystem renoviert werden kann, ist es Irrglaube, 

(B) anzunehmen, die Eigenheimzulage würde die Forschung 
retten. Ganz im Gegenteil: Lassen Sie sich darauf ein, 
Forschung nachhaltig und stringent zu fördern! Hören 
Sie auf mit Ihrem Hü und Hott in der Forschungspolitik! 

(Emst Hinsken [CDU/CSU]: Ja, richtig!) 

Geben Sie Ihre Blockadehaltung auf und machen Sie den 
Weg für das Modell frei, das die Unionsländer vorge- 
schlagen haben! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Nächster Redner ist der Kollege Reinhard Loske, 
Bündnis 90/Die Grünen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Dr. Reinhard Loske (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Womm geht es? Es geht um drei Dinge, die wir auch in 
den letzten Wochen besprochen haben. Insofern müssen 
wir den Hinweis, der eben gemacht wurde, dass wir uns 
ein bisschen lächerlich machen, weil wir wochenlang 
über das gleiche Thema reden und nicht vorankommen, 
ernst nehmen. 

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: Wir wissen 
ja, wamm die Debatte heute stattfindet! - Wei- 
terer Zuraf von der CDU/CSU: Wer hat denn 


die Debatte heute beantragt? - Gegenruf des 
Abg. Dr. Uwe Küster [SPD]: Wir hoffen noch 
auf Verstand bei Ihnen!) 

Es geht um drei Themen. Erstens geht es um den Pakt 
für Forschung und Innovation. Was heißt das? Wir wol- 
len, dass jedes Jahr 3 Prozent mehr in die Haushalte der 
Max-Planck-Institute, der Helmholtz-Gemeinschaft, der 
Leibniz-Gemeinschaft, der Fraunhofer-Gesellschaft und 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft fließen, damit 
mehr Geld für Bioforschung, Geoforschung, Mobilitäfs- 
forschung, Energieforschung, Verkehrsforschung und 
auch die Geisfes- und Sozialwissenschaften zur Verfü- 
gung steht. Dieses Geld haben Sie bisher zurückgehal- 
ten. Sie haben dieses Thema - das wurde bereits gesagt - 
als Geisel genommen und faktisch eine Strategie 
verfolgt, die man am besten als „forschungspolitische 
Sonthofen-Strategie“ bezeichnen könnte, 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

nach dem Motto: Es muss nur schlecht genug laufen, da- 
mit unsere Konzepte Gehör finden. 

Damit sind Sie nicht durchgekommen. Sie merken 
allmählich, dass der Wind da gedreht hat; die öffentliche 
Meinung wendet sich gegen Sie. Deswegen drehen Sie 
jetzt bei. Nicht zuletzt sagen Ihnen die Fachminister der 
Landesebene - Gott sei Dank sogar die Ministerpräsi- 
denten -: Gebt das Geld frei! - Das ist der erste Punkt. 

Der zweite Punkt ist die Exzellenzinitiative. Worum 
geht es dabei? Wir wollen zusätzlich 1,9 Milliarden Euro 
mobilisieren, von denen wir als Bund 75 Prozent auf- 
bringen wollen. 

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: In welcher 
Zeit?) 

Es geht um Exzellenzcluster und Spitzenuniversitäten, 
meinethalben auch Spitzenfakultäten; da gibt es gar kei- 
nen Dissens, das war doch ganz offenkundig. Es geht um 
Exzellenz insgesamt. Auch diese Maßnahme haben Sie 

- das muss man ganz klar sagen - bisher angehalten. Sie 
haben verhindert, dass das Geld in diese wichtigen Be- 
reiche fließt. Auch da sind Sie die Blockierer - um ein- 
mal die Tatsachen auf den Tisch zu legen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Der dritte Punkt, über den wir in den letzten Wochen 
gesprochen haben: Unter dem Deckmäntelchen der Zu- 
ständigkeitsdebatte, der Föderalismusdebatte, wollen Sie 

- bzw. Teile von Ihnen, vor allen Dingen Ministerpräsi- 
dent Koch aus Hessen - sogar verhindern, dass der Bund 
den notwendigen Einstieg in die Masterstudiengänge 
usw. über den Bologna-Prozess modellhaft begleitet. 
Selbst das wollen Sie dem Bund mit fadenscheinigen 
Zuständigkeitsargumenten untersagen. Das versteht kein 
Mensch mehr. Diese Blockadepolitik müssen Sie aufge- 
ben. Das verlangt die deutsche Öffentlichkeit von Ihnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 
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(A) Mit dieser Geiselnahme kommen Sie nicht durch. Es 
ist gut, dass der Wind ein bisschen gedreht hat und die 
Themen am Anfang dieser Woche wieder etwas aufgelo- 
ckerter angegangen worden sind. Es gibt kein Junktim 
von unserer Seite. Wir wollen eine sachgerechte Lösung. 
Aber wir wollen eben, dass sowohl der Pakt für For- 
schung und Innovation - bis 2010 jedes Jahr 3 Prozent 
mehr - durchkommt als auch die 1,9 Milliarden Euro 
real fließen. Bitte machen Sie den Weg dafür frei! 

Jetzt zu einigen Argumenten von Frau Reiche. Zu- 
nächst komme ich auf die Finanzierungsfrage zu spre- 
chen. Ihre Auffassung dazu entbehrt nicht einer gewis- 
sen Chuzpe. Ich habe Ihre heutige Erklärung gelesen, als 
ich Ihnen vorhin zuhörte. Dort heißt es: 

Die Finanzierung der geplanten Exzellenzinitiative 
von Bundesseite steht auf tönernen Füßen. Woher 
das Geld zur Förderung der Spitzenuniversitäten 
kommen soll, ist völlig offen. Schon in diesem Jahr 
sind rund 100 Millionen Euro, die im Bundeshaus- 
halt als Hochschul- und Forschungsausgaben vor- 
gesehen sind, gesperrt. Eine solide Finanzierung 
der Regierungspläne ist wieder einmal nicht zu er- 
kennen. 

(Katherina Reiche [CDU/CSU]: Vielen Dank, 
dass Sie das noch einmal vorlesen!) 

Es ist doch vollkommen klar: Wir wollen diese Ausga- 
ben durch Subventionsabbau finanzieren. Wir wollen 
eben nicht in Beton, sondern in Köpfe investieren. Aber 
auch da stehen Sie auf der Bremse. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

(B) und bei der SPD) 

Es gibt eine ganze Reihe von Projekten, über die Sie 
vollmundig reden, aber bei denen Sie faktisch auf der 
Bremse stehen. 

(Katherina Reiche [CDU/CSU]: Sie kürzen 
beim Hochschulbau!) 

Die Abschaffung der Eigenheimzulage ist ein lang- 
wieriger Prozess, weil sie acht Jahre lang gewährt wird. 

(Zuruf von der Bundesratsbank) 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Einen Augenblick, Herr Kollege Loske. 

Dr. Reinhard Loske (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN): 

Ich kann mit den Zurufen ganz gut leben. Sie machen 
mir nichts aus. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Es kommt nicht darauf an, dass Sie damit gut leben 
können, Herr Kollege. Wir haben eine gemeinsame Ver- 
pflichtung, die für uns gesetzten Regeln einzuhalten. Ich 
mache deshalb darauf aufmerksam, dass auch noch so 
gut gemeinte spontane Debatten zwischen dem Parla- 
ment und den Vertretern der Regierung und des Bundes- 
rates nach unserer Geschäftsordnung nicht vorgesehen 
sind. 

Sie haben wieder das Wort. 


Dr. Reinhard Loske (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- (C) 
NEN): 

Entschuldigung. Ich dachte, es seien Zurufe von den 
Kollegen gemeint. Mir war entgangen, dass es Zurufe 
von der Bundesratsbank gab. Ich hatte sie aus Richtung 
der SPD wahrgenommen. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Ihr Hinweis, Herr Präsident, ist sehr berechtigt. 

Wie gesagt: Die Eigenheimzulage wird für die Dauer 
von acht Jahren gewährt. Wenn sie einmal abgebaut ist, 
dann ergibt sich eine Ersparnis von 9 bis 10 Milliarden 
Euro. Das ist viel Geld. Wenn davon nur die Hälfte in 
Bildung und Forschung fließen würde, dann wäre sehr 
viel gewonnen. Sie sollten sich das also noch einmal 
überlegen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein weiterer Punkt, Frau Reiche. Sie haben selbst das 
Ganztagsschulprogramm in die Liste derjenigen Projekte 
eingereiht, 

(Jörg Tauss [SPD]: Und Bologna!) 

die uns angeblich nichts angehen und in die wir uns 
nicht einmischen sollen. Mon Dieu! Ist etwa die Ganz- 
tagsbetreuung und das Fortkommen im Bereich der Bil- 
dung keine Aufgabe des Bundes? Ich würde sagen: Das 
ist sie sehr wohl. 

(Beifall des Abg. Jörg Tauss [SPD] - Klaus- 

Peter Willsch [CDU/CSU]: Nein, das ist sie (D) 

nicht!) 

Wenn wir bei der PISA-Studie international schlecht da- 
stehen, dann fragt doch kein Mensch nach der Situation 
in Bremen, Nordrhein- Westfalen, Bayern und Baden- 
Württemberg, sondern es wird auf Deutschland insge- 
samt geschaut. Deswegen ist es gut, dass wir diesen Pro- 
zess unterstützen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Klaus-Peter Willsch [CDU/ 

CSU]: Das ist doch falsch! Sie wissen es 
doch!) 

Ein letzter Punkt. Es wird fortwährend davon gespro- 
chen, dass immer mehr Forscher unser Land verlassen. 

Wir sollten einmal auf der Basis von Zahlen diskutieren. 

Es gibt eine Debatte um Braindrain, Braingain und 
Braincirculation. Wir sind auf dem Weg, dass der Wis- 
senschaftsstandort Deutschland wieder attraktiver wird. 
Deutsche Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die 
im Ausland gewesen sind, kehren zu uns zurück, weil 
unser System besser wird. Es kommen auch zunehmend 
Forscherinnen und Forscher aus dem Ausland zu uns. 

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Was? - Emst 
Hinsken [CDU/CSU]: Bei Ihnen nicht!) 

Mein letzter Satz kann wie in der letzten Woche nur 
lauten: Hören Sie endlich auf, den Forschungsstandort 
Deutschland schlechtzureden; denn er ist wesentlich bes- 
ser, als Sie ihn darstellen. 
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(A) (Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Zuruf des Abg. Emst 
Hinsken [CDU/CSU] - Gegenraf des Abg. 

Jörg Tauss [SPD]: Herr Hinsken, wir sind hier 
doch nicht in Passau!) 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Das Wort hat nun der Kollege Helge Braun für die 
CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Heige Braun (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Die gestrige Rede des Bundespräsidenten ist 
hier schon mehrfach bemüht worden. Wir können seiner 
Aussage, dass wir einen nationalen Aufbruch für Bil- 
dung, Forschung und Familie brauchen, der unserer Ge- 
sellschaft Zukunftsglauben und Zusammenhalt gibt, si- 
cherlich alle beipflichten. 

Herr Loske, Sie sagen, man solle aufhören, Bildung 
und Forschung und die Maßnahmen in diesem Bereich 
schlechtzureden. Aber es konnte bisher noch nicht der 
Eindruck erweckt werden, dass die SPD diese Debatte 
heute deshalb beantragt hat, um die Fortschritte in der 
Bund/Länder-Kommission zu loben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir müssen in dem Umfang besser sein, in dem wir 
teurer sind. Deshalb ist eine nationale Kraftanstrengung 
auf dem Gebiet der ForschungsfÖrderang erforderlich. 
Bei knappen Kassen ist es aber auch sehr wichtig, dass 
wir darüber reden, welchen Mechanismus wir wählen, 
die Forschungsförderung auf geeignete Art und Weise 
durchzuführen. 

Deshalb isf der von den B-Ländem vorgelegte Vor- 
schlag, wie wir Spitzenuniversitäten fördern, genau der 
richtige Ansatz. Es geht eben nicht darum, dass wir in ei- 
nem politisch wie auch immer besetzten und gesteuerten 
Gremium uns darüber Gedanken machen, welche Kör- 
perschaften in Zukunft gefördert werden sollen. Es ist 
ein völlig wissenschaftsfremdes Verfahren, Universitä- 
ten als Ganzes oder einzelne Fachbereiche zu fördern. 
Wissenschaftlicher Austausch entsteht vielmehr auf der 
Basis Forscher gegen Forscher sowie Projektgmppe ge- 
gen Projektgruppe. 

(Dr. Reinhard Loske [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Forscher mit Forscher!) 

- Forscher mit Forscher. Ich akzeptiere Ihren Ein- 
wand. - Wir haben bei der DFG ein weltweit anerkann- 
tes Verfahren, wie wir die Exzellenz beurteilen und Geld 
vergeben können. Warum sollen wir uns dieses Verfah- 
rens an der Stelle nicht bedienen? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Deshalb ist es auch aus Sicht der B-Länder und der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion vollkommen richtig, im 
Pakt für Forschung und Innovationen eine langfristige 
Finanzierungszusage zu geben. Richtig ist aber auch, 
dass gerade die Bundesregierung diesem Anspruch in 


der Vergangenheit mit der Überrollung der Haushalte (C) 
wiederholt, insbesondere im Haushaltsjahr 2003, nicht 
gerecht geworden ist; 

(Ulrike Flach [FDP]: Leider, leider!) 
auch das muss man einmal erwähnen dürfen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Von welcher Überrollung 

reden Sie denn? - Gegenruf der Abg. 

Katherina Reiche [CDU/CSU]: Retrograde 

Amnesie bei Herrn Tauss!) 

- Beim Haushalt 2003 waren Sie diejenigen, die das Ver- 
sprechen eines Aufbaus der Mittel um 3 Prozent im No- 
vember gekündigt haben. 

(Jörg Tauss [SPD]: Im Jahr darauf korrigiert! 

Seriös bleiben!) 

Eine Offensive ist notwendig. Zeitgleich muss aber 
mehr passieren. Das Thema Vollkostenfmanzierung ist 
in diesem Zusammenhang wichtig. In England wird dies 
jetzt umgesetzt. Wie Infrastrukturen von der Forschung 
in Anspruch genommen werden, ist doch eigentlich lo- 
gisch nachvollziehbar. Da, wo besonders viel exzellente 
Forschung gemacht wird, wird die Infrastruktur der Uni- 
versitäten in besonderer Art und Weise genutzt. Die 
Vollkostenfinanzierung ist das richtige Modell, um die 
Infrastruktur da, wo besonders viel und besonders gute 
Spitzenforschung gemacht wird, an diese Erfordernisse 
in idealer Weise exzellenzorientiert anzupassen. Deshalb 
ist dies für Deutschland ein notwendiger Schritt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Jetzt hat die Bund/Länder-Kommission eine Arbeits- 
gruppe gebildet, um in kürzester Zeit zwischen diesen 
Positionen zu vermitteln und zu einem vernünftigen 
Ergebnis zu kommen. In dieser Situation beantragen 
Rot und Grün eine Aktuelle Stunde, um die Haltung 
der B-Länder oder die Haltung der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion bzw. der Union insgesamt zu kritisieren. In- 
wieweit das ein Aufbruch für Bildung und Forschung in 
Deufschland ist, kann ich nicht erkennen. Insofern soll- 
ten Sie sich die Mahnungen des Bundespräsidenten in 
besonderer Weise ansehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In einer schwierigen Zeit ist es aus meiner Sicht wichtig, 
das Geld für Bildung und Forschung sinnvoll, exzellenz- 
orientiert und geeignet einzusetzen. Das bedarf durchaus 
der Zusammenarbeit von Bund und Ländern. 

Die vollmundigen Ankündigungen, woher Sie das 
ganze Geld nehmen wollen, und das scheinbare Vor- 
sich-Hertreiben der Länder stehen in keinem Verhältnis 
zu dem, was Sie an solider Finanzierungsgrundlage in 
Höhe von 1,9 Milliarden Euro bisher vorgelegt haben. 

Hier hat die Bundesregierung die große Aufgabe, nach- 
zuarbeiten und dieses Finanzierungsangebot überhaupt 
glaubwürdig zu machen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Das wollen Sie doch nicht 
einmal testen!) 

An dieser Stelle sei ein historischer Vergleich erlaubt. 

Es ist eine große Kraftanstrengung, Bildung und For- 
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(A) schung in diesem Umfange zu finanzieren. Aber Bil- 
dungs- und Forschungspolitiker sollten an dieser Stelle 
gemeinsam hantieren. Denn es ist wahr: Es war immer 
wichtig, Geld für die Forschung auszugeben. Dies war 
vor allem dann wichtig, wenn die Zeiten schwierig wa- 
ren. Da ist schon früher Großes geleistet worden. 
Wilhelm von Humboldt hat 1810 seinen Antrag zur 
Gründung der Berliner Universität folgendermaßen ein- 
geleitet: Es wird befremdend erscheinen, dass die Sek- 
tion des öffentlichen Unterrichts im gegenwärtigen 
Augenblick einen Plan zur Sprache bringt, dessen Aus- 
führung ruhigere und glücklichere Zeiten vorauszuset- 
zen scheint. 

Das ist wahr. Wir haben zwar eine schwierige Zeit; 
aber wir haben auch einen guten Ansatz. Den sollten wir 
jetzt verwirklichen. Da kann es nicht die Aufgabe von 
Rot-Grün sein, den in Gang gesetzten Prozess hier in un- 
geeigneter Art und Weise zu kritisieren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Das Wort erhält die Kollegin Dr. Carola Reimann, 
SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Dr. Carola Reimann (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Um 

(B) die Chancen der deutschen Forschung im internationalen 
Wettbewerb zu verbessern, hat Bundesministerin 
Bulmahn bereits im Januar letzten Jahres im Rahmen der 
Innovationsoffensive der Bundesregierung die Initiative 
für einen Pakt für Forschung und Innovationen initiiert. 
Nach monatelangen Verhandlungen haben sich die Bun- 
desregierung und die Länder im November letzten Jah- 
res auf den Pakt für Forschung und Innovationen ver- 
ständigt. 

Ziel des Paktes - das ist schon gesagt worden - ist die 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen For- 
schung. Bis zum Jahre 2010 soll großen Forschungs- 
und Wissenschaftsorganisationen durch eine jährliche 
Erhöhung der institutionellen Förderung um 3 Prozent 
die dringend benötigte Planungssicherheit ermöglicht 
werden. Das ist ein Zuwachs von 3 Prozent für bessere 
Leistungen, ein Zuwachs für stärkere Kooperationen und 
damit auch ein Zuwachs für mehr Wettbewerbsfähigkeit 
für die deutsche Forschung. 

Aber, Kolleginnen und Kollegen, schon für dieses 
Jahr hätte der Pakt für Forschung und Innovation den 
Forschungseinrichtungen zusätzlich 150 Millionen Euro 
eingebracht und neue Möglichkeiten eröffnet. 

(Jörg Tauss [SPD]: Ja!) 

Am 16. Dezember dann aber haben die Ministerpräsi- 
denten die Entscheidung über den Pakt und über den 
Wettbewerb zur Förderung von Spitzenuniversitäten ver- 
tagt. Unter dem Vorwand der Föderalismusdebatte und 
mit einem für mich unsachlichen und unsinnigen Junk- 


tim zwischen Pakt für Forschung auf der einen Seite und (C) 
dem Wettbewerb, der Exzellenzinitiative, auf der ande- 
ren Seite legten die Ministerpräsidenten der Union beide 
Projekte auf Eis. 

(Helge Braun [CDU/CSU]: Wer spricht jetzt 
von Junktim?) 

Inzwischen sind 14 lange Monate ins Land gegangen; 

(Jörg Tauss [SPD]: Ja, die haben Zeit!) 

wertvolle Zeit ist auf Kosten der Forschung und auf Kos- 
ten der Wissenschaftsorganisationen verstrichen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Ulrike 
Flach [FDP]) 

Im letzten Monat ist die Hochschulrektorenkonferenz 
noch einmal aktiv geworden und hat die Blockade der 
ExzellenzfÖrderung massiv gerügt - wie ich finde, zu 
Recht. 

Jetzt, nach 14 Monaten, legen Frankenberg und 
Schavan ein Papier mit der Überschrift „Forschungs- 
offensive Deutschland“ auf den Tisch. 

(Jörg Tauss [SPD]: Wieder was Neues! - 
Helge Braun [CDU/CSU]: Das ist aber sehr 
gut im Inhalt!) 

Das kommt mir wie eine Art Ersatzhandlung vor, mit der 
die monatelange Untätigkeit überspielt werden soll. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn eine Forschungsoffensive hätten Sie schon am (D) 
16. Dezember letzten Jahres mit der Zustimmung der 
Unionsministerpräsidenten zum Pakt für Forschung und 
Innovation starten können. Eine Einigung der Wissen- 
schaftsminister - auch wenn einige davon nichts mehr 
wissen wollen - war bereits im November letzten Jahres 
erzielt. Ohne diese Blockade könnte mit den 
150 Millionen Euro, die für dieses Jahr zur Verfügung 
stehen, in den Instituten schon gearbeitet werden. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN sowie der Abg. Ulrike Flach 
[FDP]) 

Das, finde ich, ist ein Jammer. 

Das Taktieren der Unionsregierungschefs und der 
CDU/CSU insgesamt halte ich für leicht zu durch- 
schauen. Sie fürchten, dass die Bundesregierung mit der 
Bereitstellung dieser Mittel in Milliardenhöhe einen Vor- 
teil für das kommende Wahljahr haben könnte. Mit der 
Blockade wollen Sie natürlich die Bundesregierung tref- 
fen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Geiselhaft!) 

Aber Sie treffen damit Wissenschaft und Forschung in 
unserem Land. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Das sind die Verlierer der Blockadehaltung. Mit Ihrer 
Haltung machen Sie Forschungseinrichtungen und 
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(A) Hochschulen in der Tat zu Geiseln der Ministerpräsiden- 
ten. 

(Dr. Uwe Küster [SPD]: Sie schaden dem 
Standort Deutschland!) 

Sie verhindern, dass die Hochschulen ihre vorhandenen 
Potenziale stärker nutzen können. 

In den von Ihnen regierten Ländern ziehen Sie sich 
darüber hinaus zunehmend aus Ihrer Verantwortung für 
die Hochschulen und die Hochschulförderung insgesamt 
zurück. Ich komme aus Braunschweig und habe daher 
das Beispiel Niedersachsens gut vor Augen, Herr 
Stratmann. 

(Jörg Tauss [SPD]: Oh je!) 

Da erleben wir momentan unter dem, wie ich finde, 
euphemistischen Etikett eines so genannten Hochschul- 
optimierungsprogramms ein Einsparprogramm, 

(Jörg Tauss [SPD]: Kahlschlagprogramm!) 

das die Universitäten finanziell aushungert. Jetzt wollen 
Sie sich mit dem Papier als Retter präsentieren, indem 
Sie mit der Forderung nach einer Vollkostenfinanzierung 
quasi Kuchen für alle in Aussicht stellen, den Sie aber 
selbst gar nicht bezahlen können. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Dabei geben Sie selbst ja kaum Brot für die Hochschulen 
in den von Ihnen regierten Ländern. 

Was wir bisher erlebt haben, ist ein allzu durchsichti- 
ges Manöver der Unionsministerpräsidenten. Sie haben 
durch ihr Nichtentscheiden zusätzliche Chancen und 
Entwicklungsmöglichkeiten für unsere Forschungsein- 
richtungen und Hochschulen auf Eis gelegt. Aber am 
Wochenende ist ja Frühlingsanfang. Ich würde mich 
freuen, wenn Sie dabei mithelfen würden, das föderale 
Ideologieeis zum Schmelzen zu bringen, damit die be- 
reitgestellten Gelder endlich fließen können. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Nächster Redner ist der Kollege Dr. Christoph 
Bergner, CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Dr. Christoph Bergner (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Eigentlich wollte ich mich 
bei dieser Debatte von dem Geist dieser Woche inspirie- 
ren lassen: 

(Zuruf von der SPD: Na, na, na!) 

Gestern die Bundespräsidentenrede, morgen der Job- 
gipfel - alles das sendet Zeichen aus. Bremsen zu lösen 
und Blockaden zu lockern. 


(Dr.Reinhard Loske [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Dann gehen Sie mal runter! - 
Dr. Uwe Küster [SPD]: Tun Sie den Fuß auf 
das Gaspedal und es geht los!) 

Auf diese Sicht der Dinge hatte ich mich eingestellt und 
war daher geneigt, zu begrüßen, dass die Bund/Länder- 
Kommission am Montag eine Presseerklärung mit der 
Überschrift „BLK will Exzellenzinitiative voranbrin- 
gen“ verabschiedet hat. Ich war bereit, der eingesetzten 
Arbeitsgruppe einen raschen und nachhaltigen Erfolg zu 
wünschen. Dann haben Sie Ihre Debatte begonnen, ver- 
ehrte Frau Kollegin Berg. Dadurch sind wir wieder bei 
der kleinen Münze angekommen, dabei, dass Sie im 
Rahmen der Eliteinitiative an dem dritten Förderstrang 
der Eliteuniversität wie das Kleinkind an seinem Spiel- 
zeug Festhalten wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es geht doch nicht um die 1,9 Milliarden Euro, 

(Jörg Tauss [SPD]: Doch!) 

sondern es geht um die Frage, ob es wirklich sinnvoll ist 
- das haben wir schon im Ausschuss diskutiert -, den 
Wettbewerb in der Wissenschaft, den wir wollen, als ei- 
nen Wettbewerb zwischen Körperschaften zu definieren 
und als Schiedsrichter womöglich noch die Bundesbil- 
dungsministerin einzusetzen. Dies wäre erkennbar mit 
der Versuchung verbunden, 

(Jörg Tauss [SPD]: Das ist reine Unterstel- 
lung!) 

im Wahljahr auch noch die Preisvergabe mit einer seg- 
nenden Geste zu verbinden, als käme das Geld nicht 
vom Steuerzahler, sondern von ihr selber. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Widerspruch bei 
der SPD) 

Wer Forschungsförderung will, sollte nicht diese Propa- 
gandamasche verfolgen, sondern Forschungsförderung 
voller Vertrauen denen überlassen, die wirklich etwas 
davon verstehen, nämlich der Deutschen Forschungs- 
gemeinschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Herr Tauss, wenn Sie in diesem Zusammenhang den 
Vorwurf des Verteilens nach dem Gießkannenprinzip er- 
heben, sollten Sie sich darüber klar werden, wie weitrei- 
chend dieser Vorwurf ist. Sie stellen damit die gesamte, 
international hochanerkannte Forschungsförderung 
durch die DFG infrage. Der Mechanismus der Förderung 
ist doch derselbe, aber die Art der Förderung umfasst 
auch Grundausstattungselemente an der Hochschule. Ich 
halte das für einen richtigen und durchaus vernünftigen 
Ansatz; er hält auch internationalen Vergleichen stand. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Kommen Sie doch aus diesem Schützengraben im 
Zusammenhang mit dem dritten Förderstrang heraus! 
Führen Sie eine offene Diskussion über die eigentlichen 
Probleme, zu deren Bewältigung die A-Länder nach 
meiner Beobachtung übrigens durchaus bereit waren. 
Wenn endlich die „kleine Münze“ beiseite gelegt wird, 
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Dr. Christoph Bergner 

(A) können wir in einer Debatte wie dieser über die eigentli- 
chen Probleme sprechen. Diese sind aus meiner Sicht: 
Wir brauchen Ehrlichkeit in der Finanzierungsfrage 

(Beifall des Abg. Jörg Tauss [SPD]) 

und wir brauchen eine Verständigung über das Leitbild 
der Hochschule von morgen. 

Erstens zur Ehrlichkeit in der Finanzierungsffage: 

(Beifall des Abg. Jörg Tauss [SPD]) 

- Herr Tauss, ich weiß gar nicht, für wen Sie klatschen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Für Ehrlichkeit! - Emst 
Hinsken [CDU/CSU]: Für sich selber!) 

Glauben Sie, dass es ehrlich ist, Deckungsvorschläge auf 
einer Rechtsgmndlage zu machen, die überhaupt noch 
nicht besteht? Glauben Sie, dass es ehrlich ist, auf Ver- 
pfhchtungsermächtigungen zu verweisen, die die ge- 
nannte Summe überhaupt nicht abdecken? Das bezieht 
sich auf den Bund. 

Ich weiß natürlich, dass sich die Länder - das hat 
Minister Stratmann, wie ich finde, mit bemerkenswerter 
Offenheit gesagt -, die die Hauptlast der Kosten zu tra- 
gen haben, vor allen Dingen die unflexiblen Personal- 
kosten, in einer außerordentlich schwierigen Situation 
befinden. 

(Jörg Tauss [SPD]: Sollen wir das bezahlen?) 

(B) “ Tauss, ich sage doch nicht, dass Sie es bezahlen 
müssen. Mir geht es nur dämm, klar zu machen, dass 
man ehrlich miteinander umgehen muss und nicht den 
anderen in seiner Finanznot vorzuführen versucht, 

(Ute Berg [SPD]: Dann sagen Sie doch, was 
Sie wollen!) 

wenn er an einer bestimmten Stehe bekennen muss, dass 
diese Leistungen nicht mehr im Rahmen seiner finan- 
ziellen Möglichkeiten hegen. 

Wir werden auch noch einmal über das Lissabon-Ziel 
sprechen müssen; denn angesichts der mittelfristigen 
Finanzplanung Ihres Finanzministers rückt die Errei- 
chung des Lissabon-Ziels für mich in immer weitere 
Feme. Im Interesse der Forschung, der wir keine Fata 
Morgana vorgaukeln dürfen, möchte ich, dass wir über 
einen wirklich realistischen Finanzrahmen reden. 

Für den zweiten Punkt, die Verständigung über das 
Leitbild der Universitäten, bleibt leider nur noch wenig 
Zeit. 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Herr Kollege, ich muss Sie darauf aufmerksam ma- 
chen, dass gar keine Zeit mehr bleibt und Sie insofern 
zum Schluss kommen müssen. 

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Emst Hinsken [CDU/CSU]: Das ist sehr 
schade!) 


Dr. Christoph Bergner (CDU/CSU): 

Herr Präsident, das ist sehr schade. Ich kann nur da- 
rauf hoffen, dass die Koalitionsfraktionen bald wieder 
eine Aktuelle Stunde zu diesem Thema beantragen. 
Dann würde ich meine Ausführungen gerne fortsetzen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Dr. Uwe Küster [SPD]: Dann können Sie Ihre 
alten Reden hier nachhaltig anbringen!) 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Ich bitte um Nachsicht, aber das vorhin schon einmal 
strapazierte Reglement unserer Aktuellen Stunde ist gna- 
denlos. Es heißt nun einmal schlicht und ergreifend: 

Der einzelne Redner darf nicht länger als fünf Mi- 
nuten sprechen. 

(Dr. Reinhard Loske [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN]: Nur Rednerinnen dürfen länger!) 

Deswegen muss ich mich bei einer gewissen Überschrei- 
tung dieser eindeutig geregelten Redezeit zu Wort mel- 
den. 

Nun hat der Kollege Heinz Schmitt für die SPD-Frak- 
tion das Wort. 

(Beifall bei der SPD) 

Heinz Schmitt (Landau) (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr ge- 
ehrter Herr Bergner, ich freue mich darüber, dass die 
Bund/Länder-Kommission für Bildungsplanung und 
ForschungsfÖrdemng in einem Punkt, nämlich beim 
Pakt für Forschung und Innovation, eine Einigung erzielt 
hat. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich betone also - Sie haben das vorhin vermisst - das 
Positive. Wir ermöglichen mit diesem Pakt den großen 
Forschungs- und Wissenschaftsorganisationen eine grö- 
ßere finanzielle Planungssicherheit. Es ist sehr be- 
grüßenswert, dass sich die Wissenschaftsminister der 
unionsgeführten Länder nun endlich zumindest punk- 
tuell bewegen; denn - wir alle wissen das - Wissen- 
schaft und Forschung sind von größter Bedeutung für 
unser Land. 

Trotz aller Zufriedenheit über die teilweise Verständi- 
gung am Montag ist es ärgerlich, dass wir dieses Ergeb- 
nis nicht bereits früher erzielen konnten. Es war unnötig, 
dass Vonseiten der Union die Förderung von Wissen- 
schafts- und Forschungseinrichtungen zur parteipoliti- 
schen Verhandlungsmasse gemacht wurde; in Sachen 
Spitzenhochschulen wird es weiterhin dazu gemacht. Es 
geht wieder Zeit verloren, wenn sich eine weitere Ar- 
beitsgruppe mit dem Thema Exzellenzinitiative befassen 
soll. 

(Beifall bei der SPD) 
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(A) Das ist nicht gut; denn Wissenschaft und Forschung sind 
denkbar schlecht dazu geeignet, für parteitaktische 
Spielchen herzuhalten. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Ulrike 
Flach [FDP] - Klaus Peter Willsch [CDU/ 
CSU]: Dann lassen Sie es doch!) 

Gerade auf diesem Gebiet zählt jeder Monat, damit wir 
weiter international bestehen können. Der Wettbewerb in 
Wissenschaft und Forschung ist hart; das wissen wir. 
Außerdem stehen die Forschungseinrichtungen bereits 
ungeduldig in den Startlöchem. 

Wenn wir in Deutschland etwas schnell in Gang set- 
zen können, dann sind es gerade diese wichtigen neuen 
Weichenstellungen in der Wissenschafts- und For- 
schungspolitik. Vielleicht sollten Sie von der CDU/CSU 
dies Ihren beiden Parteivorsitzenden mit auf den Weg 
geben, bevor sie morgen mit dem Bundeskanzler Zusam- 
mentreffen. Das ist etwas, das man sehr schnell voran- 
bringen kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Gegensatz zu den arbeitsmarktpolitischen Modellen, 
die Sie bereits diskutieren, ist es ein konstruktiver und 
zukunftsweisender Ansatz für schnelle Reformen in 
Deutschland. 

Trotz der schwierigen Haushaltslage haben wir die 
Ausgaben für Bildung und Forschung seit 1998, seit wir 
in der Verantwortung stehen, um über 32 Prozent erhöht. 
Das ist ein sichtbarer Erfolg. Wir alle wissen: Wir müs- 

(B) sen in diesem Bereich mehr tun. Bildung, Wissensehaft 
und Forschung haben für uns weiterhin oberste Priorität. 
Wir befinden uns damit im Einklang mit der Lissabon- 
Strategie, die der Europäische Rat im Jahre 2002 formu- 
liert hat. 

Wir wollen die Ausgaben für Bildung und Forschung 
auf 3 Prozent des Bruttoinlandsproduktes steigern. Wir 
wissen aber, dass wir das nicht alleine schaffen können. 
Wir brauchen dazu die Länder und die Unterstützung der 
Wirtschaft. Wir müssen Mittel frei machen, um die Maß- 
nahmen mit dem Ziel weiterer Verbesserungen solide zu 
finanzieren. 

Wir werben schon seit langem dafür, die Eigenheim- 
zulage zu streichen, um die eingesparten Mittel in Bil- 
dung und Forschung zu stecken. Wir wissen: In vielen 
Gegenden unseres Landes ist der Wohnungsmarkt gesät- 
tigt. Das Angebot liegt dort über der Nachfrage. Die ur- 
sprüngliche Aufgabe, genügend Wohnraum zur Verfü- 
gung zu stellen, ist zum großen Teil erledigt. Für 
staatliche Anreize besteht - anders als in den vergange- 
nen Jahrzehnten - im Augenbliek kein Bedarf mehr. Nie 
waren die Marktzinsen günstiger als zurzeit. Wer sieh 
den Wunsch nach den eigenen vier Wänden erfüllen 
möchte, kann dies weiterhin tun. Wir sind also der Mei- 
nung, dass wir auf diese Subventionen im Wohnungsbau 
verzichten können. 1 5 Milliarden Euro könnten wir so 
bis zum Jahr 2010 einsparen. Das sind 15 Milliarden 
Euro für eine gute Ausbildung junger Menschen, für 
leistungsfähige Wissenschafts- und Forschungseinrich- 
tungen. 


Der Bundespräsident hat gestern in seiner Rede, die (C) 
heute schon ein paar Mal zitiert wurde, gesagt: 

Unser Land braucht bei Bildung, Wissenschaft und 
Forschung keine Querelen, sondern rasches Han- 
deln. 

Ich füge für alle, die sich hinter Gerichtsurteilen verste- 
cken, dieser bedeutenden Rede noch einen Satz hinzu: 

Wir brauchen auch keine Kleinstaaterei in der Bildungs- 
politik. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Cornelia 
Pieper [FDP]) 

Unsere Vorschläge liegen auf dem Tisch. Wir können 
uns rasch darauf einigen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Ich erteile dem Kollegen Klaus-Peter Willsch, CDU/ 
CSU-Fraktion, das Wort. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Kiaus-Peter Willsch (CDU/CSU): 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Es wird hier viel von Taktik und von der Ge- 
schäftsordnung gesprochen. Aueh die Öffentlichkeit soll 
einmal erfahren, warum wir heute eigentlich diese De- 
batte führen. Wir führen sie nicht, weil Sie sich in Ihrer (D) 
Fraktion nicht richtig durchsetzen können, sondern weil 
es Ihrer Fraktionsgeschäftsführung wichtig war, eine 
Aktuelle Stunde zum Thema Stabilitätspakt zu verhin- 
dern. Das konnten Sie, indem Sie dieses Thema gewählt 
haben. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

Dabei hätten wir vor dem EU-Gipfel noch gern einmal 
über den Stabilitätspakt diskutiert. 

Aber wir wollen ja über das aktuelle Thema spreehen. 
leh will kurz auf zwei, drei Punkte eingehen; es ist ja im- 
mer so am Ende einer Aktuellen Stunde, dass sich eini- 
ges angesammelt hat. 

Herr Loske, ieh verstehe, dass Sie hier leichterhand 
über den Einwand hinweggehen, dass man sich durchaus 
der Mühe unterziehen sollte, die Länderergebnisse von 
PISA zu betrachten; denn das muss Ihnen unangenehm 
sein. Sie müssten nämlich bei der Länderbetrachtung 
feststellen, dass die Migrantenkinder an den Schulen in 
Bayern besser abschneiden als die deutschen Kinder bei 
Ihnen in Nordrhein- Westfalen. Das ist natürlich ein Er- 
gebnis, das Sie nicht so gerne lesen. Aber Sie sollten es 
zur Kenntnis nehmen, wenn Sie etwas besser machen 
wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Zuruf von der SPD: 

Da muss man einmal genau hinschauen!) 

- Das hat etwas mit Föderalismus zu tun; das ist ein sehr 
richtiger Hinweis. Wir müssen aber feststellen, dass Rot- 
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Klaus-Peter Willseh 

(A) Grün seit der Regierungsübemahme hartnäckig ver- 
sucht, dieses Thema entgegen der grundgesetzlichen 
Ordnung einseitig zu dominieren - 

(Katherina Reiche [CDU/CSU]: Richtig!) 

ohne dass dem ganzen Gerede hinterher Taten folgten! 
Das ist der Grund dafür, dass, wie meine Kollegin 
Reiche festgesteht hat, eine Verhärtung in der bildungs- 
und in der forschungspolitischen Diskussion eingetreten 
ist. Sie rechnen sich ständig schön. Schauen wir uns 
doch einmal die Zahlen an: Ihr Suppenküchenpro- 
gramm, die 4 Milliarden Euro für die Ganztagsbefreu- 
ung, ist Ihr einziger Punkt, in dem Sie überhaupt einen 
einigermaßen ordentlichen Zuwachs zu verzeichnen ha- 
ben - und den dürfen Sie im Einzelplan 30 nicht einmal 
etatisieren, weil es unzulässig wäre. Wenn Sie sich an 
die Haushaltsberatungen für dieses Jahr erinnern, müs- 
sen Sie feststellen, dass Sie beim Ausbau und Neubau 
von Hochschulen, wo wir 2002 noch bei 1,1 Milliarden 
Euro lagen, inzwischen bei 925 Millionen hegen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Wo waren wir denn 1998? - 
Emst Hinsken [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Wir haben Anträge auf Erhöhung gestellt - Sie sind de- 
nen nicht gefolgt. Im Gegenteil, Sie haben darüber hi- 
naus 63 Millionen Euro unter Sperre gesteht mit dem 
Hinweis, dass Sie die Eigenheimzulage abschaffen 
möchten. Dabei wissen Sie, dass sie nicht abgeschafft 
werden wird. Weitere 30 Millionen Euro für die Ressort- 
forschung haben Sie ebenfalls unter den Vorbehalt von 
Luftnummem gestellt. Die Eigenheimzulage wird für 

(B) Sie der Eurofighter, der sonst immer herhalten musste, 
wenn nicht erfüllbare Wünsche dargestellf werden soll- 
ten. 

Wir haben mit dem Gmndgesetz eine klare Verteilung 
der Kompetenzen zwischen Bund und Ländern. Frau 
Wicklern, was ist das denn für eine Art des Umgangs 
miteinander, wenn mitten in der nun wirklich intensiv 
und engagiert geführten Diskussion über die Reform des 
Föderalismus einfach so dahergesagt wird: Wir machen 
jetzt Eliteunis. Macht mit oder lasst es bleiben! Das 
kommt so, wie wir das sagen!? 

(Emst Hinsken [CDU/CSU]: So ist es! - Jörg 
Tauss [SPD]: Das ist falsch!) 

Wenn man so vorgeht, ist doch völlig klar, dass man 
überhaupt keinen Konsens sucht, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

sondern die Schuld am Scheitern dem anderen zuschie- 
ben möchte und an einem Ergebnis im Grunde genom- 
men nicht interessiert ist. Das ist der Schluss, den ich 
daraus gezogen habe. Ich habe in der Föderalismuskom- 
mission gesessen 

(Swen Schulz [Spandau] [SPD]: Sie waren das 
also!) 

und gesehen, wie Sie, wie Ihre Regiemng diese notwen- 
dige Reform des Föderalismus mutwillig an die Wand 
gefahren hat, indem Fordemngen hinsichtlich des Bil- 
dungsbereiches erhoben wurden, von denen man von 


vornherein wusste, dass die Länder dazu nicht bereit sein 
würden. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Uwe Küster 
[SPD]: Das ist doch peinlich!) 

Wenn Sie schon über das Ergebnis der Bund/Länder- 
Kommission diskutieren: Wir wollen hier Brücken 
bauen. 

(Lachen bei der SPD - Dr. Reinhard Loske 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Wie bei 
Wilhelm Busch!) 

Wir wollen, dass dieses Geld den Hochschulen zur Ver- 
fügung gestellt wird. 

(Emst Hinsken [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Wir wollen, dass es in der Bildungspolitik insgesamt 
einen Wettbewerb gibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben keine Angst vor dem Föderalismus, wir wol- 
len die Chancen des Föderalismus nutzen: Im Wettbe- 
werb mögen sich die besseren Ideen durchsetzen. Im 
Wettbewerb wollen wir Exzellenz erreichen. 

(Andrea Wicklern [SPD]: Ja, das wollen wir 
auch!) 

- Dann machen Sie doch endlich mit! Gehen Sie doch 
den Schritt! Wir sind bereit dazu. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir wollen, dass Forschung in Deutschland besser 
gefordert wird. Wir wollen, dass Forschung und Exzel- 
lenz in Deutschland ausgebaut werden, weil wir wissen, 
dass wir damit Arbeitsplätze für dieses Land gewinnen 
werden. Das ist das Wichtigste, das wir in dieser Zeit 
brauchen: Arbeit, Arbeit, Arbeit. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Letzter Redner in dieser Aktuellen Stunde ist der Kol- 
lege Jörg Tauss für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Jörg Tauss (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Lieber Kollege Willseh, Wilhelm Busch ist schon be- 
müht worden; es passt in der Tat. Wie heißt der Text dort 
so schön? 

. . . mit der Säge, 

Ritzeratze! voller Tücke, 

In die Brücke eine Lücke. 

Das ist das, was Sie tun. Das war ein sehr schönes Bild 
für das, was Sie hier freiben. 

(Emst Hinsken [CDU/CSU]: Und Sie, Herr 
Tauss, auf der Brücke!) 
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(A) Sie haben Bayern als Modell für eine gelungene Inte- 
grationspolitik dargestellt. Das ist ja wunderbar. Kollege 
Hinsken, seien Sie ganz entspannt. Was ist mit den 
Migrantenkindem in Bayern? Letzen Freitag war der ita- 
lienische Botschafter bei mir. 

(Emst Hinsken [CDU/CSU]: Was?) 

Wir saßen im Bundestagsrestaurant und er hat sich bei 
mir beklagt, dass es kein Land in Deutschland gibt, in 
dem mehr italienische Kinder in Sonderschulen abge- 
schoben werden als in Bayern. Sie sind noch nicht ein- 
mal in der Lage, die katholischen Kinder in Bayern zu 
integrieren! Das ist Ihre Integrationspolitik. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN - Lachen bei der CDU/CSU 
und der FDP - Emst Hinsken [CDU/CSU]: 

Um Gottes willen!) 

Kollege Loske hat die Frage gestellt, wamm wir hier 
diskutieren. Ich denke, ich kann die Frage beantworten: 
Solange Ihre Blockadepolitik dazu fuhrt, dass der Wis- 
senschaft und der Forschung jeden Monat Millionen ent- 
zogen werden, sollten wir diesen Skandal in der Tat so 
oft es geht hier im Deutschen Bundestag öffentlich ma- 
chen. Ich bin sehr dafür. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN - Klaus-Peter Willsch [CDU/ 
CSU]: Durchschnittlicher Volksschauspieler!) 

Alle Rednerinnen und Redner haben es erwähnt und 
auch ich bin froh - das sage ich ausdrücklich dass in 
(ß) den Pakt Bewegung gekommen ist. Darüber, woran das 
nun lag, mag sich irgendwann gnädigerweise der 
Schleier der Geschichte breiten. Ich behaupte, es lag vor 
allem daran, dass Sie dem Druck, den Wissenschaft und 
Hochschulen Ihnen gegenüber ausgeübt haben, nicht 
länger standhalten konnten. Sie mussten sich wenigstens 
in einem minimalen Feld endlich bewegen und konnten 
den Pakt für Forschung nicht länger blockieren. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Nichtsdeslotrotz blockieren Sie natürlich immer noch. 
Darauf komme ich gleich zu reden. 

Liebe Frau Reiche, ich habe aufgehört, mich über Sie 
aufzuregen. Es macht wirklich keinen Sinn und Spaß. 

(Emst Hinsken [CDU/CSU]: Sie haben ja auch 
keinen Anlass dazu! - Ute Berg [SPD]: Sie ist 
gar nicht mehr da!) 

- Sie ist ja auch gar nicht mehr da. Wahrscheinlich ist sie 
wieder bei einer Party. - Vergleichen Sie einfach einmal 
1998 mit dem Jahr 2005 und hören Sie auf, über Kürzun- 
gen für die Wissenschaftsorganisalionen im Bereich der 
ProjektfÖrdemng zu reden. Das ist nicht nur mathemati- 
scher Unfug, sondern es ist auch nicht anständig, wenn 
man hier die Zahlen derart verdreht. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Bun- 
despräsident ist mehrmals zitiert worden. Er hat eine in- 
teressante Rede gehalten. Jeder kann sie bewerten, wie 
er will. Ich hätte mir etwas mehr Optimismus ge- 


wünscht. An seiner Stelle hätte ich die deutschen Uni- (C) 
versitäten nicht so pauschal als Mittelmaß im internatio- 
nalen Vergleich beschimpft. Ich finde es nicht gut, wenn 
wir immer alles hemnterreden. 

(Emst Hinsken [CDU/CSU]: Gott sei Dank 
sind Sie nicht Bundespräsident!) 

Selbstverständlich gibt es die eine oder andere Universi- 
tät, die Mittelmaß ist. Aber mit dieser pauschalen Be- 
schimpfung wird man den deutschen Universitäten nicht 
gerecht. 

Ich empfehle dem Bundespräsidenten, einfach einmal 
nach Aachen, München, Karlsmhe oder meinetwegen 
auch nach Göttingen zu fahren. Er kann in Deutschland 
in der Tat Spitzenuniversitäten besichtigen. Gerade in 
Niedersachsen kann er aber einige Universitäten be- 
sichtigen, denen das Geld von Ihnen, Herr Minister 
Stratmann, weggenommen wird. Ich spreche genau von 
den Universitäten, die eine spezielle Exzellenz in Ihrem 
Lande hervorbringen. Das liegt in Ihrer Verantwortung 
als Minister und das haben Sie vor der Wahl nicht ver- 
sprochen. Das ist der eigentliche Skandal. Wir haben die 
Mittel erhöht. Sie kürzen sie und führen einen Kahl- 
schlag durch, womit Sie auch im Bereich der Spitze vie- 
les kaputtmachen. Das ist der Unterschied zwischen uns. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN - Ernsl Hinsken [CDU/CSU]: 

Reden Sie bitte ein bisschen lauter!) 

- Lieber Kollege Hinsken, normalerweise würde ich sa- 
gen: Stellen Sie eine Zwischenffage. Das ist heute leider 
nicht möglich. Mir rennt die Zeit ein wenig davon. (^) 

Herr Hinsken, ich möchte Ihnen einfach einmal sa- 
gen, was die Folgen Ihrer Politik sind. Ich sage es noch 
einmal: Der Pakt für Forschung ist hervorragend. Sie sa- 
gen, Sie wollen die Spitze fördern. Nein, Sie wollen die 
Spitze eben nicht fordern. Sie haben sogar eine Scheu 
vor Wettbewerb, um die Spitzen zu fordern. 

(Klaus-Peter Willsch [CDU/CSU]: So ein 
Quatsch!) 

Zu Ihrer Unterstellung, die Ministerin wolle Schieds- 
richterin sein, kann ich nur sagen: Plumper geht es nicht 
mehr. 

Nein, Fakt ist etwas anderes: Sie haben Angst vor 
Wettbewerb. Deswegen entziehen Sie sich dem Wettbe- 
werb. Sie haben Angst, die Spitze zu fördern, und Sie 
haben Probleme mit Exzellenzen. Deswegen wollen Sie 
eine Förderung mit der Gießkanne. Das macht Ihre Vor- 
schläge letztlich aus. Ich hoffe sehr, dass Sie sich an die- 
ser Stelle, ähnlich wie beim Pakt für Forschung, bewe- 
gen. 

Was blockieren Sie im Moment? Ich sage es Ihnen 
deutlich: Sie sagen hier, Sie seien dafür, zu clustem. Das 
ist fast unglaublich. Wir könnten uns heute Nachmittag 
darauf einigen; das wäre überhaupt kein Problem. Im 
Moment werden aber 30 Exzellenzcluster mit durch- 
schnittlich 8 Millionen Euro pro Jahr von Ihnen blo- 
ckierl. Das sind 240 Millionen Euro. Sie blockieren 
Exzellenzcluster, obwohl Sie sie angeblich wollen. Das 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode - 165. Sitzung. Berlin, Mittwoch, den 16. März 2005 


15469 


Jörg Tauss 

(A) ist der Sachverhalt, der auch Gegenstand dieser Aktuel- 
len Stunde ist. Sie verhindern, dass zehn Unis durch- 
schnittlich 25 Millionen Euro pro Jahr erhalten, um an 
die internationale Spitze aufschließen zu können. Das ist 
die Folge Ihrer Politik. 

Das Allerschlimmste, Herr Hinsken, ist, dass Sie auf 
der einen Seite blockieren und auf der anderen Seite be- 
klagen, dass die jungen Menschen ins Ausland gehen. 
Ihre Darstellung ist ein bisschen provinziell. Wir haben 
diese jungen Menschen zum Teil wieder zurückgeholt. 

Eines ist richtig - darauf können wir uns sofort eini- 
gen Jedes Jahr könnten wir im Rahmen dessen, was 
wir den Ländern vorgeschlagen haben, 40 unserer besten 
Nachwuchswissenschaftler mit jeweils 1 Million Euro 
fordern. Auch das blockieren Sie. Die eigentliche 
Katastrophe ist, dass jeder Einzelne dieser Nachwuchs- 
wissenschaftlerinnen und -Wissenschaftler Ihretwegen 
bereits ein Jahr lang auf 1 Million Euro verzichten muss. 
Solange dieser Skandal andauert, sind Aktuelle Stunden 
höchst angebracht und aktuell. 

(Beifall bei der SPD) 


Wir werden Sie auch weiterhin vorführen. Sie müssen 
sich bewegen. Hören Sie auf, dieses Land zu behindern 
und hier zu blockieren! 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN - Klaus-Peter Willsch [CDU/ 
CSU]: Das stimmt doch alles überhaupt 
nicht! - Emst Hinsken [CDU/CSU]: Völlig 
daneben! - Gegenruf des Abg. Jörg Tauss 
[SPD]: Aber wahr!) 

Vizepräsident Dr. Norbert Lammert: 

Die Aktuelle Stunde ist damit beendet. 

Wir sind zugleich am Ende unserer heutigen Tages- 
ordnung. 

Ich bemfe die nächste Sitzung des Deutschen Bun- 
destages auf morgen, Donnerstag, den 17. März 2005, 
9 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluss: 16.55 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 


Abgeordnete(r) 


entschuldigt bis 
einschließlich 

Andres, Gerd 

SPD 

16.03.2005 

Beck (Bremen), 
Marieluise 

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

16.03.2005 

Bierwirth, Petra 

SPD 

16.03.2005 

Bülow, Marco 

SPD 

16.03.2005 

Bulmahn, Edelgard 

SPD 

16.03.2005 

Carstensen (Nordstrand), CDU/CSU 

Peter H. 

16.03.2005 

Emstberger, Petra 
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16.03.2005 

Fischer (Frankfurt), 
Joseph 
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16.03.2005 
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16.03.2005 

Göppel, Josef 

CDU/CSU 

16.03.2005 

Haack (Extertal), Karl 
Hermann 

SPD 

16.03.2005 

Haibach, Holger 

CDU/CSU 

16.03.2005 

Hilsberg, Stephan 

SPD 

16.03.2005 

BCramme, Anette 

SPD 

16.03.2005 

Minkel, Klaus 

CDU/CSU 

16.03.2005 

Paula, Heinz 

SPD 

16.03.2005 

Probst, Simone 

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

16.03.2005 

Scharping, Rudolf 

SPD 

16.03.2005 

Schlauch, Rezzo 

BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

16.03.2005 
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Angelica 

SPD 

16.03.2005 
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16.03.2005 
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16.03.2005 

Dr. Winterstein, Claudia 
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Anlagen zum Stenografischen Bericht 


Anlage 2 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Marieluise Beck auf die Fragen 
der Abgeordneten Hannelore Roedel (CDU/CSU) 
(Drucksache 15/5070, Fragen 1 und 2): 

Trifft es zu, dass die Ausgaben für das Unterhaltsvor- 
schussgesetz im Jahr 2004 höher waren als geplant, und worin 
sieht die Bundesregierung die Gründe und Ursachen dafür? 

Hält diese Tendenz weiter an? 

Zu Frage 1 : 

Es trifft zu, dass die Ausgaben für das Unterhaltsvor- 
schussgesetz im Jahr 2004 höher waren als geplant. 
Nach derzeitiger Erkenntnis beruht die Titelüberschrei- 
tung vor allem auf dem Buchungsverhalten einiger 
Bundesländer. So wurden Ausgaben, die sich noch auf 
das 2. Halbjahr 2003 bezogen, von einigen Bundeslän- 
dern erst im Haushaltsjahr 2004 titelwirksam gebucht. 
Die Höhe der Ausgaben im 2. Halbjahr 2003 ergab sich 
aus einer unterwartet hohen Anhebung der Unterhalts- 
sätze nach der Regelbetrag- Verordnung zum 1. Juli 
2003. Im Gegensatz zu diesem Buchungsverhalten in 
2003 haben die Bundesländer im letzten Quartal 2004 
ihre Abbuchungen zeitnah durchgeführt, sodass diese 
noch zulasten des Haushaltsjahres 2004 gebucht wur- 
den. 

Zu Frage 2: 

Im Bundeshaushalt 2005 sind die Ausgaben für Unter- 
haltsvorschuss auf 260 Millionen Euro erhöht worden. 
Ob es in 2005 gleichwohl zu einer Titelüberschreitung 
kommt, ist aktuell nicht erkennbar. Das Bundesministe- 
rium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend ist mit den 
Ländern im Gespräch, um eine bessere Vorausschau auf 
die tatsächlichen Ausgaben zu erreichen. Ziel ist es, das 
Abbuchungsverfahren der Länder zeitnah, ab jeweils Jah- 
resmitte, so zu steuern, dass eine Titelüberschreitung 
nicht erforderlich oder zumindest frühzeitig absehbar 
wird. 


Anlage 3 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Ulrich Kasparick auf die Frage 
des Abgeordneten Michael Kretschmer (CDU/CSU) 
(Drucksache 15/5070, Frage 3): 

In welchem Einzelplan plant die Bundesregierung die Mit- 
tel für das im Rahmen der Fluthilfe für Südostasien zugesagte 
Tsunami-Frühwarnsystem, mit dem das Geoforschungszen- 
trum Potsdam beauftragt worden ist, bereitzustellen, und ist 
dabei daran gedacht, Mittel aus dem Einzelplan 30 des Bun- 
desministeriums für Bildung und Forschung dafür zu veran- 
schlagen? 

Die Bundesregierung plant, ihr abgestimmtes Ge- 
samtkonzept zur Umsetzung und Finanzierung der kon- 
kreten Aufbauprojekte im Rahmen der Fluthilfe im 
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(A) kommenden Monat vorzustellen. Dieses Konzept wird 
den Beitrag zum Tsunami-Frühwarnsystem enthalten. 
Wenn im Vorfeld der Realisierung des Konzeptes bereits 
Ausgaben für das Frühwarnsystem erforderlich werden, 
sind diese im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglich- 
keiten unbeschadet der nachträglichen Einbeziehung in 
das 500-Millionen-Euro-Paket aus dem Einzelplan 30 
vorzufinanzieren. 


Anlage 4 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Dr. Uschi Eid auf die Frage des 
Abgeordneten Hartwig Fischer (Göttingen) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 15/5070, Frage 4): 

Strebt die Bundesregierung eine Lockerung oder Ausset- 
zung von Ausschreibungsgrundsätzen bei der Vergabe von 
Mitteln für Hilfsprojekte im Tsunami-Katastrophengebiet im 
Bereich der Wasser-ZAbwasserinfrastruktur an, und wenn ja, 
welche Regelungen sind geplant? 

Die bestehenden Ausschreibungsgrundsätze haben sich 
auch in Krisenfällen als ausreichend flexibel erwiesen. 
Eine Lockerung oder Aussetzung von Ausschreibungs- 
grundsätzen bei der Auftragsvergabe im Zusammenhang 
mit Hilfsprojekten im Tsunami-Katastrophengebiet ist 
namentlich im Bereich Wasser-ZAbwasserinfrastruktur 
daher derzeit nicht vorgesehen. 


Anlage 5 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Alfred Hartenbach auf die Frage 
des Abgeordneten Jürgen Herrmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 15/5070, Frage 7): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, dass Mitarbeiter der 
Bundesanwaltschaft bei dem Ende 2004 unternommenen Ver- 
such einer Einsichtnahme in Akten des Bundesarchivs, die 
sich auf von dem ehemaligen Bundestagsabgeordneten und 
heutigen Koordinator für die deutsch-amerikanische Zusam- 
menarbeit, Karsten Voigt, an das Zentralkomitee der SED he- 
rausgegebene NATO-Papiere beziehen, diese Dokumente 
nicht vorgefunden haben? 

Der Generalbundesanwalt hat im Bundesarchiv eine 
gezielte Recherche nach zwei in Unterlagen des Zentral- 
komitees der SED enthaltenen Entwürfen von Berichten 
der Nordatlantischen Versammlung - heute als „Parla- 
mentarische Versammlung der NATO“ bezeichnet - ver- 
anlasst, die Herr Voigt im Jahr 1987 an das Zentralkomi- 
tee der SED herausgegeben haben soll. Diese Recherche 
hat nicht zum Auffinden der Dokumente geführt. Um 
Missverständnisse zu vermeiden, möchte ich noch ein- 
mal ganz deutlich darauf hinweisen, dass es sich bei den 
betreffenden Papieren nicht - wie in der Frage unterstellt - 
um NATO-Papiere handelt, sondern um Entwürfe für 
Berichte der Nordatlantischen Versammlung. Derartige 
Berichte sind keine Geheimpapiere, sondern öffentlich 
zugänglich. 


Anlage 6 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Alfred Hartenbach auf die Frage 
der Abgeordneten Gitta Connemann (CDU/CSU) 
(Drucksache 15/5070, Frage 10): 

Teilt das federführend zuständige Ressort die Einschät- 
zung des nicht federführend zuständigen Ressorts, das ein sol- 
ches Gutachten erforderlich ist, und wie begründet es seine 
Haltung? 

Das Bundesministerium der Justiz sieht in dem Gut- 
achten einen Beitrag zur Diskussion über die wirksame 
Durchsetzung kollektiver Verbraucherinteressen. Den 
Forschungsauftrag hierzu hat das Bundesministerium für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft in ei- 
gener Verantwortung vergeben. Eine vorherige Abstim- 
mung mit dem Bundesministerium der Justiz hat nicht 
stattgefunden. Das Bundesministerium der Justiz weist 
in diesem Zusammenhang darauf hin, dass die Bundes- 
regierung zur besseren Durchsetzung von Ansprüchen 
geschädigter Kapitalanleger den Entwurf eines Gesetzes 
zur Einführung von Kapitalanleger-Musterverfahren 
(Bundesratsdrucksache 2/05) beschlossen hat, der in 
Kürze in diesem Haus beraten werden wird. 


Anlage 7 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Alfred Hartenbach auf die Frage 
des Abgeordneten Albert Rupprecht (Weiden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 15/5070, Frage 11): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die bekannt geworde- 
nen Fälle von Eingetragenen Lebenspartnerschaften gleichge- 
schlechtlicher Paare, die ausschließlich zum Erlangen materi- 
eller Vorteile abgeschlossen wurden, ohne dass ein tatsächlich 
partnerschaftliches Verhältnis im Sinne einer Lebensgemein- 
schaft vorliegt, und wie will die Bundesregierung dies unter- 
binden? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass die 
Motive für die Begründung einer Lebenspartnerschaft 
grundsätzlich Privatsache der Beteiligten sind. Für Fälle, 
in denen eine Lebenspartnerschaft nicht zur rechtlichen 
Absicherung einer gemeinsamen Lebensgestaltung, son- 
dern ausschließlich zur Erlangung von Vorteilen - zu 
denken ist an einen Aufenthaltstitel - begründet wird, 
stellt die Rechtsordnung bei der Lebenspartnerschaft wie 
bei der Ehe ein hinreichendes Instrumentarium zur Ver- 
fügung: Sind die Partner bei der Begründung der Le- 
benspartnerschaft einig, einander nicht Fürsorge und 
Unterstützung leisten und keine gemeinsame Lebensge- 
staltung zu wollen, kann keine wirksame Lebenspartner- 
schaft begründet werden. Die entsprechenden Regelun- 
gen finden sich in § 1 Abs. 2 Nr. 4 in Verbindung mit § 2 
des Lebenspartnerschaftsgesetzes. 


Anlage 8 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Dr. Barbara Hendricks auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Jürgen Gehb (CDU/ 
CSU) (Drucksache 15/5070, Fragen 12 und 13): 
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Ist für das Bundesministerium der Finanzen (BMF) die 
Aufklärung des Verbleibes der nicht mehr im Besitz des BMF 
befindlichen Druckausfallmuster der nicht verausgabten 
Wohlfahrtsmarke 2001 mit dem Motiv „Audrey Hepbum“ ab- 
geschlossen, und wenn ja, warum? 

Erwägt das BMF wegen des Verschwindens der Druck- 
ausfallmuster der nicht verausgabten Wohlfahrtsmarke 2001 
mit dem Motiv „Audrey Hepbum“ aus dem Besitz des BMF 
Strafanzeige zu erstatten, und wenn nein, wamm nicht? 

Zu Frage 12: 

Für das BMF ist die Aufklärung des Verbleibes der 
nicht herausgegebenen Marke mit dem Motiv „Audrey 
Hepbum“ noch nicht abgeschlossen. Die mit dem in 
Rede stehenden Projekt befassten Bediensteten des BMF 
sollen zur Abgabe einer dienstlichen Erklämng aufgefor- 
dert werden. 

Zu Frage 13: 

Das BMF erwägt keine Erstattung einer Strafanzeige. 
Da es sich nicht nachweisen lässt, ob das BMF jemals im 
Besitz von drei Dmckausfallmustem der nicht veraus- 
gabten Wohlfahrtsmarken 2001 mit dem Motiv „Audrey 
Hepbum“ war, liegt kein Sachverhalt vor, der eine mög- 
liche Gmndlage für die Einleitung eines strafrechtlichen 
Ermittlungsverfahrens bieten würde. 


Anlage 9 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Dr. Barbara Hendricks auf die 
Frage des Abgeordneten Georg Schirmbeck (CDU/ 
CSU) (Dmcksache 15/5070, Frage 14): 

Ist es zutreffend, dass anstatt der erwarteten Mehreinnah- 
men in Höhe von 1,8 Milliarden Euro durch die Tabaksteuer- 
erhöhung im Jahr 2004 Mindereinnahmen in Höhe von mnd 
460 Millionen Euro zu verzeichnen sind, und wie beurteilt die 
Bundesregiemng diese Entwicklung? 

Beim Tabaksteueraufkommen ist im Jahr 2004 ein 
Rückgang von mnd 3,3 Prozent oder rund 470 Millionen 
Euro auf nunmehr mnd 13,63 Milliarden Euro gegen- 
über dem Jahr 2003 (mnd 14,1 Milliarden Euro) zu ver- 
zeichnen. Damit wurde das Ergebnis des Arbeitskreises 
„Steuerschätzungen“ vom November 2004 (geschätzt 
wurden 13,65 Milliarden Euro) nahezu erreicht. Es ist al- 
lerdings zutreffend, dass die im Rahmen des Gesetzes 
zur Änderang des Tabaksteuergesetzes und anderer Ver- 
brauchsteuergesetze vom 23. Dezember 2003 erwarteten 
Mehreinnahmen von mnd 1 Milliarde Euro deutlich ver- 
fehlt wurden. 

Die Einnahmeausfalle lassen sich unter anderen auf 
eine hohe Preissensibilität der Konsumenten zurückfüh- 
ren, die unter anderen vermehrt zu billigeren Produkten 
wie (vorportioniertem) Feinschnitt greifen sowie ver- 
stärkt im Ausland einkaufen. 


Anlage 10 (C) 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Dr. Barbara Hendricks auf die 
Frage der Abgeordneten Dr. Gesine Lötzsch (fraktions- 
los) (Dmcksache 15/5070, Frage 15): 

Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, dass der 
Anteil der Bruttoinvestitionen an den Gesamtausgaben des 
Staates sich seit 1992 mehr als halbiert und die Bundesrepu- 
blik Deutschland im Jahre 2003 mit Dänemark und Österreich 
die hinteren Plätze bei den öffentlich finanzierten Investitio- 
nen in der EU eingenommen hat, und teilt die Bundesregie- 
rung mit mir die Auffassung, dass eine Erhöhung der öffent- 
lich finanzierten Investitionen ein wichtiger Beitrag im 
Kampf gegen die Arbeitslosigkeit wäre? 

Die Entwicklung der öffentlichen Investitionen ist in 
Deutschland seit 1 992 - das heißt seit dem vereinigungs- 
bedingt starken Anstieg zu Anfang der 90er-Jahre - 
rückläufig. Dies lässt sich auf unterschiedliche Faktoren 
zurückführen: Der Rückgang der öffentlichen Investi- 
tionsquote ist zum Teil strukturell begründet und daher 
mit Blick auf länderspezifische Stmkturen, wirtschafts- 
und ordnungspolitische Ziele und Entwicklungsphasen 
auch nur bedingt international vergleichbar. 

Im modernen Staat geht die Rolle der öffentlichen In- 
vestitionen insgesamt zurück. Dies ist der Fall, wenn pri- 
vate Investitionen an die Stelle von staatlichen treten. 

Dazu zählen Ausgliedemngen von Eigenbetrieben öf- 
fentlicher Haushalte, die Privatisiemng öffentlicher Auf- 
gaben oder der verstärkte Verkauf von Beteiligungen 
und Liegenschaften. Insbesondere bei den Kommunen, 
die den Großteil aller öffentlichen Investitionen tätigen, 
schlagen Privatisiemngen und entsprechend zurückge- (D) 
hende Investitionsausgaben stark zu Buche. Dabei findet 
letztlich nur eine Umschichtung der Investitionsausga- 
ben zwischen öffentlichem und privatem Sektor statt, 
ohne Einschränkung der angebotenen Leistung. Auch 
eine Verlagerung staatlicher Fördemng privater Investi- 
tionen von der Ausgaben- auf die Einnahmenseite öf- 
fentlicher Haushalte - zum Beispiel Steuererleichtemn- 
gen bei gleichzeitigem Abbau von Finanzhilfen - kann 
zum rechnerischen Rückgang der öffentlichen Investi- 
tionsquote führen, ohne dass sich materiell etwas an der 
Förderung ändert. Öffentliche Investitionen dürfen nieht 
unabhängig vom bereits erreichten Niveau gesehen wer- 
den. In infrastrukturell hoch entwickelten Volkswirt- 
sehaften wie Deutschland ist in vielen Bereichen ein Sät- 
tigungsniveau erreicht. Daher sind nur noch geringere 
Investitionen, dafür aber höhere Aufwendungen für 
Betrieb und Erhaltung erforderlich, die unter die kon- 
sumtiven Staatsausgaben fallen. Zudem hat sich gerade 
in Deutschland nach den hohen öffentlichen Investitio- 
nen im Zuge der Wiedervereinigung der Investitionsbe- 
darf in den letzten Jahren in einigen Bereichen wieder 
normalisiert. Auch aus konjunkturellen Gründen ist der 
Anteil der Investitionen an den Staatsausgaben in den 
vergangenen Jahren gesunken. Deutschland ließ auf- 
grund der dreijährigen Stagnationsphase 2001 bis 2003 
auch auf der Ausgabenseite der öffentlichen Haushalte 
die so genannten automatischen Stabilisatoren wirken, 
um einer Ausgabenentwicklung entgegenzuwirken, die 
zur Verschärfung der Konjunkturschwäche beigetragen 
hätte. Das hat zu einer Erhöhung der konsumtiven 
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(A) Ausgaben, insbesondere zu Mehrausgaben im Bereich 
des Arbeitsmarktes, im Verhältnis zu den investiven 
Ausgaben geführt. Im Rahmen der Konsolidierungsbe- 
mühungen der letzten Jahre wurde die Staatsausgaben- 
quote insgesamt deutlich zurückgeführt. Daran können 
Investitionen nicht unbeteiligt bleiben, zumal der Spiel- 
raum für Kürzungen bei den zumeist gesetzlich fixierten 
Konsum- bzw. Transferausgaben kurzfristig einge- 
schränkt ist. Die rückläufige Entwicklung der Investi- 
tionsquote kann nicht grundsätzlich mit einer Verschlech- 
terung der Staatsausgabenstruktur gleichgesetzt werden. 
Das Bild der öffentlichen Investition als a priori „gute 
Ausgabe“ ist relativierungsbedürftig. So werden öffentli- 
che Sachinvestitionen oft erst in Verbindung mit öffentli- 
ehen Konsumausgaben zu einer „zukunftswirksamen“ 
Ausgabe. Ohne Lehrer sind Schulgebäude beispiels- 
weise nutzlos. Für Wachstum und Zukunftssicherung 
wichtige Ausgaben in den Bereichen Bildung und For- 
schung, aber auch im Verkehrs- und Energiebereich zäh- 
len vielfach nicht zu den staatlichen Investitionen. Ein 
mit Blick auf die Verbesserung der Wachstumsgrundla- 
gen aussagekräftigerer Indikator ist beispielsweise der 
Anteil der öffentlichen und privaten Investitionen in For- 
schung und Entwicklung am Bruttoinlandsprodukt. Hier 
steht Deutschland innerhalb der EU hinter Finnland und 
Dänemark an dritter Stelle. 

Um dies noch einmal zusammenzufassen: Weder 
Höhe noch Entwicklung staatlicher Investitionen können 
allein ein Urteil über die Qualität des Budgets im Sinne 
einer nachhaltigen und wachstumsfÖrdemden Finanz- 
politik abgeben. Erst die Analyse der Ursachen für rück- 

(B) läufige Investitionen sowie der Gesamtentwicklung von 
Wirtschafts- und Finanzpolitik gestattet eine Antwort 
auf die Frage nach der Qualität und Nachhaltigkeit der 
Ausgabenpolitik des Staates. Ziel der Bundesregierung 
ist es, durch eine sowohl quantitative als auch qualitative 
Konsolidierung Spielräume für Zukunftsausgaben zu 
vergrößern und dadurch zur Stärkung von Wachstum 
und Beschäftigung beizutragen. 


Anlage 11 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Dr. Barbara Hendricks auf die 
Fragen des Abgeordneten Knrt-Dieter Grill (CDU/ 
CSU) (Drucksache 15/5070, Fragen 16 und 17): 

Ist die entgeltfreie Bearbeitung von Banknoten - danach 
sollen künftig auch Gebinde von mehr als 500 einzelnen 
Banknoten entgeltfrei bearbeitet werden - als Standardleis- 
tung der Deutschen Bundesbank nach Ansicht der Bundes- 
regierung zwingend notwendig mit Blick auf die Qualität des 
Bargeldumlaufs und die Falschgeldprävention, und was hat 
sich im Vergleich zu den letzten Jahren geändert, das die Aus- 
weitung des Dienstleistungsangebots - auch mit Blick auf die 
Gebindegröße - entgeltfrei rechtfertigt? 

Welche Auswirkungen ergeben sich nach Ansicht der 
Bundesregierung auf den Wettbewerb, wenn die Deutsche 
Bundesbank zusätzliche Dienstleistungen entgeltfrei abgibt, 
mit Blick auf die Konkurrenten, die mittelständischen Geld- 
transporteure, und wie wird in anderen Ländern im System 
der Europäischen Zentralbank der Bargeldverkehr und die 
Abwicklung bzw. Bearbeitung von Banknoten geregelt? 


Zu Frage 16: 

Es gibt grundsätzlich verschiedene Möglichkeiten zur 
Sicherung der Qualität des Bargeldumlaufs und der 
Falschgeldprävention. Entgeltfreie Standardleistungen, 
die einen gewissen Durchfluss der Banknoten bei der 
Bundesbank sichern, leisten hierzu einen Beitrag und 
sind auch vom EZB-Rat vorgesehen. Ob darüber hinaus 
Zusatzleistungen angeboten werden, obliegt der Ent- 
scheidung der nationalen Zentralbanken. Dabei ist zu be- 
rücksichtigen, dass es der technische Fortschritt auch bei 
der Bargeldbearbeitung möglich macht, bessere Leistun- 
gen zu gleichen oder geringeren Kosten anzubieten. 


Zu Frage 17: 

Die Ausgestaltung entgeltfreier Bargelddienstleistun- 
gen der Bundesbank berührt natürlich das Marktumfeld, 
in diesem Fall die Geld- und Wertdienste. Hier kommt es 
darauf an, eine ausgewogene Balance zu halten, die die 
berechtigten Interessen der Betroffenen, aber auch die 
Qualität und Effizienz der Bargeldversorgung in 
Deutschland gleichermaßen berücksichtigt. Nach den 
Festlegungen des Europäischen Zentralbankrats ist es 
den nationalen Zentralbanken des Eurosystems frei- 
gestellt, Zusatzleistungen anzubieten. Hiervon machen 
die nationalen Zentralbanken - vor dem Hintergrund his- 
torisch gewachsener unterschiedlicher Bargeldinfra- 
strukturen - in unterschiedlichem Umfang Gebrauch. 


Anlage 12 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Barbara Hendricks auf die 
Frage des Abgeordneten Albert Rupprecht (Weiden) 
(CDU/CSU) (Drucksache 15/5070, Frage 18): 

Welche konkreten Positionen oder Forderungen vertritt die 
Bundesregierung gegenüber der Europäischen Kommission, 
um die Ankündigung umzusetzen, in Brüssel auf eine Erhö- 
hung der nationalen Spielräume bei der Vergabe staatlicher 
Beihilfen mit regionaler Zielsetzung zu drängen, und wie be- 
urteilt die Bundesregierung diesbezüglich die aktuellen Vor- 
schläge und Erwägungen der Europäischen Kommission? 

Die Bundesregierung setzt sich der Europäischen 
Kommission gegenüber für ausreichende beihilferechtli- 
che Spielräume einer nationalen Strukturpolitik ein. Um 
Standortverlagerungen zu vermeiden, sieht die Bundes- 
regierung es als wesentlich an, dass das Fördergefälle 
zwischen Regionen in Ostdeutschland und Bayern zu ih- 
ren Nachbarregionen in Polen und der Tschechischen 
Republik nicht zu groß wird. Der von der Kommission 
vorgeschlagene Höchstwert von maximal 30 Prozent 
scheint insoweit noch zu hoch. Die Bundesregierung hält 
eine Begrenzung des Fördergefälles auf maximal 20 Pro- 
zent für erstrebenswert. Um Mitnahmeeffekte zu vermei- 
den, erscheint es sinnvoll, die zulässige Höchstförderin- 
tensität in den neuen Mitgliedstaaten zu begrenzen. 
Damit auch weiterhin nach dem bisherigen System der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ (GA) Regionen gefordert werden 
können, die im nationalen Vergleich förderbedürftig er- 
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(A) scheinen, setzt sich die Bundesregierung für den Fortbe- 
stand eines ausreichenden Spielraums für eine nationale 
Regionalforderpolitik auf der Grundlage national be- 
stimmter Strukturindikatoren in den Fördergebieten nach 
Art. 87 Abs. 3 Buchstabe c EG- Vertrag ein. Für die von 
der Kommission so genannten „vom statistischen Effekt 
betroffenen Gebiete“ setzt sich die Bundesregierung für 
die Erhaltung des bisherigen Fördergebietsstatus nach 
Art. 87 Abs. 3 Buchstabe a EG-Vertrag ein. Eine weitere 
Stellungnahme in diesem Sinne ist derzeit in Vorberei- 
tung und wird der Europäischen Kommission in Kürze 
übersandt. 


Anlage 13 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt auf die Frage 
des Abgeordneten Ernst Hinsken (CDU/CSU) (Druck- 
sache 15/5070, Frage 21): 

Mit welchem Ergebnis wurde zwischenzeitlich das wäh- 
rend meiner Amtszeit als Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Fors- 
ten, Jochen Borchert, im Jahr 1998 bei einem Besuch in Mos- 
kau vereinbarte Bartergeschäft in Höhe von cica 300 Millio- 
nen. DM, bei dem die russische Seite als Gegenleistung für die 
Lieferung deutscher Hochseefischereischiffe die Lieferung 
von Kabeljau und anderen Fischen zusagte, abgeschlossen? 

Die Bundesregierung hatte in den 90er-Jahren für die 
Lieferung von Fischereischiffen nach Russland durch 
die Volkswerft Stralsund und die Elbewerft Boizenburg 
Exportkreditgarantien des Bundes („Hermesdeckun- 
(B) gen“) übernommen. Die Finanzierung erfolgte durch die 
BCreditanstalt für Wiederaufbau. Beide Projekte waren 
durch Zahlungsgarantien und die Zusicherung von aus- 
reichenden Fangquoten der Fischereiabteilung des russi- 
schen Landwirtschaftsministeriums besichert. Unter an- 
derem aufgrund nicht ausreichend bereitgestellter 
Fangquoten durch die russische Regierung kam es zu er- 
heblichen Zahlungsrückständen, die aus dem Bundes- 
haushalt entschädigt werden mussten. Im Jahr 2002 
konnte nach längeren Verhandlungen eine umfassende 
Restrukturierung der Finanzkredite vereinbart werden. 
Die Russische Föderation übernahm für sämtliche Zah- 
lungsverpflichtungen aus der Restrukturierung eine 
Staatsgarantie. Die Vereinbarung wird bislang pünktlich 
bedient. 


Anlage 14 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Ditmar Staffelt auf die Frage des 
Abgeordneten Dirk Niebel (FDP) (Drucksache 15/5070, 
Frage 22): 

Wie viele Arbeitslosengeld-I-Bezieher bekommen derzeit 
aufstockende Leistungen nach dem SGB II, und in wie vielen 
Fällen handelt es sich bei den aufstockenden Leistungen um ei- 
nen geringfügigen Beitrag, gemessen am Arbeitslosengeld-I- 
Bezug? 

Auf Grundlage eines Datenabgleichs verschiedener 
Leistungssysteme der Bundesagentur für Arbeit kann zum 
gegenwärtigen Zeitpunkt lediglich geschätzt werden, dass 


im Januar 2005 in Deutschland circa 133 000 SGB-III- 
Leistungsbezieher aufstockende Leistungen nach dem 
SGB II erhalten haben. Diese Angabe ist insbesondere 
dahin gehend als vorläufig zu betrachten, als dass die 
Zahl der Arbeitslosengeldbezieher erst nach einer gewis- 
sen Wartezeit, in der Regel einem Monat, vollständig in 
der Leistungsbezieherstatistik ausgewiesen wird und erst 
dann für Berechnungen zur Verfügung sfehf. Deshalb 
handelt es sich bei dieser Zahl um einen Schätzwert, der 
mit den üblichen statistischen Unsicherheiten behaftet ist. 
Statistische Daten zur Höhe der Aufstockungsbeträge lie- 
gen derzeit nicht vor. 


Anlage 15 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Ditmar Staffelt auf die Frage des 
Abgeordneten Dirk Niebel (FDP) (Drucksache 15/5070, 
Frage 23): 

In welchem Umfang werden Beitragsmittel durch den 
Leistungsausschluss in § 22 Abs. 4 SGB III zulasten des Bun- 
deshaushalts eingespart, und wie bewertet die Bundesregie- 
rung diese Verschiebung zulasten des Bundeshaushalts? 

Bis zum In-Kraft-Treten des Vierten Gesetzes für mo- 
derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt am 1. Januar 
2005 wurden die Arbeitslosenhilfe aus dem Bundeshaus- 
halt und das Arbeitslosengeld sowie sämtliche Leistun- 
gen der aktiven Arbeitsforderung - auch an Arbeitslo- 
senhilfebezieher - aus dem durch Beiträge finanzierten 
Haushalt der Bundesagentur für Arbeif erbracht. Mit der 
Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende wer- 
den nicht nur die Leistungen zum Lebensunterhalt, son- 
dern aueh die Eingliederungsleistungen für erwerbsfä- 
hige Hilfebedürftige aus dem Bundeshaushalt finanziert. 
§ 22 Abs. 4 des Dritten Buehes Sozialgesetzbuch sieht 
dementspreehend vor, dass für diesen Personenkreis bei- 
tragsfinanzierte Leistungen der Bundesagentur für Ar- 
beit grundsätzlich nicht mehr erbraeht werden. Die geän- 
derte Finanzverantwortung wurde im Haushalt der 
Bundesagentur für Arbeit und im Bundeshaushalt nach- 
vollzogen. Im Jahr 2004 standen im Haushalt der Bun- 
desagentur für Arbeit über 10 Milliarden Euro für Er- 
messensleistungen der aktiven Arbeitsforderung zur 
Verfügung. Im Jahr 2005 sind es 4,4 Milliarden Euro. 
Darüber hinaus sfehen im Bundeshaushalt für Leistun- 
gen zur Eingliederung von Arbeitslosengeld-II-Bezie- 
hem in Arbeit 6,55 Milliarden Euro zur Verfügung. Im 
Gegenzug zahlt die Bundesagentur für Arbeit nach § 46 
Abs. 4 SGB II einen Aussteuerungsbetrag an den Bund, 
der im Haushalt mit 6,717 Milliarden Euro veranschlagt 
ist. 


Anlage 16 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Ditmar Staffelt auf die Frage 
des Abgeordneten Hartwig Fischer (Göttingen) (CDU/ 
CSU) (Drucksaehe 15/5070, Frage 26): 

Mit welchen Instrumenten zur Risikoabsicherung plant die 
Bundesregierung Maßnahmen der Privatwirtschaft zu flankieren. 
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um ein langfristiges Engagement deutscher Unternehmen im 
Rahmen des Wiederaufbaus im Tsunami-Katastrophengebiet 
zu ermöglichen? 

Den deutschen Unternehmen steht das gesamte Spek- 
trum der Maßnahmen zur Außenwirtschaftsforderung 
auch im Rahmen des Wiederaufbaus zur Verfügung. 


Anlage 17 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Matthias Beminger auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Manfred Kolbe (CDU/CSU) 
(Drucksache 15/5070, Fragen 27 und 28): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, dass in den vergan- 
genen Wochen in den östlichen Bundesländern starke Zu- 
wächse beim Verkauf von Grundstücken, die als Äcker und 
anderweitig genutzte Landwirtschaftsflächen bzw. Bodenre- 
formland dienen, zu verzeichnen sind (vergleiche „Oschatzer 
Allgemeine“ vom 2. März 2005)? 

Wenn ja, sieht die Bundesregierung einen Zusammenhang 
zwischen diesen aktuell steigenden Verkaufszahlen von 
Grundstücken in den östlichen Bundesländern und den neuen 
Regelungen zum Arbeitslosengeld II, und steht hier zu be- 
fürchten, dass die Bürger eine Einkommensquelle bzw. ihre 
Altersvorsorge veräußern? 

Zu Frage 27: 

Wegen der erforderlichen Auflassung und Eintragung 
der Rechtsänderung im Grundbuch können der Bundes- 
regierung valide Daten zum Verkauf von Grundstücken 
in 2005 noch nicht zur Verfügung stehen. Eine Kaufwer- 
testatistik für 2005 ist aufgrund von Eändermeldungen 
erst im August des auf das Betrachtungsjahr folgenden 
Jahres verfügbar, sodass mit statistischen Daten zu 
Grundstücksverkäufen in den vergangenen Wochen 
nicht vor August 2006 zu rechnen ist. Darüber hinaus 
liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse über ei- 
nen starken Zuwachs beim Verkauf von Grundstücken, 
die als Äcker und anderweitig genutzte Landwirtschafts- 
flächen bzw. Bodenreformland dienen, vor. 

Zu Frage 28: 

Die Beantwortung der Frage 28 entfallt, da Frage 27 
nicht zu bejahen ist. 


Anlage 18 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Matthias Beminger auf die 
Frage der Abgeordneten Gitta Connemann (CDU/ 
CSU) (Dracksache 15/5070, Frage 29): 

Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, dass das 
Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und 
Landwirtschaft das Gutachten „Verbandsklagerecht in der In- 
formations- und Dienstleistungsgesellschaft“ freihändig an 
das Institut für europäisches Wirtschafts- und Verbraucher- 
recht e. V. (VIEW) vergeben hat, obwohl das Bundesministe- 
rium der Justiz das eigentlich für das Verbandsklagerecht fe- 
derführend zuständige Ressort ist, und wie begründet sie ihre 
Haltung? 

Mit dem Forschungsauftrag hat das Bundesministe- 
rium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirt- 


schaft (BMVEL) die ihm als Querschnittsressort für den (C) 
Verbraucherschutz obliegenden Aufgaben wahrgenom- 
men. Wissenschaft und Forschung kommt auch nach 
dem Verbraucherpolitischen Bericht der Bundesregie- 
mng 2004 eine wichtige Funktion für die Weiterentwick- 
lung der Verbraucherpolitik zu und muss deshalb ver- 
stärkt werden. Ziel des Forschungsauftrags ist es unter 
anderem, zur Diskussion über die wirksame Durchset- 
zung kollektiver Verbraucherinteressen beizutragen. Der 
Forschungsauftrag des BMVEL hat auf die Frage, wel- 
ches Ressort innerhalb der Bundesregiemng für gesetz- 
geberische Maßnahmen auf diesem Gebiet die Federfüh- 
mng hat, keine Auswirkungen. 


Anlage 19 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Hans Georg Wagner auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Egon Jüttner (CDU/ 
CSU) (Dmcksache 15/5070, Fragen 30 und 31): 

Trifft es zu, dass die Wehrbereichsverwaltung Süd von der 
Oberfmanzdirektion Karlsruhe (Bundesvermögensabteilung 
in Freiburg) gebeten wurde, über die von den US-Streitkräften 
eingereichten Pläne zum sicherheitstechnischen Ausbau des 
US-Heeresflugplatzes Coleman Army Airfield in Mannheim- 
Sandhofen nach § 45 Abs. 2 Satz 1 Luftverkehrs-Zulassungs- 
ordnung (LuftVZO) zu entscheiden? 

Trifft es zu, dass die Wehrbereichsverwaltung Süd vom 
Bundesministerium der Verteidigung angewiesen wurde, der 
Stadt Mannheim mitzuteilen, es sei nach Auswertung der An- 
tragsunterlagen und Fachgutachten davon auszugehen, dass 
der Ausbau der Start- und Landebahn von Coleman Army 
Airfield in Mannheim-Sandhofen keine wesentliche Ände- 
rung der Anlage darstelle und damit keiner Genehmigung 
nach § 6 Abs. 4 Satz 2 Luftverkehrsgesetz (LuftVG) bedürfe? 

Zu Frage 30: 

Ja. Am 17. Juni 2004 setzte die Oberfinanzdirektion 
Karlsruhe die Wehrbereichsverwaltung Süd in Stuttgart 
über das Ausbauvorhaben für den US-Heeresflugplatz 
Coleman Army Airfield in Mannheim-Sandhofen in 
Kenntnis. Das Bauvorhaben betraf im Wesentlichen die 
Verlängerung der Startabbruch- und Überrollstrecken. 

Zu Frage 3 1 : 

Nach Auswertung der Antragsunterlagen und der 
Fachgutachten geht das Bundesministerium der Verteidi- 
gung davon aus, dass der Ausbau keine wesentliche Än- 
derung des Flugplatzes darstellt und damit keiner Ge- 
nehmigung nach § 6 Abs. 4 Satz 2 Luftverkehrsgesetz 
bedarf 


Anlage 20 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Hans Georg Wagner auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Markus Meckel (SPD) (Druck- 
sache 15/5070, Fragen 34 und 35): 

Ist im Zusammenhang mit der geplanten Beschlussfassung 
über das Luftabwehrsystem MEADS seitens der Bundeswehr 
neben der Kompatibilität mit den Anforderungen der NATO 
die Übereinstimmung mit den Prioritäten im Rahmen des 
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(A) European Capability Action Plan (ECAP) geprüft worden, 
beispielsweise durch die neu geschaffene Europäische Vertei- 
digungsagentur (EVA) der EU, oder ist geplant, bei zukünfti- 
gen Beschaffungsvorhaben eine Stellungnahme der EVA rou- 
tinemäßig einzuholen (ESVP-Kompatibilitätsprüfung)? 

Inwieweit ist MEADS von der Bereitstellung amerikani- 
scher Kapazitäten abhängig (Satellitendaten/Hardware), und 
welche Leistungsbeschränkungen ergäben sich, wenn diese 
Kapazitäten beispielsweise im Rahmen einer EU-Operation 
nicht zur Verfügung stünden? 

Zu Frage 34: 

Die Bundeswehr hat die Kompatibilität von MEADS 
zu den Anforderungen der NATO und den Prioritäten im 
Rahmen des European Capability Action Plan (ECAP) 
überprüft und bejaht. Zur Europäischen Verteidigungs- 
agentur (EVA) ist festzustellen, dass der Aufbau erst im 
Sommer 2004 beschlossen wurde. Die EVA befindet 
sich zurzeit in der Entwicklung und ist noch nicht in vol- 
lem Umfang arbeitsfähig. Eine routinemäßige Kompati- 
bilitätsprüfung durch die EVA ist künftig für EU-eigene 
Projekte vorgesehen. Dies setzt voraus, dass Projekte 
durch die EVA betreut werden. Für multinationale Pro- 
jekte zwischen EU-Staaten und Nicht-EU-Staaten ist 
eine routinemäßige Kompatibilitätsprüfung durch die 
EVA noch nicht vorgesehen. 

Zu Frage 35: 

Der Einsatz von MEADS ist ohne Rückgriff auf Da- 
ten aus dem amerikanischen Aufklärungsverbund mög- 
lich. MEADS wird im Gegensatz zu PATRIOT über ein 
eigenes, weit reichendes Suchradar verfügen. Die damit 

(B) mögliche frühzeitige Entdeckung eines Zieles und die 
Weitergabe der Zieldaten an das MEADS-Multifunk- 
tionsfeuerleitradar führt auch ohne Verfügbarkeit von ex- 
ternen Aufklärungs- und Voreinweisungsdaten zu einer 
guten Bekämpfungsfähigkeit gegen das Gesamtspek- 
trum einer Luftbedrohung, unfer anderem gegen ballisti- 
sche Flugkörper. Zur Optimierung im Einsatz kann bei 
MEADS aufgrund der Möglichkeit der vernetzten Ope- 
rationsführung sowie über taktische Datenlinks die Ein- 
bindung nicht systemeigener Sensoren und Satelliten 
erfolgen. Im Rahmen der Bundeswehrplanung ist plane- 
rische Vorsorge für die Beschaffung von Sensoren ab 
2010, für eine Voreinweisung des Waffensystems 
MEADS, getroffen. Damit wird ein nationaler Beitrag zu 
einem Gesamtsystem aus Aufklärung, Führung und Wir- 
kung der NATO geleistet, um so die erhöhte Einsatz- 
wirksamkeit der Waffensysteme der bodengebundenen 
Luftverteidigung durch Voreinweisungsdaten unabhän- 
gig von den Fähigkeiten einzelner Nationen zu ermögli- 
chen. 


Anlage 21 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Marion Caspers-Merk auf die 
Frage des Abgeordneten Peter Weiß (Emmendingen) 
(CDU/CSU) (Drucksache 15/5070, Frage 36): 

Wie verhalten sich nach Auffassung der Bundesregierung 
die von einigen Krankenkassen gewährten Erhöhungen der 
Vorstandsgehälter zu der seit dem In-Kraft-Treten des Geset- 


zes zur Modernisierung der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung in § 4 Abs. 4 SGB V vorgeschriebenen Begrenzung der 
Verwaltungsausgaben, und in welcher Form wird die Bundes- 
regierung durch die zuständigen Aufsichtsbehörden vor die- 
sem Hintergrund gegenüber den Krankenkassen tätig werden? 

Soweit es bei einzelnen Krankenkassen oder deren 
Verbänden zu Steigerungen bei den Vorstandsgehältem 
gekommen ist, so ist darauf hinzuweisen, dass die für 
den Bereich der BCrankenkassen und der Verbände ge- 
setzlich vorgegebene Begrenzung der Verwaltungsaus- 
gaben bzw. der Gesamtausgaben eine Anhebung der 
Vorstandsgehälter nicht generell ausschließt. Nach einer 
ersten Einschätzung der aktuellen Veröffentlichungen 
der Vorstandsvergütungen im Krankenkassenbereich 
sind aus Sicht des Bundesministeriums für Gesundheif 
und Soziale Sicherung eine begrenzte Zahl problemati- 
scher Fälle zu erkennen, die jedoch je nach Fallgestal- 
tung aufsichtsrechtlich unterschiedlich zu bewerten sind. 
Das Bundesversicherungsamt, das für die bundesweiten 
BCrankenkassen zuständig ist, hat bereits in einigen Fäl- 
len ein aufsichtsrechtliches Vorgehen angekündigt. In ei- 
ner Umfrage haben die Länder daraufhingewiesen, dass 
ihre Prüfung noch nicht abgeschlossen ist. Zu näheren 
Einzelheiten hinsichtlich der konkreten Entwicklung in 
diesem Bereich wird auf den aktuellen Bericht des Bun- 
desministeriums für Gesundheit und Soziale Sicherung 
gegenüber dem Bundestagsausschuss für Gesundheif 
und Soziale Sicherung verwiesen. 


Anlage 22 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Marion Caspers-Merk auf die 
Frage des Abgeordneten Jens Spahn (CDU/CSU) (Druck- 
sache 15/5070, Frage 37): 

Waren die „Richtlinien zur Plasmapherese“ aus dem Jahr 
1977 und die „Richtlinien zur Blutgruppenbestimmung und 
Blutgruppentransfusion“ der Bundesärztekammer als zwin- 
gend geltendes Recht einzustufen, und wenn nein, warum 
nicht? 

Die Richtlinien der Bundesärztekammer zu Plasma- 
pheresen und zur Blutgruppenbestimmung und Bluttrans- 
fusion waren nicht als zwingendes Recht einzustufen. 
Richtlinien der Ärzteschaft, hier der Bundesärztekam- 
mer, bilden von jeher im medizinischen Bereich ein In- 
strument, um hinsichtlich verschiedenster Sachverhalts- 
zusammenhänge ein einheitliches oder „standardisiertes“ 
Verhalten der betroffenen Ärzte zu erzielen. Sie können 
einerseits als standesrechtlich maßgebliche Regeln der 
ärztlichen Kunst verstanden werden, die die Pflicht der 
Ärztinnen und Ärzte konkretisieren, ihren Beruf gewis- 
senhaft auszuüben. Sie sind andererseits das geeignete In- 
strument der Ärzteschaft, wissenschaftliche Standards, 
die einem raschen Wandel unterworfen sind, mit der ge- 
botenen Flexibilität festzulegen. Sie haben deshalb keine 
rechtsverbindliche Wirkung, wie ein Gesetz oder eine 
Verordnung, sondern erlauben ein begründetes Abwei- 
chen von den festgelegten Standards, wenn die wissen- 
schaftlichen Erkenntnisse dies zulassen oder sogar erfor- 
dern. Verbindliche Rechtsnormen hingegen wären zur 
Festlegung des Standes der medizinischen Wissenschaft 
in der Regel zu starr und unflexibel und könnten 
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(A) Sicherheitsprobleme erzeugen, wenn nicht rasch auf Ri- 
sikoprobleme mit veränderten Standards reagiert werden 
kann. Aus juristischer Sicht können die Riehtlinien der 
Bundesärztekammer kein zwingendes Recht sein, weil 
die Bundesärztekammer eine Arbeitsgemeinschaft der 
deutschen Ärztekammern ist und in der Rechtsform eines 
eingetragenen Vereins besteht. Sie ist deshalb nicht be- 
fugt, zwingendes Recht für den Adressatenkreis ihrer 
Richtlinien zu setzen. 

Die vorstehenden Ausführungen waren seinerzeit 
Grundlage für die Einsetzung der Bundesärztekammer 
als Richtliniengeber nach dem Transfusionsgesetz. In 
Anlehnung an eine ähnliche Regelung in § 15 Abs. 1 des 
Transplantationsgesetzes sehen § 12 Abs. 2 und § 18 Abs. 2 
des Transfusionsgesetzes eine Vermutungsregelung vor, 
wonach die Einhaltung des Standes der wissenschaftli- 
chen Erkenntnisse für die Gewinnung von Blut und 
Plasma sowie die Anwendung von Blutprodukten durch 
die Ärzteschaft vermutet wird, wenn und soweit die 
Richtlinien der Bundesärztekammer eingehalten worden 
sind. Die Vermutung ist widerleglich und kann den Arzt 
oder die Ärztin dann nicht schützen, wenn der inzwischen 
weiterentwickelte allgemein anerkannte Stand der medi- 
zinischen Erkenntnisse nicht beachtet worden ist. Das 
zeigt, dass die Richtlinien nach dem Transfusionsgesetz 
nicht zwingendes Recht sein können und auch nicht sein 
sollen. 


Anlage 23 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Marion Caspers-Merk auf die 
Frage des Abgeordneten Jens Spahn (CDU/CSU) (Druck- 
sache 15/5070, Frage 38): 

Wie ist der aktuelle Stand der fünf (Muster-)Klagen von 
Hämophiliepatienten gegen die Bundesrepublik Deutschland 
wegen ihrer durch Blutprodukte erworbenen Hepatitis-C-Vi- 
rus-Infektionen, die im Bericht des Bundesministeriums für 
Gesundheit und Soziale Sicherung zur Frage der Entschädi- 
gung für durch Blutprodukte mit dem HC-Virus infizierte Per- 
sonen erwähnt werden, und welche Position nimmt die Bun- 
desregierung in den Verfahren ein? 

Die fünf (Muster-)Klagen sind vom Landgericht Ber- 
lin mit Urteil vom 3. März 2004 als unbegründet zurück- 
gewiesen worden. Das Gericht hat entschieden, dass eine 
Amtspflichtverletzung, die für den geltend gemachten 
Schaden kausal wäre, nicht gegeben ist und selbst bei 
Vorhandensein einer solchen - fahrlässigen - Amts- 
pflichtverletzung die Klage wegen der bloßen Aushilfs- 
haftung der Beklagten wegen § 839 Abs. 1 Satz 2 BGB 
ohne Erfolg bliebe. Nach den dem Bundesministerium 
für Gesundheit und Soziale Sicherung vorliegenden Er- 
kenntnissen ist gegen das Urteil des Landgerichts Berlin 
keine Berufung eingelegt worden. In dem genannten 
Verfahren hat die Bundesrepublik Deutschland, vertreten 
durch das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizin- 
produkte, beantragt, die Klage abzuweisen und dies mit 
fachlichen Argumenten und mit dem Hinweis auf die 
Subsidiarität des Amtshaftungsanspruchs gemäß § 839 
Abs. 1 Satz 2 BGB begründet. 


Anlage 24 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Marion Caspers-Merk auf die 
Frage der Abgeordneten Dr. Gesine Lötzsch (frak- 
tionslos) (Drucksache 15/5070, Frage 40): 

Inwieweit haben die Pannen der amerikanischen Zulas- 
sungsbehörde Food and Drug Administration (FDA) bei der 
Zulassung von Medikamenten im Eilverfahren bei der Bundes- 
regierung zu Nachdenklichkeit bezüglich der eigenen Pläne 
zur Privatisierung des Bundesinstitutes für Arzneimittel und 
Medizinprodukte geführt, und wie will die Bundesregierung 
verhindern, dass es nach einer Privatisierung zu einer sehr 
großzügigen Zulassungspolitik kommt, wie es bereits in Groß- 
britannien der Fall ist („Wirtschaftswoche“, 11. März 2005)? 

Mit dem DAMA-(Deutsche-Arzneimittelagentur-)Er- 
richtungsgesetz soll das Bundesinstitut für Arzneimitfel 
und Medizinprodukte (BfArM) in eine bundesunmittel- 
bare Anstalt des öffentlichen Rechts mit eigener Rechts- 
persönlichkeit umgewandelt werden. Die DAMA soll 
eigene Personal-, Organisations- und Finanzhoheit besit- 
zen, eine Privatisierung ist nicht vorgesehen. Mit dieser 
neuen Struktur soll die wissenschaftliche Leistungsfä- 
higkeit gestärkt werden. Ein zügiges Zulassungsverfah- 
ren unter Berücksichtigung aller Sicherheitsanforderun- 
gen ist nicht nur für den pharmazeutischen Unternehmer 
von Vorteil, es kommt auch den Patientinnen und Patien- 
ten zugute, die auf die Zulassung eines Erfolg verspre- 
chenden Arzneimittels dringlich warten. 


Anlage 25 

Antwort 

der Pari. Staatssekretärin Iris Gleicke auf die Fragen des 
Abgeordneten Ralf Göbel (CDU/CSU) (Drucksache 
15/5070, Fragen 44 und 45): 

Warum behauptet die Bundesregierung, ihr lägen keine Er- 
kenntnisse darüber vor, ob die Bundesstraßen B 9 und B 10 im 
Wahlkreis Südpfalz zur gezielten Umfahrung der Mautkon- 
trollen genutzt werden (siehe Antwort der Parlamentarischen 
Staatssekretärin beim Bundesminister für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen, Angelika Mertens, vom 8. März 2005, auf 
meine schriftliche Frage auf Bundestagsdrucksache 15/5079), 
obwohl die Einführung des deutschen Mautsystems offenbar 
zu einer Zunahme des LKW-Verkehrs auf der Bundesstraße 
B 9 ins Eisass führt und der französische Verkehrsminister 
Gilles de Robien diese Entwicklung mit Bundesminister 
Dr. Manfred Stolpe besprechen wird (siehe Pressebericht „Die 
Rheinpfalz“ vom 10. März 2005)? 

Wann wird die Bundesregierung sich Erkenntnisse über 
Verkehrsverlagerungen infolge der Mautpflicht verschaffen, 
und welche Steuerungsmöglichkeiten zur Vermeidung von 
Ausweichverkehren sieht die Bundesregierung auf der Stre- 
cke der Bundesstraße B 9 zwischen Kandel und Neulauter- 
burg? 

Die Bundesregierung hat im Jahre 2003 eine Studie in 
Auftrag gegeben, die auf Basis einer Modellsimulation 
potenzielle Ausweichrouten ermitteln soll. Durch Ge- 
genüberstellung der Verkehrsbelastungsfälle ohne und 
mit Maut werden die von der Maut verursachten Ver- 
kehrsverlagerungen abgeleitet. Diese Ergebnisse werden 
anhand von Verkehrsdaten aus automatischen Dauer- 
zählstellen validiert. Die Zusammenführung und Aus- 
wertung der verschiedenen Datenquellen wird wegen der 
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(A) erforderlichen Nachher-Untersuchung einige Zeit in An- 
spruch nehmen, da die Verkehrsdaten nach Einführung 
der Maut erst im „eingeschwungenen Zustand“ aussage- 
kräftig sind. Ergebnisse aus dieser Studie werden des- 
halb erst im Herbst 2005 vorhegen. Der Bundesregie- 
rung hegen keine eigenen Erkenntnisse über dauerhafte 
Verlagerung von LKW-Verkehren auf die französische 
Rheinseite vor. Eine belastbare Verifizierung und Be- 
wertung von möglichen Hinweisen ist von französischer 
Seite erst nach Vorhegen der Ergebnisse der oben ge- 
nannten Studie möglich. Die Bundesregierung kann über 
konkrete Steuerungsmöglichkeiten zur Vermeidung von 
Ausweichverkehren auf der Strecke der Bundesstraße 
B 9 zwischen Kandel und Neulauterburg erst eine Aus- 
sage treffen, wenn die genannten Untersuchungen abge- 
schlossen sind. 


Anlage 26 

Antwort 


Rahmen ihrer Menschenrechtspolitik misst die Bundesre- 
gierung der Frage der Religionsfreiheit eine bedeutende 
Rohe zu. Sie erwartet, dass die türkische Regierung Re- 
formen, die zur Verbesserung der Situation nichtmusli- 
mischer Religionsgemeinschaften geeignet sind, weiter 
vorantreibt. 


Anlage 28 

Antwort 

der Pari. Staatsministerin Kerstin Müller auf die Fragen 
der Abgeordneten Melanie Oswald (CDU/CSU) (Druck- 
sache 15/5070, Fragen 57 und 58): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die brutalen Über- 
griffe der türkischen Polizei vom 6. März 2005 auf Demons- 
trantinnen, die für die Gleichbehandlung der Geschlechter de- 
monstrierten, ohne dass ein einziger ihrer Slogans nach dem 
Demokratieverständnis des Menschenrechtsbeauftragten der 
Bundesregierung, Tom Koenigs, problematisch gewesen 
wäre, im Hinblick auf von der Europäischen Kommission im 
Fortschrittsbericht auf Seite 46 geforderten „nachhaltigen 
Anstrengungen“ der Türkei, „um zu gewährleisten, dass 
Frauen in der Gesellschaft eine gleichberechtigte Stellung 
einnehmen“? 

Was sagt die Haltung des türkischen Ministerpräsidenten 
Recep Tayyip Erdogan, der laut AFP-Meldung vom 10. März 
2005 in dem brutalen Vorgehen der türkischen Sicherheits- 
kräfte, die der Menschenrechtsbeauftragte der Bundesregie- 
rung, Tom Koenigs, „empörend“ nennt, keine schlimmen Ver- 
fehlungen der Sicherheitsbehörden sieht und der glaubt, der 
Vorfall habe „kein ernstes Ausmaß“ gehabt, nach Meinung 
der Bundesregierung über die EU-Beitrittsfähigkeit der Tür- 
kei aus? 

Zu Frage 57: 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung der EU- 
Troika, die sich am 7. März 2005 schockiert über das 
Vorgehen der Polizei äußerte. Die Demonstration am 
6. März 2005 auf dem Beyazit-Platz in Istanbul war 
zwar nieht angemeldet. Die Mittel und das Vorgehen der 
Polizei, wie es sich über die Medien vermittelte, waren 
jedoch völlig unverhältnismäßig. Wie die EU-Troika er- 
wartet die Bundesregierung unverzügliche Schritte zur 
Aufklärung der Vorfälle. Sie begrüßt daher die Ankündi- 
gung der türkischen Regierung zur Untersuchung des 
Vorgehens der Polizei. 

Zu Frage 58: 


des Pari. Staatsministerin Dr. Christa Weiss auf die 
Frage des Abgeordneten Jürgen Herrmann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 15/5070, Frage 46): 

Ist der Bundesregierung bekannt, wo sich die verschwun- 
denen Unterlagen heute befinden? 

Aus den von der Bundesanwaltschaft eingesehenen 
Akten sind keine NATO-Unterlagen verschwunden. Dies 
beweist ein Mikrofilm der Akten aus dem Jahr 1993, der 
mit den heutigen Originalakten identisch ist. 


Anlage 27 

Antwort 

der Pari. Staatsministerin Kerstin Müller auf die Fragen 
des Abgeordneten Norbert Geis (CDU/CSU) (Druck- 
sache 15/5070, Fragen 53 und 54): 

Ist die Bundesregierung der Überzeugung, dass in der Tür- 
kei die Neutralitätspflicht des Staates gegenüber den Religio- 
nen gewährleistet ist? 

Wenn nicht, hält die Bundesregierung die Verletzung der 
Neutralitätspflicht für ein Hindernis bei den EU-Beitrittsver- 
handlungen? 

In Kenntnis des letzten Regelmäßigen Berichts über 
die Fortschritte der Türkei auf dem Weg zum Beitritt hat 
der Europäische Rat vom 16. und 17. Dezember 2004 
festgestellt, dass die Türkei die Politischen Kopenhage- 
ner Kriterien für die Eröffnung von Beitrittsverhandlun- 
gen hinreichend erfüllt. Die Bundesregierung teilt die im 
Fortschrittsbericht zum Ausdruck kommende Auffas- 
sung, dass die Religionsfreiheit in der Türkei verfas- 
sungsrechtlich garantiert und die freie Religionsaus- 
übung weitgehend ungestört möglich ist, allerdings trotz- 
dem nichtmuslimische Religionsgemeinschaften noch 
immer auf Schwierigkeiten treffen. Im Fortschrittsbe- 
richt heißt es hierzu: „Sie verfügen über keine Rechts- 
persönlichkeit, müssen eingeschränkte Eigentumsrechte 
und Eingriffe in die Verwaltung ihrer Stiftungen hinneh- 
men und dürfen ihre Geistlichen nicht ausbilden.“ Im 


Der genannte Vorfall gibt Anlass zur Besorgnis, ist je- 
doch für sich allein kein hinreichender Grund, die Ent- 
scheidung des Europäischen Rates infrage zu stellen. 
Die EU hat den Vorfall deutlich kritisiert. Wie die EU- 
Troika erwartet die Bundesregierung unverzügliche 
Schritte zur Aufklärung der Vorfälle. Der türkische Au- 
ßenminister Gül hat eine Untersuchung des Vorfalls an- 
gekündigt. Darüber hinaus wird die EU-Kommission, 
die den Reformprozess weiterhin aufmerksam verfolgt, 
um die Unumkehrbarkeit der politischen Reformen und 
ihre vollständige, tatsächliche und umfassende Durch- 
führung sicherzustellen, den Vorfall in ihrem nächsten 
Bericht mit in ihre Bewertung einbeziehen. 
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(A) Anlage 29 

Antwort 

der Staatsministerin Kerstin Müller auf die Frage des 
Abgeordneten Dietrich Anstermann (CDU/CSU) 
(Drucksache 15/5070, Frage 63): 

Treffen nach Erkenntnissen der Bundesregierung Informa- 
tionen zu, wonach während des Osterurlaubs 2004 auf 
Mallorca beim Finanzvorstand der Allianz AG neben dem 
Bundesminister des Auswärtigen, Joseph Fischer, auch der 
Geschäftsführer Deutschland des Bankhauses Goldman 
Sachs, das ohne Ausschreibung den Zuschlag zum Verkauf 
der Russland-Forderungen des Bundes erhalten hat, zeitweise 
zugegen war? 

Auch diese weitere in Frageform gekleidete Unter- 
stellung trifft nicht zu. 


Anlage 30 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Fritz Rudolf Körper auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Reinhard Grindel (CDU/CSU) 
(Drucksache 15/5070, Fragen 64 und 65): 

Was unternimmt die Bundesregierung gegen die Behaup- 
tung in der türkischen Tageszeitung „Hürriyet“ mit einer Auf- 
lagenzahl von ca. 100 000 Exemplaren in Deutschland und 
600 000 in der Türkei, der Bundesminister des Innern, Otto 
Schily, habe den Verlag der Zeitung „Vakit“ außerhalb des 
geltenden Rechts verboten? 

Welche Schritte werden unternommen, um die verleumde- 
rischen und hetzenden Artikel und insbesondere Karikaturen 
über den Bundesminister des Innern, Otto Schily, in der Tür- 
(B) kei-Ausgabe der „Vakit“ zu unterbinden? 

Zu Frage 64: 

Die Bundesregierung geht davon aus, dass die Frage 
auf den am 27. Februar 2005 in der „Flürriyet“ publizier- 
ten Artikel des Vorsitzenden des türkischen Presserates, 
Herrn Oktay Eksi, abzielt. Als Reaktion auf diesen Arti- 
kel hat die Bundesregierung über den deutschen Bot- 
schafter in der Türkei, Dr. Wolf-Ruthart Born, in einem 
offenen Brief an Herrn Eksi am 1 . März 2005 geantwor- 
tet. Dort wird darauf hingewiesen, dass das Bundesin- 
nenministerium nach § 1 7 VereinsG die Möglichkeit hat, 
auf administrativem Wege ein Verbot gegen eine GmbH 
zu erlassen, wenn deren Handlungen etwa gegen Straf- 
gesetze verstoßen. Weiterhin wird die umfassende Ver- 
botsverfügung angesprochen, welche die Notwendigkeit 
und Angemessenheit des Verbots sorgfältig begründet. 
Zuletzt legt der Botschafter dar, dass dem Verbotsemp- 
fänger innerhalb eines Monats der Rechtsweg zum Bun- 
desverwaltungsgericht offen stünde. Die Bundesregie- 
rung behält sich weitere Schritte vor. Im Übrigen wird 
auf die Antwort zur Frage 68 der Abgeordneten Köhler 
verwiesen. 

Zu Frage 65: 

Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass die Bundesre- 
gierung keine Handhabe hat, um gegen Veröffentlichun- 
gen in der Presse außerhalb des deutschen Hoheitsgebiets 
vorzugehen. In einem Schreiben von Bundesinnenminis- 
ter Otto Schily schreibt dieser an seinen türkischen Kol- 


legen, dass er davon ausgehe, dass die türkische Regie- (C) 
rung die erforderlichen Maßnahmen ergreifen werde, um 
gegen derartige hetzerische Presseorgane in der Türkei 
vorzugehen. Wegen möglicher Vorgehens weisen inner- 
halb der Bundesrepublik Deutschland wird auf die Ant- 
wort zur Frage 68 der Abgeordneten Köhler verwiesen. 


Anlage 31 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Fritz Rudolf Körper auf die 
Frage des Abgeordneten Hartmut Koschyk (CDU/ 
CSU) (Drucksache 15/5070, Frage 66): 

Wann wird die Bundesregierung von der türkischen Regie- 
rung eine Liste der in der Antwort auf Frage 3 der Kleinen 
Anfrage der Fraktion der CDU/CSU „Verlust der deutschen 
Staatsangehörigkeit bei Wiedereinbürgerung durch ausländi- 
sche Staaten“ auf Bundestagsdrucksache 15/5006 erwähnten 
50 000 Personen erbitten, damit die Personen, die fälschli- 
cherweise im Melde- und Wahlregister eingetragen sind, er- 
mittelt werden können, und wie wird sie nach Vorlage der 
Liste dafür Sorge tragen, dass in jedem Einzelfall ein Feststel- 
lungsverfahren zur Überprüfung der Staatsangehörigkeit 
durchgefährt wird? 

Bundesminister Schily wird am 11. April 2005 in 
Berlin mit dem türkischen Innenminister zu einem Ge- 
spräch Zusammenkommen, bei dem auch der Informa- 
tionsaustausch zu den Daten der seit 2000 von türkischer 
Seite wieder eingebürgerten Personen erörtert werden 
wird. Die Feststellung, ob und zu welchem Zeitpunkt 
durch eine türkische Wiedereinbürgerung die deutsche 
Staatsangehörigkeit tatsächlich verloren gegangen ist, 
treffen die mit der Durchführung des Staatsangehörig- ^ 
keitsgesetzes betrauten Behörden der Länder nach Prü- 
fung des Einzelfalles. 


Anlage 32 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Fritz Rudolf Körper auf die 
Frage des Abgeordneten Hartmut Koschyk (CDU/ 
CSU) (Drucksache 15/5070, Frage 67): 

Wann wird die Bundesregierung das Übereinkommen über 
den Austausch von Einbürgerungsmitteilungen vom 10. Sep- 
tember 1964 (CIEC-Abkommen Nr. 8) ratifizieren, und wenn 
sie die Ratifizierung nicht vornehmen will, warum nicht? 

Auch die Frage eines deutschen Beitritts zum CIEC- 
Übereinkommen über den Austausch von Einbürge- 
rungsmitteilungen vom 10. September 1964, bei dem die 
Türkei bereits Vertragsstaat ist, wird das Thema des Mi- 
nistergesprächs sein. 


Anlage 33 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Fritz Rudolf Körper auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Jürgen Koppelin (FDP) (Druck- 
sache 15/5070, Fragen 70 und 71): 

Welche Auffassung vertritt der Bundesminister des Innern, 
Otto Schily, zum Antidiskriminierungsgesetz? 
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nenfalls Teil des politischen Handelns der SPD-geführten (C) 
Bundesregierung in den Jahren 1969 bis 1982? 

Der heutigen Bundesregierung liegen keine Erkennt- 
nisse für eine solche Ausrichtung des politischen Han- 
delns durch die damalige Bundesregierung vor. 


Anlage 35 


Sollen nach Auffassung des Bundesministers des Innern, 
Otto Schily, am bestehenden Gesetzentwurf zum Antidiskri- 
minierungsgesetz Änderungen vorgenommen werden? 

Zu Frage 70: 

Der Bundesminister des Innern geht von dem Erfor- 
dernis der gebotenen innerstaatlichen Umsetzung der 
europäischen Antidiskriminierungsrichtlinien aus. 

Zur Frage 71: 

Über die konkrete Ausgestaltung einzelner Regelun- 
gen des Fraktionsentwurfs wird im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren zu entscheiden sein. 


Anlage 34 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Fritz Rudolf Körper auf die 
Frage des Abgeordneten Michael Kretschmer (CDU/ 
CSU) (Drucksache 15/5070, Frage 72): 

Hat die Bundesregierung Erkenntnisse über die im Ver- 
merk für das Zentralkomitee der SED am 8. Juli 1988 („Fo- 
cus“ vom 21. Februar 2005) erwähnte „sicherheitspolitische 
Zusammenarbeit von SED und SPD“, und war diese gegebe- 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Fritz Rudolf Körper auf die 
Frage des Abgeordneten Roland Gewalt (CDU/CSU) 
(Drucksache 15/5070, Frage 73): 

Hat die Bundesregierung bezüglich des zweifachen Hin- 
weises in dem von Mitarbeitern der Ständigen Vertretung der 
DDR in Bonn gefertigten Vermerk für das Zentralkomitee der 
SED vom 8. Juli 1988, es handele sich um ein „Zusammen- 
spiel mit den Medien und den Geheimdiensten der BRD“ und 
dass „die hinter ihnen (Anmerkung: Bärbel Bohley und 
Wolfgang Templin) stehenden Dienste“ auf eine Einreiseverhin- 
derung hoffen, im Bereich der bundesdeutschen Nachrichten- 
dienste Ermittlungen angestellt, ob ein eigener nachrichtendienst- 
licher Vorgang existiert, und wenn ja, wer gegebenfalls die 
daraus resultierenden Erkenntnisse an Karsten Voigt weiterge- 
geben hat? 

Nein. 
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